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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 20 Minuten 

Vor s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter Antrag 6/A der Abgeordneten Dr. Kranzl-
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. mayr und Genossen betreffend Ergänzung des 

Strafrechtsänderungsgesetzes 1971 dem Justiz­
ausschuß; 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. Antrag 8/A der Abgeordneten Blecha und 
K r  a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete Genossen betreffend Novellierung des Ein-

Dr. Hauser. kommensteuergesetzes 1967 dem Finanz- und 
Budgetausschuß. 

Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge­
brachten Anträge weise ich wie folgt zu: 

Antrag 5/A der Abgeordneten Dr. König, 
Dr. Scrinzi und Genossen betreffend Bundes-

Die in der letzten Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebenen Vorlagen weise ich wie 
folgt zu: 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
das 

gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln, Bundesgesetz, mit dem das Weingesetz 1961 

Zusatzstoffen, kosmetischen Mitteln und Ge- geändert wird (2. Weingesetznovelle 1971) 

brauchsgegenständen (Lebensmittelgesetz (9 der Beilagen); 
1971) und dem Finanz- und Budgetausschuß: . 

Antrag 7/A der Abgeordneten Dr. Halder 
und Genossen betreffend 27. Novelle zum 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung; 

Bundesgesetz, mit dem weitere Uberschrei­
tungen von Ansätzen des Bundesfinanz­
gesetzes 1971 genehmigt werden (2. Budget­
überschreitungsgesetz 1971) (1 0 der Beilagen), 
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Präsident 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich I 

und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Gewährung von Abgabenfreiheit für Fern­
meldeanlagen im Grenzgebiet (11 der Bei­
lagen), 

dem Justizausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugsge­
setz geändert wird (Strafvollzugsgesetz­
novelle 1971) (26 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Verkehr und Elektri-
Bundesgesetz. mit dem das Bundesgesetz be- zitätswirtschaft: 

treffend die Förderung der Finanzierung von 
Entwicklungs- und Erneuerungsinvestitionen 
geändert wird (13 der Beilagen). 

Bundesgesetz. mit dem das Zuckergesetz ge­
ändert wird (14 der Beilagen), 

Bundesgesetz. mit dem das Stärkegesetz ge­
ändert wird (15 der Beilagen), 

Bundesgesetz. mit dem das Ausgleichs­
abgabegesetz geändert wird (16 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz be­
treffend eine Abgabe auf bestimmte Stärkeer­
zeugnisse geändert wird (17 der Beilagen). 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Europäischen Organisation zur Siche­
rung der Luftfahrt "EUROCONTROL" über die 
Einhebung von Flugsicherungsstrecken­
gebühren (27 der Beilagen). 

Bundesgesetz. mit dem die Geltungsdauer 
des Lastverteilungsgesetzes 1952 neuerlich 
verlängert wird (28 der Beilagen), und 

Bundesgesetz betreffend Flugsicherungs­
streckengebühren (39 der Beilagen) i 

dem Bautenausschuß wird zugewiesen das 

Bundesgesetz. mit dem das Wohnbauförde­
Bundesgesetz über Nebengebührenzulagen rungsgesetz 1968 geändert wird (29 der Bei­

der Bundesbeamten des Ruhestandes, der lagen). 
Hinterbliebenen und Angehörigen (Neben­
gebührenzulagengesetz) (20 der Beilagen) und 

Bundesgesetz. mit dem das Umsatzsteuerge­
setz 1959 geändert wird (21 der Beilagen); 

dem Zollausschuß : 

Erste Lesung der Regierungsvorlage betreiiend 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1972 

(2 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nun in die Tagesord­
nung ein. 

Zollabkommen über die vorübergehende Gegenstand ist die erste Lesung der Regie-
Einfuhr von wissenschaftlichem Gerät (12 der rungsvorlage betreffend das Bundesfinanz-
Beilagen). gesetz für das Jahr 1972 (2 der Beilagen). 

Bundesgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 
1958 neuerlich geändert wird (7. Zolltarif- Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 

gesetznovelle) (18 der Beilagen). gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Koren. 

Empfehlung vom 9. Juni 1970 des Rates 
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des 
Zollwesens hinsichtlich der Anderung des 
Zolltarifschemas für die Einreihung der Waren 
in die Zolltarife (19 der Beilagen). 

Bundesgesetz. mit dem die Liste XXXII -

Osterreich zum Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen (GATT) abgeändert wird 
(23 der Beilagen) und 

Bundesgesetz. mit dem das Zolltarifgesetz 
1958 neuerlich geändert wird (8. Zolltarif­
gesetznovelle) (24 der Beilagen) i 

dem Ausschuß 
gration wird das 

für wirtschaftliche Inte-

Bundesgesetz. mit dem die deutsche Uber­

Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Koren (DVP): Herr Präsi­
dent! Hohe:s Haus! Wir ,g'enen heut,e in dioe 
erste Lesung des Bundesfinanzgesetzes 1972 
ein. und zwar 14 Tage später als in normalen 
Jahren. Ich brauche hier nicht zu erläutern. 
was 14 Tage Verspätung bei dem üblichen 
Gedränge in den Monaten November und 
Dezember hier im Hohen Haus bedeuten. 

Ich habe vor einer Wochoe hier bei der 
Deba,u,e Ülber di'e Regierungserklärung ges,a,g,t, 
daß wir 'heroei,t sind, loyal und kooperativ mit­
zuwirkoen. um die Arheit, die 'hi,er im Hohen 
Haus zu leisten 1st, zu be wältig,en. Ich muß 
aber heute :f.ests'tellen. daß uns diese Arbeit 
unendlich ,er.schwel't w.Lrd. 

setzung des Ubereinkommens zur Errichtung Ich halbe vor ,einer Woche -bewußt nicht ,eine 
der Europäischen Freihandelsassoziation abge- Rückbl,ende ,auf die J,ahl1e 1966 und 1970 vor­
ändert wird (5. EFTA-Durchführungsgesetz) genommen. wo damals Ihr Vorgäng,er. Herr 
(22 der Beilagen). zugewiesen; Gr,atz. :sich .peinlich bemüht hat. -das Arheits-

tempo in diesem Haus auf Schongang zu schal­dem Verfassungsausschuß: 

I 
ten. Ich wollte bewußt keine Ressentiments an 

Bundesgesetz. mit dem das Preisregelungs- damals wachruf,en. um in di,eser spannung:s­
gesetz 1957 geändert wird (25 der Beilagen); reichen Zeit für 'Bin ,erüä.gliches Klima zu sor-
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Dr. Koren 

.gen. Ich s:ehe mich alber heute v·er anlaßt , ein­
deutig Jestzu:steHen, daß d1e Erklärung eines 
loyalen Verhaltens kein Freibrief für die Brüs­
kioerung und Mißachtung des Parlaments ist, 
wie si.e nun Plaizgreifen. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Seit Wochen habe ich mich bemüht, ein 
Arbeitsprogramm für diese nächsten Wochen 
von der RJe.giemng zu lerh alten , um die Arbeit 
bi.s zurrn Janr,esendle lin 1ra,gbaren Grenz,en ein­
teHen zu können. 

Die "bestvorbeI€ite.te Reg-j,erung" aber, di.e 
seit ,eineinhalb Jahr,en pa uSlenlosar.beite:t und 
die selbst, wie sie sagte, im Wahlkampf weiter 
gearbeitet ha.t und tätig war, die ununter­
brochen von Schw.erpunkt,en umschwirrt war, 
hat uns am vler,gang:enen Wochenende wissen 
lass.en, daß heute ,die no.twendi.gen Ges'etze, 
die noch vor J ahflesende be.schloossen werden 
sollen, eingebracht und zugewiesen werden 
sollen. Es handelt sich fast durchwegs, meine 
Damen und HeHren, um Routineg.esetz,e. 

Am .Montag, heute vor zwei Tag·en, mußten 
wir erfahren, daß die Mehrzahl dieser Gesetze, 
die noch vor Jahr,esende ,beschloss'en werden 
solLen und müss:en, 'erst im Dezember einge­
bracht werden wird. 

Eine solche Vorgangsweise hat ·es noch nie 
gegeben. Damit ist der Arbeitsplan, den wir 
am Montag in der Präsidialkonferenz ausge­
arbeitet haben, praktisch zu einem wertlosen 
Papier geworden. 

klingenden Worten auf der einen Seite und 
der realen Arbeit auf der anderen Seite ist. 
Und das trifft gerade auf diese Regierung 
zu. Dabei bin ich bereit zu unterstellen, daß 
große oder größere Reden von der Regierungs­
bank aus, wie Regierungserklärungen oder 
Budgetreden, fast unvermeidlich die Redner 
mehr oder weniger oft, je nach Veranlagung, 
dann in eine inhaltsleere Phraseologie trei­
ben, wenn der nüchterne Sachverhalt, der 
darzustellen ist, zu bescheiden ist, um eine 
kräftige sadlliche Argumentation überzeugend 
tragen zu können. 

Der Herr Finanzminister hat am vergange­
nen Freitag seine zweite Budgetrede gehalten. 
Sie war etwas kürzer als die Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers, aber mit 60 Seiten und 
eineinhalb Stunden Redezeit doch fraglos nicht 
so kurz, als daß die Abgeordneten und die 
österreichische Bevölkerung nicht hätten er­
warten dürfen, neben vielen Details auch 
einiges Grundsätzliches über jene Phrasen 
hinaus zu hören, welche die Rede einbegleitet 
haben. 

Im Vorjahr haben Sie, Herr Finanzminister" 
am Beginn Ihrer Rede verkündet - ich darf 
wörtlich zitieren -: "Will eine Bundesregie­
rung jedoch heute dem politischen Auftrag 
gerecht werden, so verlangen die wirtschaft­
liche und gesellschaftliche Entwicklung, zu­
mindest im Jahrzehnt zu denken." 

Und heuer sagten Sie mit etwas anderen 
:Meine Damen und Hel'I'enl Ich möchte keine Worten - wieder wörtlich -: Die Bundes­

Zweifel daran lassen, daß wir ,ein ,salmes Ver- regierung "setzt 1 972 den mit dem Budget 
haUen der '&egiierung, für .das :es :kJeine ierklär- 1 97 1  eingeschlagenen Weg fort, ihre wirt­
baren und vernünftigen Gründe gibt, nicht hin- I schafts- und gesellschaftspolitischen Entschei­
nehmen werden. (Zustimmung bei der OVP.) 

I 
dungen 

,�
n längerfristigen Zusammenhängen 

Es ist Ihre ,sache, meine -Damen und Herren zu sehen . 
von der sozialistischen Fraktion, wenn Sie sich Aber weder im Vorjahr noch heuer haben von Ihr,er R,egierung in ein Arheittsproblem Sie über diese Behauptung von der länger­drängen lassen, das nicht löshar ist. W:ir aher fristigen Orientierung Ihrer Budgetpolitik sbehen .auf dem Standpunkt, daß in de,r parla- hinaus auch nur mit einem Wort jene Grund­mentarischen DemokraHe vorläufig .noch die probleme des Staatshaushalts angedeutet oder R,egilerung dem P.arlament v,erantwortlich ist zu ihnen Stellung genommen oder Lösungen und nicht umglekehrt. (Beifall bei der OVP.) erkennen lassen die seit Jahren bekannt sind Das schl1eßt di,e Verpflichtung fein,

. 
für. einen und die Sie ais Oppositioneller seinerzeit bewältigbaren Zeitplan bei der Embnngung in den Mittelpunkt Ihrer Kritik und Ihrer und Besdllußfassung von Gesetzen zu sorgen. R f k" d' t Ilt h b G . . . . . ) e orman un 19ungen ges e a en. anz 

WH smd Jedenfalls nicht bereIt, emer solchen . G t '1 I . R 'h F"ll h b . ... ' . 1m egen el : n eIner el e von a en a en SchlampereI oder Unfahlgkeü g,eduldlg und 
S

· chI d b ' d ß 'cht k t' 
. . (Z ' b ' Ie s agen eWlesen, a m onzep lVes brav dlie ,Mauer zu machen. ustImmung el D k d eh I . t' d' 

d OVP) 
en en, son ern ras e mprovlsa Ion le er . Kompaßzahl Ihrer Marschrichtung ist. Ich 

Meine Damen und Herren! Nach dem Pomp denke nur an den letzten derartigen Fall, 
der großen Reden, die wir in den letzten die sogenannte Ehestandsbeihilfe, die als Pro­
beiden Wochen von der Regierungsbank ge- I dukt munterer Lizitation entstanden ist, nach­
hört haben, hätte kaum ein anderes Beispiel 1 odem wir diese Fra.ge in unser W,ahlprogramm 
als das eben geschilderte härter demonstrieren I aufg.enommen hatten. r(Abg. B 1 e e h  a: Fünf 
können, wie groß der Unterschied zwischen Jahre später!) 
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Dr. Koren 

Obwohl Si,e sich diese Ford,erung vor dem Ilor,en. Sie hab.en k,ein Wort über die g'eplanten 
21. September zugeeignet hatten - warten Tariferhöhung,en bei ßahn und Post verlor,en. 
Sie ein bissei - und in InSlera.ten und :im Sie haben k'ein Wort ii:ber dJi,e Zigar,et:ten­
Wahlkampf versprochen haben, findet sich im pl1eise v,erloren. Sie haben mit keinem Wort 
vorliegenden Bud.goetentwurf ,k,eine Spur von zum Probl.em .des Faanilitenlas,t,enausgl,eichs im 
dieser Forderung, das heißt, Sie haben noch Zus.ammenhang mit den geplarrben Tarif.er­
bei der Budg'eterstellung nicht im entfe'rn- höhungen Stellung 'genommen. Und Sie haben 
t,esten ,daran g,edacht, ,einem solchen Anlie.gen k,ein Wad zu Ihr,en übrigen s,teuer- und 
in WahrheH nä'herzutr,et,en. Und, Herr Finanz- gebühl1enpolitischen Ahsicht,en g,eäuß,ert, ob­
minister, vorsorglich für Ihre Wortmeldung: wohl einige di,eSler Helastungen von Ihnen 
Berufen Sie sich bitte nicht .auf dte Bundes- verläng,ert wurden od'er im kommenden Bud­
v,erfassung, di'e bek,anntlich vorschre:übt, daß get auslaufen ,soHen. 
nur di,e .in Ges,etz,en bereits ,normi,erten An­
sätze in das Bund,esfinanzg,es,etz ,aufg,enommen 
wlerden dürfen, denn ,es ,entspr.icM einer - ich 
würde fast sagen - ewigen Praxis, sehr wohl 
solche Dinge in das Budget au fzunehmen, un.d 
auch Ihr vorlieg,end.er Entwurf enthält ja ,eine 
ganze Reihe von Ausgaben- und Einnahmen­
positionen, für d1e heute die gesetzliche 
Grundla,ge noch nicht vOflhanden ist, sondern 
vielleicht, wenn wir die GesetiJ€ noch bekom­
men ,soHten, in ,den nächsten 'Wochen zu be­
scMüeßen sein wird. 

Und ich sehe einen w,eit'er,en Satz in Ihrer 
Budgetrede, .der da l,aut,et: "Der vor den Wah­
len v'om 10. Oktober ,erst,ellte Budgebentwurf 

haUe nach ,den W,aMen unverändert Gülotig­
k,eit." 

Ich 'gl.auhe, daß di,eser Satz zwar formal 
richti,g sein dürfte, daß bei den Beschlüssen 
dergl,eiche Budgetentwurf zugrunde lag. Aber 
ehenso unhestneitbar ist, glaube ich, die F'est.­
stellung ,eines bekannt,en österreichischen 
Wirtschaftsjournalilsten, .daß der Entwurf über­
holt war, ,ehe e'T überhaupt eingebr.acht worden 
is,t, weil 'ihm ,in der nächsten Zeit V,erände­
rungen bevorst,ehen, ü:herd;i.e Si,e zwar nach 
Ihrer Partetklausur in Vösl.au, Herr Finanz­
minis,ter, sehr iheT,eitwillig Intef'v,iews ,gege­
ben haben, für d1e aber in Ihl1er Budgetriede 
hi,er vor dem Hohen Haus k,ein Platz mehr 
,gewesen ist. 

Beii allem V,erständnis für Dramaturgie und 
Optik. einer w;iI1kungsvol1en l&e:de halte -ich 
es dennoch für unvertretbar, daß Sie es 
offenbar nicht ,der Mühe iwert ,g,efunden haben, 
in Ihr'en sog,enannten langfristigen Zusammen­

hängen ein p.aar Wor,te über jen.e neuen und 
jene zusätzlichen Belastungen zu v'erher,en, 
die Sie der österreichischen Bevölkerung in 
den nächsten Wochen und Münaten ,auferloegen 
wollen. 

Sie haben in Ihrer iBudgetfoede ''klein Wort 
zur Alkoholsondersot,euer Ibezi,ehungsweise 
der.en Verlängerung vIerloren, obwohl in Ihrem 
Entwurf die Einnahmen dazu hel1eits eing'e­
setzt sind. Sie haben k,ein Wort zum Schicksal 
der für ein Jahr ,ausgesetzt,en W.einsteuer v,er-

Deshalb, meine Damen und Henen, werdre 
ich mich bemühen, dort etwas mehr Licht zu 
verbr.eiten, wo die Budg,etrede im Dunkel oder 
orakelhaft g,e:bJi.eben ist, und dort ·auf den 
Tageswert 'zurückzuführ,en, wo ·der Glorien­
schein ,allzu kräftig angestTiahH ,worden ist. 
Mit ander,en Worten: Ich möchte die Propor­
tionen di,eses tBudg,eterrtwurf.es slehr nücMern 
und sachlich, ganz anders, als Sie das bei 
ähnlichen Gelegenheiten bis 1970 getan haben, 
g,egen den Hintergrund wirtschaRlicher und 
budgetstruktureller Sachverhalte darstellen. 

Ich darf an die Spitz,e ,eine Uherlegung stel­
len, die, glaube ich, Ihnen, Herr Finanz­
minister, sehr wohl bekannt ist, über die Sie 
aber bei der Erstellung dieses Haushaltsent­
wurfes hinweggegangen sind, nämlich die Tat­
sache, daß dieser Bundeshaushalt Änderungen 
der wirtschaftlichen Entwicklung, die aller 
Voraussicht nach im kommenden Jahr ein­
treten werden und die sich bereits abzeichnen, 
nicht zur Kenntnis nimmt. 

Sei't Jahr,en ist bekannt, daß der österroeichi­
sehe Sta.atshaushalt tr.endmäßig, der Tendenz 
nach ,sich in 'einer Scher,e befindet, daß die 
Ausg.aben in ,diesem Haushalt di,e Tendenz 
haben, stärk-er zu wachs,en ,als di,e Einnahmen. 
Di,es,er Tr,end wird lediglich .durch die kurz­
fristigen konjunktur'eUen Schwankungen über­
lagert. Di,e Tatsache, daß Sie in den letz,ten 
zwei Jahren auf der ,glücklichen Sei'te waren, 
nämlich in den Jahren der Hochkonjunktur, 
in denen sichdi,ese Scher,e Ig,eschloss,en hat, 
war zwar Ihr Vorteil, bedeubet ,aber, daß nun 
in ,einer beginnenden Phase langsameren 
Wachstums die ursprüngliche Tendenz sehr 
stark und ,scharf ihervortreten wird. 

Ich glaube, meine Damen und Herren: Es 
s.teht ,außer Frage, daß di,e Hochkonjunktur­
phase nun zu Ende ,g,eht. Ich bin weit davon 
entf.ernt, SclIwarzmaler,ei zu .tr,eiben. Da·s Aus­
maß der kommenden wirtschaftlichen Entwick­
lung bez-i,ehungsweise der W·achstumsab­
schwächung ist auch für die budgetstrukturelle 
Entwicklung nicht ·s,ehr wesentlich. Es ,g,enügt, 
daß sich .die Konjunkturtendenz v,erände-rt, 
um d]e starke Scher,enentwicklung wieder 
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zum Vorschein zu bringen, das heißt, jene 
Phase wi,eder :einzuleiten, in der einem ver­
ringerten Wachstum der Einnahmen ·ein un­
verändert stark,es ·der Ausgahen ge,g,enüoer­
steht. Das hedeutet: Wir stehen 'am Beginn 
jener Phase, in der -die budg!etstrukturellen 
Probleme wi'etder ,stärker her.vortlleten werden, 
die in den Jahren 1967 bis 1 969 in der 
Schwäche und in der ersten Aufschwungphase 
dieser Konjunktur gegolten haben. 

Mit anderen Worben, Herr Finanzminister: 
Ihre schöne Budge'tz,eit g,eht mit dieser Uber­
gangsphase zu Ende. Si,e aber halben Ihr Bud­
get so erstellt, als gäbe es dieses Problem 
nicht. Sile haben einen, wi,e kh glaube, unan-
9,ebrachten Op.timismus an den Tag g,elegt. 
Deshalb hat ,auch ,einer der Kommentatoren 
in der verga-ngenen Woche davon g.esprochen, 
daß in di,esem Budg·et der ZJeitzünder tidct. 
Vi,eUeichtdarf ich mich - zumindest global -
mit ein paar Zah1en aus di,eSlem Voranschlag 
a u.s,eina.nde�setz;en. 

Das Char'akt,eristische ist, .daß Si'e auf -der 
Einnahmenseite sehr optimistisch .gewesen 
sind. Sie haben die Erwartungen, di,e ·der Hei­
rat für Wirtschafts- und .soz·i,alfragen, auf den 
Zahlen des heurigen Frühjahrs basierend, vor­
ausg·eschätzt hat, voll .ausg.eschöpft. Si,e haben 
aber dabei nicht zur Kenntnis genommen, 
daß di'eser Beirat .ausdrücklich ·g·esagt hat, daß 
diese Schätzungsvariante auf der Vorausset­
zung einer wei,ter anhaltenden Vollheschäfti­
gung, da,s heißt einer ausg,eglichenen Kon­
junktur in .alLen Wlrtschaftsber'eichen, heruM. 

D.aß heute schon - das hat Ihnen ja vor­
g,estern di.e Aussprache in der Paritätischen 
Kommission g,ezeigt - hier doch da und 
dort parHelle Störungen in dieSIer Entwicklung 
vorhanden sind, ist Ihnen lebenso 'bekannt wie 
mir. Sie halben deshalb im Voranschlag ,des 
kommenden J ahr,es ,eine Steigerung ·auf der 
Einnahmenseit,e von rund 12 MilliaTden Schil­
ling angesetzt, di,e stärkste Einnahmlensteige­
rung, di,e überhaupt Jemals in leine m Haushalt 
angenommen worden ist. Mit 81/4 Milliarden 
Schilling bei den Steuern, mit 8 Proz,ent bei 
den Betriebseinnahmen, O'bwohl Sie .g,enau 
wisslen, daß dort schon eine !echte Tr·endum­
\k,ehr staottg,efunden hat, und mit 10 Prozent 
bei den ,sons'bigen ,Einnahmen. 

IEs ist Ihr,e Sache, nun zu übef1.e,gen, ob Si,e 
mit dies,en Einnahmen tatsächlich woerde.n r,ech­
nen können. Ich kann mir nur vorstellen, daß 
S�e gedan'klich und im Geist ber,eits j'ene 
Tariferhöhungen mit einkalkuliert haben, die 
Si,e in .den nächst,en Münaten ·auf di,e öster­
reichische Be.völk,erung loslassen wonen, 

Auf oder Ausga.oens,eitoe haben Si,e hingegen 
sehr viel knapper geschätzt, als es der Beirat 

in s·einer Vorschau .getan hat. Insbesondere 
halben Sie ·etwa beim Personalaufwand um 
.eineinhalbMiUiarden Schilling niedrig'er prä­
liminiert, al.s es ·der Beir,at, ·auf den Zahlen 
des heur,i.gen Frühjiahrs .basieDend, g,etan hat. 
Si.e werden mir wahrsdlieinlich ,entgegnen, daß 
Sie über neuer,e Unterlag,en verfügen. 

Ich muß dazu aUerdings eines feststellen: 
Sile konnten Ibis vor wenigen Mona,ten damit 
rechnen, daß Ste beim p.ersonalaufwand d,es 
heur.igen J ahr,es die Ansätz,e nicht g·anz aus­
schöpfen werden. Sie wissen aber ebensogut 
wie ich, daß in den l·etztenMonatlen eine 
permanente Verringerung di,es,es scheinharell 
Uber.schusses etnge1reten ist und daß wahr­
sche.inlich .bis zum Jahres.oende dJer Personal­
aufwand etwa den Rahmen eneichen wird, 
der auch im heurigen Voranschlag 1·atsächlich 
vorges.ehen ist. 

Aber Sie mußten offensichtlich di,e Aus­
gabenentwicklung schwächer ,einschätzen als 
der Heir,at, weil Sie .sonst zu ,e:inem Brutto­
und zu einem NeHodefizit gekommen wär,en, 
das über joenes hinausgeht, das Ihnen der 
StaatsschuldenaussChuß bei der Postsparkass·e 
in der Größ.enordnung ,im Netto 'zwischen 
3,8 und 4,5 :Milliarden Schilling 'vorg,elegt 
hat. Sie .sind mit 4,1 Mil1iarden [Schilling slehr 
nahe ,an die Obergr,enze dieses Rahmens her­
ang,eganglen. 

Das Ergebnis dieser wenig,en Feststellungen, 
meine Damen und Herroen, ,ist wohl, daß dieser 
HaushaU nur negativen Spielr,aum hat. Das 
heiß:t: Sie, Herr ,Finanzminister, st,ehen vor 
einer W,ende in der Budget.entwicklung, ohne 
es im Aug,enblick wahrhaben zu woUen oder 
zu dürf,en. Darüber, über -diese Probl,eme, wie 
es weitergehen soll, hätten wir ,eigentlich 
gerne in Ihrer Rede ,etwas .g,ehört. 

Dilese mangeLnde Transpar,enz, wie man 
jetzt so schön sagt, haben Si'e, Her.r Finanz­
minist,er, auch für den Konjunkturausg1eichs­
voranschlag durchgehalten. Sie hahe·n ihm :ins­
gesamt sechs Zeilen gewidmet bei einem Aus­
gabenvolumen von 2,8 Milliarden Schilling. 

Ich siehe aber gerade in ,d�esem Konjunktur­
aus,gleichshaushalt ,ein beträchtliches Problem: 
W,enn die Schwäche der Konjunktur im J·ahre 
1972 l€intr-iU, für die 'er g.edacht ist, dann 
fürchte ich, daß -dies,er Aus.gl,eichshaushalt nicht 
der geleignete Wleg sein wird, um mit dieser 
konjunktur,ellen Schwächeentwicklung tatsäch­
lich f,ertig zu werden. Denn aus .aUen Voraus­
schätzung-en und Unterlag.en, di,e uns heute 
zur VIerfügung stehen, können wir sü viel 
vor.auss1ethen: W·enn ,es zu die.ser Entwicklung 
kommt, dann wird ,es zu einem Zustand ,in 
deT Wirtschaft kommen, den di,e Konjunktur­
forscher als gespaltene Konjunktur hezeich-
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nen, das heißt eine wirtschaftliche Situa- l'esen, um d1e neue Leer ,formelsprache ver­
tion, jn der nehen anhaltend voUbeschäfti'g'ten st'enen zu können, die in der letzten Zeit 
oe,er vi,eHeicht so.gar überbeschäfUgten 'ßer,ei- üblich geworden list. 
ehen ander,e stehen, in denen SchwächeZl€i­
ehen, AbsatzschwJierigkeiten und Produktions­
einbußen zu verZieiehnen sind . 

Di,ese ,g,esp ,aHene KonjuIliktur ,ist die fast 
unvermeidliche Begleiterscheinung einer 

ersten Ahschwungspha ,se . Deshalb müßten wir 
uns die Fr,ag,e Aus'gleichshaushalt doch sehr 
ernstlich i1berl,e,gen . .Denn wenn wir die An­
sä:tz,e d1es:€s Aus.gleichshau.shaltes ans,ehen, 
dann betr,effen Sie in erst,er Linie Ausg,ahen, 
neue Nachfrageimpulse für joene Wirtschafts­
zweige, in denen .aUer Voraussicht nach .im 
nächsten ]'cuhr unverändert und anhaltend 
Hochkonjunktur herrschen 'wlird, wie etwa in 
der Bauwirtschaft, wähl'end di'es'e zusätzlichen 
Nachfrrageimpulse keine Möglidlk1eit bi,eten, 
dort einzugr,eHen, dDrt stützend zu wirken, 
wo aller Voraussicht nach die Schwäche­
zentren s'ein werden, wi,e ,etw.a im Ber,eich 
des priv,a,t,en Konsums oder auf der Produk­
Uonsseite im Ber,eich d'er Grundstoffindustrien 
und ähnlichen. 

Deshalb vertreten wir die Auffas.sung, daß 
,es sehr vilel zweckmäßiger wär,e, ein anderes 
konjunkturpolitisches 'InstrumentarhlJIIl im 
VerLauf,e des nächsten Jahres einzus,etzen obe­
zilehungsweise vorzusehen, und daß ,es ange­
sich,ts der kommenden konjuniktul'eUen Pro­
bleme viel zweckmäßiger wäre, nicht mit 
einem auf Hochkonjunkturbereiche zielenden 
Eventualhaushalt zu operieren, sondern mit 
einer Konsumstärkung, die auf dem Wege 
über eine konjunkturpolitische Steuersenkung 
durchzuführen wäre. 

Meine Damen und Heuen! Ich glaube, daß 
sich di,ese Frag,e einer konjunkturpolibischen 
Steuer.senkung ,s'ehr wohl mH den Anlieg,en 
ver,einen läßt, di.e heut,e di-e öst'eneichi:sche 

Offentlichikeit heschäftigen, nämlich d1e Fr,age 
des durch di'e Inflation permanent iV,erstärkten 
und wachsenden Druckes der di'r,ekt'en -Be­
steuerung zufolge des Hineinwachsens der 
Einkommen in immer sch ärfelle Prog.reSrsions­
:s'tu·f,en. Hier ,könnte das Notwendige mit dem 
korujunktur,ell Nützlichen v.erbunden w,erden, 
Ich ,gl.aube, daß sich darüber brei dilBser br,ei­
,ten Streuung des InteI1esses in der Off,errt1ich­
keit doch ein iEinvemehmen ,erzi,el,en lassen 
muß. '(Beifall bei der .oVP.) 

Gestatten Si,e mir nun 'einig,e Bremerkung,en 
zu jenen Punkten - meine KolLeg,en werden 
späte,r ,sicherlich noch mehr in diese Fr,agen 
eing-ehen -, wo, wie ,ich ,glaube , die Budg1et­
rede des Herrn Finanzminis,t,er:s die Wirklich­
keit allzusehr verbogen hat. Man muß in 
dies.er Rlede sehr oft zwischen den Zeilen 

Wenn ich etwa di,e v\:ussagren ,des Herrn 
Finanzminils,ters zur Bekämpfung des Pr-eis­
auftrJielbes heranziehe, so steht in diesem Ab­
schnHt auf den Seitlen 4 'UIl!d 5 der Recte, die 
uns zur Verfügung g,este11t wurd-e, eigentlich 
nicht mehr als etw,a folgender Satz: 

"So ,erfpeulich ,es :ist, daß di,e 'Pmiss:teig,e­

rung,en ,in Osterreich n1edriger :sinrd aIrS im 
Ausland , so ·erfüllt dieser Zustand die Bundes ­

r,egierung mit lernster Sor.ge. 4 bis 5 Prorerrt 
T,euerung hedeut,en lfür den öst'eueichischren. 
Konsumenten ,eine nicht unbeträchtliche Be­
lastung." 

Da,s hätten wir eigentlich ohne den Herrn 
Finanzminist'er ,gewußt. 

"Di:e Bundesre,gLerung ,ist sich de,s auß'er­
ord,entlich unsozi,al.en Charakters einer infla­
tionären Entwicklung bewußt, weil dadurch 
die Bezi,eher von ,klei'neu Einkommen am 
stärksten betroffen werden." 

Auch da.s haben wir in di'eSrem Hohen Hause 

schon oft genug gesagt. Aber was folgt auf 
di,ese Fe-s,tstellung? Auf dieSle Festst,ellung 
folgt rim gl,eichen Abschnitt die uITVierblümte 
Ankündigung weit,erer Tariferhöhungen und 

Pl1eiserhähungen durch di·e äff,entliche Hand, 
und das jst in meinen Augen fast eine V,er­
höhnung der Ang ,esprochenen . (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Oder nehmen wir den AhschnJitt über die 

,g,esunden Staatsfinanzen ,auf den Se iten 1 2  
und 1 3  Ihr,er Rede, Mehr Le.erforrnreln habe 
ich wiIiklich noch nicht gel,esen. Der Einl.ei­
tungssatz l,autet: 

"Es i,st b€ikannt, daß -die Bundesregi'erung 
bei ihr,er Amtsübernahme den Gesundungs ­

prozeß einleiten mußte." 

iFür ,ein bißchen PoIemilk kann man Ver­

ständruis haben, AJber dann heiß,t es: "Unter 
.dem Eindruck ,des ,erfolgreich eiug,eleite:t-en 
Konsol1dierungsprozBsses roeiVidier.t-e der Bei­
rat ein Jahr späte.r seine urrS'prüngliche Pro­
gnose" und - so heißt es weiter - vermin­
derte die Defizitvor,au�schätzun.gen. 

Herr Finanzminister! Bei aller Wertschät­
zung für die Budgetpoli:tik der 1etzt,en einein­
halb Jahre darof .ich ,aber v,i'eHeicht doch f,est­
halten, daß sich der Bei,rat nicht durch Ihre 
Politik zu einer Korr,ektur seiner Schätzungen 
veranI.aßt g,eSiehten hat, :sondern durch die Tat­
sache, daß ,sidl rdJi<e Konjunktur 'a-bdem J,ahr,e 

1969 vlel läng'er und stäI1ker -entwick.elt hat, 
als man urspr.ünglich vorausg,esehen hat. Denn 
auf ,diesem Gebi.et, auf d,em staa'tsfinanzi·ellen 
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Gebiet, hahen Sie jn diesen eineinhal'b Jahren 
wirklich nichts anderes getan, als dankbar die 
Mehreinnahmen ,aus td,er Konjunktur zu kas­
s:i,eren und .zur Kenntnis zu nehmen I (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Oder dallf :ich mich mit dem Abschnitt 
"Wohlfahr:t" beschäfti.g,en. D1eshezüglich hat 
schon der Herr BUThdesk,anzler jn seiner Regie­
rungs.er.klärung aut Seite 3 zwa·r niCht eine 
neue .P.olitik, .aber ,ein neue:s Sdüa,g.woIt ge­
schaffen: den Kampf Ig,eg,en die Armut. Er hat 
dann :im nächstfolgenden Satz die,sen Kampf 
aUerdings ,stark .abg,erüsbet, indem er fest­
stellt,e, daß leider die bescheidensten Ver­
hesserung ,en gewaltig,e Mehrausg.itben Ibedeu­
t'en und deshalb nur :s chrittweise vorgenom­
men w,erden�önnen. ;Das heißt, ,er hat jene 
P.olitik angekündigt, d1e die Sozialpolitik in 
dies,emLande .g,eit 20 Jahren chatalkteris1ert, 
nämlich den Versuch, das Menschenmögliche 
·aus der 'Entwicklung der Wir,tschaft für die 
sozial Schwärnepen zu schaffien. 

Si,e, Herr Finanzminister, halben auf Seite 27 

zur Wohlfahrt und zur :sozial,en Sicherheit 
foLg,endes ausge,s,agt: 

"D1e Bund'esr·egi ,erung rrnißt der !sozialen 
Sicherheit und der Wohlfahrt unSrer,er Bevöl­
kerung besondere ,Bedeutung heL 

,Eindrucksvoll wird die.se Einst,ellung zur 
Sozialpolitik" ,auch "durch die dafür 1972 vor­
gesehenen Budg,etmittel dokumentiJert. Insge­
samt .stehen ,dem Kapitel Soziale Verw,al­

tung ... rund 19,9 ·Milliarden Schilling zur 

Verfügung: um nahezu 2 Milliarden Schilling 
oder 10,7 Pronent mehr ,aLs 1971." 

Dann folgen die Detailaufzählungen aller 
Erhöhunglen, di'e vor,g,enommen worden ,sind. 

Dennoch, Herr Finanzminister,ist in d1es,em 
Haushalt nicht mehr drinnen als die Voll­
ziehung beschlossener Ges,etZie im B:ereiche 
der Sonialversichenling. In den ,trüheren lahren 
haUen wh ,genau die .gl,eichen Zunahmen mit 

Schwankungen um die 2 Milliarden Schilling 
herum in den SoziaLkapi:teln, w.1e zum Bei­
spiel von 1966 ,auf 1967. Damals aber haben 
Sie den Slog,an vom "SozLalstopp" :geprägt. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e I: Zweierlei Maß!) 
Unter ,den gleichen Bedingungen haben Sie 
mit diesen Worten den g1eicblen Sozial,stopp 
v,erkündet. (Zustimmung bei der OVP.) 

Mit k,einem W orlt .a ber, meine Damen und 
Herren, ist iin dieser Rede an die wirklkhen 
ProbLeme ,des Syst,ems der ,soZlialen Sicherheit 

auch nur entfernt ·erinnert worden: nicht an 
die finanzi,ellen Prabl,eme, die der w,eiter'en 
Entwicklung unser,es Systems der sozial en 
Sicherheit slehr igroß1e Schw:1erigk!eiten bevor­
stehen lassen, e bensowenig aber an das Pro-

Iblem ,der no.hwendig.en Verme'l1schlichung die­
ses Systems , das aus ,s ,einer Entstehung her,aus 
.den Menschen ,eher ,als ,ein Obj ,ekt tür das 
System denn al,s ,ein Subjekt ansi,eht, um das 
sich die Gemeinscha.ft .zu kümmern hat. 

Im Bereich Umwelt haben Sie ei,nen neuen 
Aknent ,g,es,etzt. Si:e halben lang und breit den 
Wasserwirtschaftsfonds erwähnt ; es gibt :ihn 
SIeH langem . Dann sargen Sie, Herr Finanz­
minis'ter, auf lSeite 33: 

"N eben den Geldern des W,a,sslerwirtsmafts­
fonds we:r.den für Umweltschutz und Maßnah­
men der Gesundheitspolitik 1972 zusätzlich 
rund 500 Millionen Schilling ber,eHgestellt." 

Da:s kling:t gewaltig , überIiaschend und sehr 
viel. Ich muß nur lelidler ,sag,en : Ich finde diJese 
500 Millionen iSchilling zusätzlich in kleinem 
dafür auch nur entfernt in Fra,ge kommenden 
Ansaltz, und vielle:icht ist meine V,ermutung 
nicht Iganz unrichti .g , d'aß ,es ,sich 'Um j,ene 
Posten handelt, dire ,auch lin ,den früheren 
Budg,ets ,selbstverständlich im Bereich der Ge­
sundheitsvorsor.g.e aLs Zuschuß für di,e Kran­
kenhäus-er, für ,die Tuberkulosebekämpfung 
und so w,eiter enthalten ;w,ar.en. W'enn .diese 

meine Auff.assung zutrifft, dann w,ar Ihre Fe.s.t­

st'ellung zumindest ,eine unhe.absichti.gte Ine­
führung der Zuhör,er . 

Sie beschäfUg,en sich, Herr f.inanzminister, 
'auf SeHoe 52 mit dem langfristigen Inv,esHt.ions­
pwgramm. Ich hofte sehr, daß ,es dem Hohen 
Haus zugel,eiltet 'werden wird , Wir besitnen 
es nIcht. Ich will di·eses Prog.ramm nicht herab­
,setz'en, alber, Herr FinanzminLst'er, ,es ist die 
ExtrapolaUon, das heißt die Vor,ausr,echnung 
einer ,bisherig,en Entwicklungl Sie rechnen die 
bes,tehend.e lnvestitio.nsstrukltur des Bundes 
,einfach für die nächsten J.ahre mit den Stei­
gerungsrat.en , die sich ,aus den zweckgebunde­

nen Einnahmen er,gehen, nach vorne und kom­
men dann natürlich 'Zu imponier,enden Beträ­
gen. Uher ,e,ines aher werden wir kaum streiten 

müss,en: daß di·e .gegebene Inv,esUUonsstrukJtur 
nicht die sein wird, die lin .den nächs.ten zehn 
Jahren notwendi,g i,st. 

Und ich vermisse völlig in diesler Global­
auflstellung Ihr,es 'Prügramffiis auch nur den 
enUernt,e,sten Ansatz für jre,ne VorsoI1ge für 
Gemeinscha'ftsaufg,aben, die iim kommend,en 
Jahrzehnt vor uns ,stehen werden. 

Eines der stärksten Schlagworte, das Sie in 
der Debat't'e über di,es ,es Pwgr,amm mcht hi.er 
im Haus,e, .ab.er draußen in der Oftentlichkeit 
gebraucht haben, war, daß es ,eine Orientie­
rungshiUe für ,die Wirtschaft :sei. Ich muß hier 

wirklich die Frag,e st·eHen, Herr Finannmini­
ster, wo und wie ,eine Tahelle über Glohal­
ausgaben .eine Ofi,ent1erungshilfe für die W,irt-

21 
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scha·frf: Isein kann. Welcher Unternehmer etwa 

der BaUiwirtschaft ,kann dispoDJieren, wenn er 
aus Ihrer Tabelle sieht, daß im Verlauf von 
zehn Jahren soundso viele Milliarden Schil­
ling in den Straß,enbau ·g'epumpt werden 
soUen? Das weiß ,er ühne Ihre Tahelle auch. 

Was er w:iJssen müßte, ist: Was ist in diesen 
zehn J,ahr,en im Det.ail vor,gesehen? Wo kann 
ich überhaupt zum Einsatz kommen? Wo kann 
.ich mich vernünftig,erweise bewerben ?Wo 
k:ann mein Unternehmen zum Einsarf:z kommen? 
Solang,e Sie nur mit Glo'balzaihl,en, die Sie 
gar nicht detaillieren können, operieren, ist e s  
wirklich !k>ein Oni,entierungsbehelf .für die Wirt­
schaft. 

Und noch ,eines: Ich finde ein Kapit'el ün 
Budget, in dem Si,e positiv,e Akz,ente für eine 
Gruppe ,gesetzt hahen, für di,e Sie anscheinend 
erst in den l.e:tzten ieineinhalb JahIlen Ihr Herz 

entdeckt hahen, nämLich für di,e Bauern, für 
die Landwirtschaift. lch w.nI j etzt die Motive 
nicht untersuchen, die Sie dazu veranlaßt 
haben. Aber ich muß dom ein paar Gedanken 
zumindest verschwenden an die Uberlegung, 
daß zum ersten Mal von diesen Aufstockungen 
beziehung,sw.eis,e von dem Berghal1ernpro­
gramm die Rede war, ,als dte Frage Spaltpilze 
heuer 'im Frühjahr und im Sommer noch 
stark in Rede war. Denn im Sommer sind 
,alle di,ese Ding,e lentstanden, als wir noch, 
Herr F,inanzminister, mit dem Bundeskanzler 
und Ihnen über ,globale ,Budg'etfr'ag,en ges.pro­
chen haben, Verha.n,dlung,en, aus denen wir 
dann s.ehr radikal ,entfernrt worden si'nd. 

nämlich di,e Agrar,wirtschaft, schiwer ibelastet. 
Denn ,eine Lnfl.ation von 5 Prozlent und darüber, 
Pr,eisstei,gerungen, die g,erad,e in dli,esem Sek­
tor vehement wirksam wer,den, sind für eine 
tEi1lJk0 mmensgruppe, die in ihr,em Haupteln­
kommen ,auf stabilisier,te Pr,eise .angewies,en 
tst, ,eli.ne vtel, viel größere Bela,srtung ,als der 
politische Gag 'e,ines HiUsprograanms. (Beifall 
bei der OVP.) 

Hohes Haus! Ich finde dann ,auf Seite 59 

der ·Budgetrede des Herrn Finanzministers 
noch ,eine F,eststeUung. Er sagt dort: "Die 
Bundesregterung unt,erbr ,e1te.t d1esen Bunde,s­
voranschl,ag in der Erw.artung kriltischer Ana­
IYlse und mit der 'Ber,eitschaft, aUe Alternativ­
vorschläge isorg,fälti.g zu prüf.en." Ich muß, 
Herr Finanzminis1er, die Fr,age stellen, ob 
di,es,e sorgfältige IPrüfung ähnlich sor,gfältig 
se,in wird wi,e Jene 'Prüfung, di,e Si,e im ver­
gang,enen Herbst unwmn Vorschläg,en ,zuteil 
werden ließ,en. (Präsident Dr. Mal e t a über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich darf in dem Zus,ammenhang nur an 
,einen Vorschlag le r,innern , den wir vor .einem 
Jahr unrt,erbreitet !haben. Es war der Vorschlag, 
di,e befriJSte:ten SondeI'lst,euern - Lohn- und 
Einkommensteuer und Vermögensteuer -

terming,eroecht ausl,aufen zu lassen. Wir haben 
das im Flinanz- und Budg!etausschuß vor,ge­
sch}.a.g,en und dazu einen .BedeckungsvolisChlag 
präsenHert. 

Herr Finanzminister, Sie 'haben dann ge'g,en­
über der "Sozial,:iJsttschen KOrTIeiSpondenz", 
nachdem dieser Antrag 'k,eine zehn Sekunden 
bei Ihnen .ge.prü�t worden ist, zum Ausdruck 
gebracht - ich zitier,e di'e "Sozlialistische Kor­
r,espondenz " vom 19. Novem'ber 1970 -: 

"Androsch : VP-iBed:eckungsyoDschlag unreali­
stisch. 

,Zum über,wi,eg,enden T.eil aus der Luft ,ge­

griffen und unrealistisch' bezeichnete Finanz­
minist,er Dr. Andro,sch in ,einer ersten Stel­
lungnahme gegenüber der SoziaListism,en 
Korrespondenz den von der ;oVP Mittwoch 
im 'Budge'tausschuß vorgele.gten J3edeckung,s­
vorschlag zum ,Auslaufen der SondeTisteuern." 
Und den ,am P.arlamentsgang w,artenden Jour­
nalist,en halben SLe aLs Glo'balur:teil über di,esen 
VorschlCl'g .ge:sagt, er Isei 'MUJIllp1tz. 

Herr Finanzminist,er, ich darf ein J,ahr spät,er 
diesen Bedeckung,svorschlag ,ein ,wenig 'analy­
sier,en. Dieser Bedeckungsvorschla'9 enthielt 
den Vor,schl.ag 'Von Ausg,a'beneinsp,arungen und 
die Einsetzung von Mehr,einnahmenerwartun­
gen in verschiedenen Pos:iJUonen. 

Alber ,so ,erfr,eulich ,es ist, daß Sie hei diesem 
Vorhaben ,g,e'b.Li,eben sind, kann kh dennoch 
nicht verschweigen, daß di,eser Schritt nur 
möglich ,g,ewesen 1st, weil di,e Landwirtschafts­
politik der Jahre IbLs 1970 5i,e 'Von Jenen 
drängenden Prob}lemen 'befreit h,at, dli,e damals 
di'e AgraI1poUtLk überscharttet und dominiert 
hab.en, näml,ich die ,Produktionsprobleme im 
Befleich der Milchwir,tschaft und der Getreide­
w,irtschaft. Wäre es niCht der Agrarpolitik der 
letz:ten s,echzlig ,er Jahr,e ,gelungen, ,di'ese Pro­
duktionsprobleme in ,den Griff zu bekommen, 
wär,e ,es nicht gelung,en, ,der Exp.ansion der 
MilchwirrbschaH Einhalt ,zu ·g,ebieten, wäre es 
nicht :g,elungen, die Umst,ellung vom Getreide­
auf den Futtermittelanhau so foröert voran­
zutreihen, dann, Herr Finanzmi:nist,er, hätten 
Si.,e sich in ,diesen !eineinhalb Jahmn mit ganz 
,ander,en und weniger ,attraktiv,en Problemen 
herumschlagen müssen (Beifall bei der OVP), 
und Sie hätten nich:t die Chance gehabt, heute 
,einen populären Akzent zu setzen. 

Wir haben damals ,einen 2proz,entigen Glo­
'Wir dürf,en a'ber, ,glaube ,ich, und das wer- balabstliich im Personalaufwand vorig,eschla­

den wir :Iloch al\l:sr,eichend tun, nicht übersehen, gen, einen 5prozenUgen Abstrich der Ermes­
daß Ihre sonstige .politik den gleichen Ber,eich, sensikr,edi1,e und verschli,edene KürziUJl;g,en etwa 
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beim Finanzscbulderral1JSatz, bei den Anlage­
krediten der Bundesbetüehe und im Kr.aft­
fahrzeuga ufwand. 

beantworten, aber Si,e haJben seit einem halben 
Jahr das Inte r,es se an der Frage Subventionen, 
die Sie früher ,s,ehr viel bes chä,�tigt hat, völlig 

dahei verloren. 
W,enn ich nur die ,größten Posten 

hernehme, Herr Finanzminister, dann operie­
r,en Si·e im Augenblick seIher mi!t den Enspa­
rungen beim Personalaufwand. Den Sprozen­
tigen Abstrich hei den Ermess,enskr,edi,ten 
haben SLe damal,s al,s völlig unmöglich be­
z,eichnet, alher weni.ge Tage spät,er selbst eine 
3proz,entige Kürzung vorgenommen, um die 
Wünsche d,er Fr,eiheitlidlen P,art,ei honor,ieren 
zu können. W,enig,e Wochen ,später haben Sie 
,eine 1 5prozentige Bindung ,dieser Ermessens­
kredit'e .in der iOff,entlichkei,t v,e.rkünde.t und 
angeblich bis heute durchgehalt,en (Beifall bei 
der OVP), also ein Vielfaches dessen, was wir 
hier vor,ge.schlagen 'haben. 

Wir haben damals vorg,elschlag€n, -im Kapi­
,tel 59, Finanzschuld des Bundes, 1 50 Millionen 
Schilling ·einzuspar.en. Sie :selber haben kurze 
Z,eilt später diese 'Einsparung in einem größ·e­
r·en Umfang vmg'enommen. 

Auf der Ausg.arbensei1le ist j<ede .dies,er Posi­
tionen, di<e wir vorgeschlag,en haben, nicht nur 
ta,1lsächlich im ·Lauf.e des heur.ig'en J,ahms .als 
M·ehreinnahme .gekommen, sondern zum Teil 
in ,einem VLeHachen dle.s sen , was wir Mer 
vorg,eschlag,en haben. Herr Finanzmin1s.t.er, Ihr 
Urteil aber war damal,s Mumpitz, und wenn 
Ihr.e Be r,eitschaft, AHemativen, V o rs chläge zu 
prüf,en, sich heut,e 'Wli,ederum auf dler gLeichen 
Ebene bewegt, dann, glaube ich, können wir 
.auf Ihr,e Polemik in dem Zusammenhang wirk­
lich verzichten. (BeifalI bei der nvp.) 

Ich darf, Herr F,inanzminitsber, eine ganz be­
scheidene Fra,ge si,ellen : 'Was üs.t aus Jenen 
Schwerpunkten, .die Sie vor einem Jahr ang.e­
kündigt haben, g,eworden? Sie haben heuer 
zu beiden nicht ,ein einzi'g,es Wort ,g,esagt. 
Im Vonjahr haben Sie sich g,erühmt mit ,einer 
StabiLisierung .des VerwaHung,saufwandes. Es 
war damals schon nicht richtig, denn Sie haben 
nur die Postsparkasse aus dem Budget ausge­
gliedert und damit etwas Luft bekommen. Im 
heurig,en Jahr präliminLer,en Sie den V,erwal­
tungsaufwand um 20 Prozent höher als im 
VorJahr. Dies,er Schlag,er ist al.so offenbar 
geplatzt. 

Sie hahen sich ,im Vorj.ahr we·ilters gerühmt 
mit einem Subv'entionsaobbau von 900 Millio­
nen Schming. Wir hahen Ihnen .dann hier 
vor,ger,echnet,  daß !technische Operationen im 
Haushalt, das AusgHedern von ,Subventionen 
hinüber ZlU g:esetzHch,en V,erpfUchtungen, 
eig,entlich '}{teine Einsparung sind. Heuer haben 
Si'e abe r  nicht einmal einen solchen V,ersuch 
unternommen, und ich stelle die Fra'g,e : Warum 
wohl ? Ich könnte Ihnen d�else Fr,ag,e auch 

Sie haben uns heuer im Frühjahr im Finanz­
und Budgetausschuß, als wir Ihrten eigenen 
Subv,entJionsher.ichi besprochen haben, für 
sechs Wochen später Unterla.g.en v,er,sprochen, 
aus denen wir einmal zu ,einer Klärung des 
Subv.entiol1ishegriffes kommen könn1len, um für 
die Zukunft br.auchbare Anhaltspunkte zu g,e­
winnen. Wir haben bi,s zur P.arl aments auf­
}ösung umsonst darauf g,ewarte.t, und .ich 
nehme mit einig,er Sicherhei't an, -daß Ihr Inter­
es.se an diJeSler Frag,e nun den!kbar g,ering 
g.ewor.den ist. ·(Zustimmung bei der OVP.) 

Etwas vermiss:en wir sowohl in ,der Regi,e­
rung,serklärung wie in dieser Budgetwde. Bei­
den ist gemeinsam, daß sie versuchen, das 
Bild einer heHen Welt, ,einer rosaroten Zu­
kunflt und einer Isor.g'enlo,sen Ges,ellschaft zu 
maLen, der,en Probleme hinter dem Wohlklang 
der Worte als unbedeutend erschelinen sollen. 
W,as wir vermissen, Isind Spunen von IteaIHät, 
j<ener Realität, .die Sie vor 1 970 noch gezeigt 
haben. Wir v,ermiss,en ein paar WOI1t,e darübe r, 
daß Wohlfahrt und Wohlstand nicht Geschenke 
sind, dj,e gute Regi,erungen v,erlt'eilen und 
herabrieseln las,sen, Isondern das Er,g,ebnis 
harter Anstrengung und Bewährung dn ,einem 
unerbittlichen Le,i.stungswettstr.ei,t der Länder 
di,eser Erde, in 'einem Wettstr,ei:t, der nicht 
immer nur von Erfolg begleitet sein kann, 
sondern der auch .den Miß,erfolg mit ein­
schHeßt. Mir f.ehlt in dielsen 'R.eden der Mut, 
wenigs,t,ens ein paar Zipfelchen j ener W.ahr­
heit dJUiszuspr,echen, w.elche di,e österreichische 
Bevölk,erung d·urch,aus v,ertr.ag,en klÖnnt,e . Auch 
Sie, Herr Finanzminis·ter, sind .al l  di,e.sen Fr.a­
:gen pe,inlichst ausgewichen, obwohl dies.e 
Fragen unaufhaltsam näherkommen: die Ver­
krampfung in .der int,ernationalen Wifi1::schafts­
politik - di,e Währungskrise ist nicht Ursache, 
,sondern Is,ie :ist ein Symptom dies,er w,achsen­
.den Verkrampfung in der dnternationalen Poli­
tik -, das Problem der Vol lbeschäftigung 
und der finanzi.ellen Sta,bilitä,t, das man nicht 
'so lapidar .behandeln kann, wie ,es sowohl Sie 
wie de·r Herr .ßundelskanzl,er in der R,e,gie­
rungserklärung ,getan haben, ,denn hier geht 
·es um kompl,e:x;e Fragien, die letzten Endes 
nicht nur für heute, sondern für ,di,e Zukunft 
en tschei.den. 

Wiir v,ermissen eine Leitlinie über den 
Staatshaushalt. Schmücken ISi·e sich heute noch 
mirt dem Glück, das SLe ,eineinhalb J.ahre 
hatten, abe r  Si,e wissen ,g.e,nau, daß .die Ent­
wicklung nun nicht mehr d,i,e ·des Hans im 
GLück ts:t ! Wir haben nicht ,e in Wor,t g,ehört 
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über das schwieI1ige ProbLem des F,inanzalliS­
,gI,eichs, der mit dem ,Ende des nächsten J,ahres 
abläuft und der nicht in weni.gen Wochen ein­
fach au,s dem Boden g'e:5tampH werden kann, 
wo es sehr schw.ere Zukunftsproh1eme zu 
lösen Igibt. 

rilger werdende W,egoSitr:eckJe, 'und diese,s Budget 
wird den Erwartung,en, die Si'e geweckrt haben, 
nicht st.andhalten können. 

50,  wie ,es vor uns He,gt, werden wir ihm 
nicht zusHmmen können. Uns,er ,endgü1tiges 
Urteil wird .aber da,von abhäng·en, wie weit 

Sie haben un:s nichts über Ihre Absichten Ihre erklärte Ber,eitsclmH g,eM, mit unseren 

5.n der SteUJerpoHtik ,ges,a,gt, denn, v,erz,eihen Vorstellungen Kompromisse 'Zu schLießen. Da­
S i,e, d,er Hinweis dar.auf, daß Sie vielleicht von wird unser,e lentgüHi.ge Entscheidung .ab­

am 1 .  Jänner 1 913 wi,eder em kleines Opera- hängen. (Lang anhaltender Beifall bei deI' 

tiönchen vorzunehmen her.eit :sind, löst ja OVP.) 

nicht die Itäglich drängender werd,enden Pro- Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
bleme einer durch di,e Inflation allmähHch ist der Abgeordnete Lane. Ich erteile es ihm. 
unmöglich g,ewordenen ·EiIllkommensbest,eue-
rung. {Beifall bei der OVP.) Und wir hätten, Abgeordneter Lane (SPO) : Herr Präsident! 

Herr Finanzmini,ster, Isowohl ,he i Ihnen wie Hohes HaUJS ! Der Kliurbobmann der Osteneichi­

beim Berrn Bundeskanzler ein hißchen mehr schen Volkspa.rtei, Herr Abgeondn:eter Dokrtor 
Koren, hat S1ich lam Beginn sleiner AUJsfülhrum-über Fr,ag,en der GeslellschaftspoliHk hör,en 

woUen. ·Es ist ISlehr .neU, wenn in j,eder dieser 
Reden in wenigen Zeilen gesagt wird, daß sich 
diese Regierung nach sozialdemokratischen 
Vorstellungen orientieren wird, es hat uns 
aber bis jetzt niemand gesagt, welche der vie­
len Vorstellungen, die da und dort in diesem 
oder jenem Programm niedergelegt sind, von 
dieser Formulierung erfaßt oder nicht erfaßt 
werden. Wir werden mit Ihnen diese gesell­
schaftspolitisehe Diskussion führen, dann wer­
den Sie aber mehr Farbe bekennen müssen als 
bisher , wo Sie hinter einer klingenden Formel 
letzten Endes das undurchsichtige Grau von 
Vorstellungen, die Sie wahrscheinlich selbst 
noch nicht determinieren können, verstecken 
wonen. 

Meine Damen und Herren! Di,eS€s Budget 
wird ,ebenso und 'wahr,scheinLich noeh mehr als 
das vor.ang,eganglene die T,euepung v<er.stärkJen. 
Es wird den Le,istung:swettstreitt durch ,eine 
er,drückende und .durch di,e InfI.a,uon verstärkte 
Progr,ession zunehmend hemmen, und ·es ist 
deshalb nach Ihren e!ig,enen Worten, Herr 
Finanzmintster, unsozi.al, weil T,euerung die 
Schwächsten am här.testen ttriifft. Es wird Be­
lastung·en bringen, di,e SLe un:s in Ihr,er Rede 
e,indeuti.g venschwi.e:gen haben. Es bringt neue 
Aus,gaben, di,e Sie bisher nicht ,berücksichtigt 
haben, und ,es nimmt dLe neuen Probleme, die 
d.ie Wiirtschaftlich,e Entwicklung mitt sich bringt, 
einfach nicht zur IGennmis. Es �eigt uns k,eine 
Ansätze zur Lösung der ,großen Prob1eme. 

Sie haben un:s. jetzt d1eses Budg,et vorgelegt, 
und Si,e haben j,eltzt keine Aasr,eode mehr, daß 
Si,e einen Kaufpreis für die Zustimmung zah­
lten müssen. Am Ende ,€liner ungewöhn1ichen 
und e,iner ,extr,em Lang dauernden Hochkon­
junktur, die Sie g.es:tützt und ,getrag,en halt und 
die .die Probl,eme scheinhar löste, tr,eten 5i,e 
nun in den rauhen Alltag normaler Entwick­
lung ,ein, kommen Sie nun ,auf ,eine schwi,e-

g,en zuepst einmal mit ,arbeitJStechni,schen Pro­
blemen des neugewählten Nationalrates be­
schäft1gt. Das ist nJicht nur stein gutes R!echt, 
eis d,s't di,e Pflicht j edes ·einz·eInen ihi,er lim 
Hiaus,e,  sich ·d:arüber Gedankoen '�u machen, 
.denn auch di,e Arbeitstechlnik übt Tl!atünldch 
einen gew.i'ssen Einfluß ,a,uf Idüe QUJa'bi,tät oder 
g·eleisteten Arbeit aus. 

Wli,e lsieht es ,aber mit Iden Vorwürfen 'alUS, 
die :er hLer konknet d:er Bundesregiienuilig 'g,e­
mamt hat? Er hat 'eig,entlich im Wietseo:Itbichten 
hea'nstJa'l1ldet, daß rucht her:eits !im v,erlg aIllgenen 
Mini:sterI1at sämtliche noch in diesem J,aID,r zur 
Ve;rha,nJdlung anst,ehieiliden Gesetzentwürfe be­
ha'IlIdlelt IUnd dem Hohen HClius,e ,'lJug,e1elitet wor­
dren sind. Es handelt sdch hiter .um ei,ni'gle Wirt­
scha�tsges.e.tze, um IdalS koleine Kompetenrz­
g·etsetz und 'UIIIl seehs 50:zli,a1gesetznov,eUen. 

Ich möchte die Bedeut.ung idJioes'er Geset�e 
keinesw,egs ��ein hallten, ,aber ich .g,I'aJUbe, es 
muß doch zumindest ·auch bei der Di,skuss'ion 
darüber BerücksichtJ�9Illl!lJg fimen, daß di,e 
Bundesregierung bei Gesetzentwürfen auch 
dJ1e Be'9llltachbmgsfrist und Idas B-egutaehbul1lgls­
v,BIfiahren ,eiITzU!hiallten hat. Di,es 'llIIIlISO mehr, 
als gerade in der Debatte zur Regierungs­
erklärung der Herr Abgeordnete Dr. Mussil 
(Abg. Dr. K o r  e n: Halt früher anfangen, 
Herr Lanc!) in einem F,aU , obwohl 'es Slich 
um e,jIIlJe reline Wj,edervorlilJge hande.lt - he­
kanntlich müss,en jla ibei Begilnn lej'IlJer Gesetz­
-gebunglsperiode ,aUe VorLag,en neu eing,ebDacht 
wel1(]e\Il, ,auch wenn si,e :s.ich linhalttlich mit 
jenen tde ckJen , die ,aus ,der v'ÜlI1Clt11l9,egangenen 
Legislaturperiode unerledigt liegengeblieben 
'si:nd (Abg. Dr. K o r e  n: Aber wenn man sie 
nur begutach tetJ) -, die fehlende Begut­
achtung beanstandet hat. 

Me1ne Damen lU'IlJd Herren' Di,e BundelS­
r,eg.ioe.ru[))g hat :sich im F'afLe der noch nicht 
dem HausIe .zugelleiteten Gelsletzentwülifle ,ehen 
daTtan 9'ehalten, -dieses BegutachtuIlJ91Sv,ertah-
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ren einhalten zu wollen. Sie wird sich nach 
meinen Informationen am 3.  Dezember damit 
hefas-sen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: So wie beim 
Preisregelungsgesetz, wo alles vollkommen 
umgearbeitet worden ist! Mißbrauch des Be­
gutachtungsrechtes durch die Bundesregie­
rung!) Ich danke Ihnen für die Bestätigung 
de�sen, Herr Dr. Mussil, was lich gerade vor­
hin bezüg�ich Ihrer Kritik der Nichteinhaltung 
des Begutachtungsverfahrens gesagt habe. 
Jetzt tun wir BS. jetzt ist es Ihnen auch nicht 
recht. Sie werden, meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Vol�spartei, ISO wi'e 
in anderen Dingen lim Klub darüber abstim­
men müssen, was Sie von uns und von der 
Bun d esregierung verlangen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Koren hat in 

bezug auf die Budgetrede und die Regierungs­
erklärung auch den Ausdruck "Phra'seologie" 
verwendet. Ich möchte es hier bei einer Be­
merkung bewenden lassen : Wer selbst im 
phraseologischen GlashaUJS :sitzt, soll nicht mit 
Steinen werfen! (Abg. Dr. N e u  n e r: Inhalts­
schwer!) Zumindest so inhaltsschwer wie das, 
was hier, ohne den konkreten Inhalt zu nen­
nen , der Herr Klubobmann der Osterreichi­
schen Volkspartei der Regierungserklärung 
und der Budget'einbegleitung vorgeworfen hat. 

Nun zu den Argumenten - oder zu einigen 
j ener Argumente -, die mein Vorredner hJer 
konkret vorgebracht hat. Er meinte, in der 
Budgetrede wäre nichts über auslaufende 
Steuern und beabsichtigte Tariferhöhungen 
gestanden. Ich bitte den Herrn Klubobmann 
Dr. Koren, Seite 13 und 1 4  der gedruckt vor­
l iegenden Budgetrede nachzulesen. (Abg. Dok­
tor K o r  e n: Das habe ich ja vorgelesen!) 
Dort :ist ganz eindeutig festgestellt , daß die 
Steuern nicht auslaufen können, auch wenn 
sie hisher befristet waren. 

Im übrigen hat das der Herr Abgeordnete 
Dr. Koren selber zugegehen. In eiIl!er späteren 
Passage seiner heutigen Rede, in der er am 
Anfang das als Mangel kritisiert hat, hat er 
dann gemeint, es Isei doch in dieser Budget­
,re de von Tariferhöhungen gesprochen worden, 
und das sei - so drückte er sich sogar aus -
eine Verhöhnung der Wähler. Man wird Is,ich 
also auch hier in der Brust des Herrn Abge­
ordneten Dr. Koren selbst entschließen müs­
sen, ob man für das ist, was man am Anfang 
seiner Rede gesagt hat, oder für das, was 
im letzten Drittel der Rede zu hören war. 

Meine Damen und Herren l Schließlich und 
endlich hat sich noch der Herr Klubobmann 

der Osterreichischen Volksparte:i mit Vor­
schlägen für eine andere Gestaltung des 
Budgets beschäftigt. Er war ja ,  mitgerissen 
durch die Steuerdemagogie der Usterreichi­
sehen Volkspartei, dazu gezwungen. Es ist 

ihm bemerkenswerterweise nichts anderes zu 

diesem Thema eingefallen aLs sein Vorschlag, 
den er vor einem Jahr gemacht hat und der 
ja seither nicht besser geworden .ist . Ich 
glaube, nichts beweist so klar und eindeutig, 
wie wenig die Osterreichische Volksparte i  
offenbar in der Lage ist, echte Alternativen 
zu dem vorliegenden Entwurf eines Bundes­
finanzgesetzes für dClJS Jahr 1 972 anzubieten. 
(Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus I Eine Würdigung im Sinne von 
wirklich kritischer Wertung des in der Vor­
w oche von der Bundesregierung vorgelegten 
Budgetentwurfes ist meiner Auffassung nach 
nur  dann möglich, wenn man das Budget im 
Zusammenhang mit der Entwicklung der Welt­
wirtschaft und damit der WeltpoLitik !sieht. 
Daher will ich vorerst Betrachtungen darüber  
anstellen, welche Grenzen dem Bundeshaus­
halt 1 972 gezogen sind, die außerhalb der 
Entsche'idung,shoheit Osterreichs liegen. 

Jeder Bundesvoranschlag ,in der ZweitJen 
Republik hat auf eines bauen können : daß 
35 Dollar soviel wert sind wie eine Unze 
Fe.ingold. Mit den fixen Par.itäten der Vvährun­
gen der großen \Velthandelsländer - und 
natürlich auch Osterreichs - und den im 
Bretton-Woods-Abkommen vereinbarten ge­
ringen Schwankungsbreiten in  der Wechsel­
kUl1sbildung war das für alle Wirtschafts- und 
damit auch Budgetprognosien eine der wenigen 
feststehenden Größen. Längstens iSeit der Spal­
tung des Goldmarktes in einen Währungs­
goldmarkt und einen frerien Goldmarkt ist 
dieser stabile Faktor zerschmolzen. 

Durch die Erklärung der Regierung der Ver­

einigten Staaten, den Umtausch von Dollar 
in . Gold einzUIstellen, 'i,st diese Veränderung 
ers t  so richtig in das Bewußtsein der Wlelt­
öffentlichkeit und auch in das Bewußtsein der 
österreich.ischen o ffentlichkeit eingedrungen. 
In Wirklichkeit handelt es sich aber hier um 
eine Phase in einer Entwicklung und, wie w:ir 
mittlerweile wissen, leider nicht um die letzte . 

Wrir haben in Osterreich g,elernt, in uns:iche­
nen Zeiten mit ungew:isser Zukunft zu leben 
und trotzdem das Beste daraus zu mach'en. 
D e,shalb gibt es in unserem Land kaum Je­
mand, der zur Ubertreibung der Weltwäh­
rungs- und Welthandelss chwierigkeiten neigt. 

Umso mehr Beachtung verdient ers meiner 
Auffassung nach, wenn sich eine an slich der 
Politik der Vereinigten Staaten ,gegenüber 
grundsätzlich eher geneigte Tageszeitung wie 
die "Salzburger Nachrichten" vor einer Woche 
veranlaßt sah, die Reaktionen der Vereinigten 
Staaten in der gegenwärtigen Weltwirtschafts­
s ituation unter dem Titel "Protektionismus" 
scharfer Kritik zu unterziehen. Gerade hier­
zulande bestreitet niemand, daß ein Teil der 
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langfristigen Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
der Ver.einigten Staaten darauf zurückzufüh­

ren ist, daß dieses Land wesentliche Welt­
polizeifunktionen übernommen hat und gerade 
in Europa eine gewisse Fortsetzung dieser 
Funktionen von vielen europäischen Staaten 
verlangt wird . 

Das kann jedodl andererseits nicht die Tat­
Isaehe aus der Welt sChaffen, daß die Ver­
,einigten Staaten seit geraumer Zeit für die 
Verteidigung von Diktaturen mehr Geld aus­
geben als für die Verteidigung von Demo­
kratien. 

Kaum anderswo allS in Osterreich 'gibt es 
- iCh glaube, damit werden alle mit mir 
übereiIliStimmen - :im überwiegenden T,eil der 
Bevölkerung eine so echte, vom Herzen kom­
mende Dankbarkeit für die von den VIereinig­
ten Staaten in der Nachkriegszeit gegebene 
Wirtschaftshilfe . 

Man kann aber auf der ander,en Seite nicht 
die Tatsache wegdiskutier,en, daß im Anschluß 
an diese wirtsChaftliChe Wiederaufbauperiode 
Europas die VereiIl!igten Staaten einen nicht 
unwesentlichen NutZien daraus zogen, daß sie 
mit ihrem überbewerteten Dollar billig auch 
in Europa wesentliChe Teile der Wirtschaft 
erwerben konnten. 

Nun versucht man - so ,scheint es mir -, 
nicht das Ubel ,an der Wu Iize I anpacken 
zu wollen, Isondern man vensucht es mittels 
e.ines forschen ProtektioIl!ismus , der !Selbst vor 
einer Intervention bei den europäischien Ge­
meinschaften gegen deren Verhandlungen mit 
den EFTA-Neutralen nicht zurückgeschreckt 
ist. 

Wer sich aber so wie die Ve reinigten 
Staaten dabei auf das GA TI beruft, darf nicht 
seIhst Importsteuern und eine steuediche Be­
nachteiligung von aus dem Ausland einge­
führten Investitionsgütern durch verschieden 
hohe Abschreibungssätze für ·amerikanische 
Firmen beschließen. 

Ich will es nicht so hart sagen, wie es der 
Journalist in dem von mir z:iti'erten Artikel 
der "Salzburger Nachrichten" gesagt hat, son­
dern iCh will mich an jene Formulierung hal­
ten, die der Schweizer Wirtschaftsminister, 
Bundesrat Brugger, in diesem Zusammenhang 
gebraucht hat. Er hat die Intervention der 
Regierung der Vereinigten Staaten gegen wei­
tere V'erhandlungen niCht beitrittswilliger 
EFTA-Länder mit der EWG als unnötig be­
zeichnet, da die geplanten Abkommen weder 
internationale Verpflichtungen verletzen noCh 
dadurch neue Handelsschranken gegenüber 
Drittländern aufgebaut werden sollen. 

Meine Damen und Herren! Man kann nun 
fragen, was das mit dem Budget zu tun hat. 

Ich glaube, die Antwort da.rauf ist sehr ein­
fach :  Grundlage jeder Budgetierung ist die 
Abschätzung der Einnahmen. Sie erfolgt einer­
seits auf Grund von Erfahrungswerten und 
andererseits an Hand von Prognos,en über die 
vorausIsichtliche Wirtschafbsentwicklung im 
Budget jahr . 

Die heute in erste Lesung gezogene Vor­
lage des Bundesfinanzgesetzes 1 97 2  stellt auf 
ein Wachstum der österreichischen Wirtschaft 
von brutto 9 Prozent ab. 

Wie sehr der Staatshau.shalt wachstums­
abhängJg ist, beweisen die BudgetprognÜls'en 
des Beirate;s für WirtsChafts- und Sozialfra·gen, 
die im Juni dieses Jahes veröffentlidlt wor­
den sind. Dort wurde auf der Basis der damals 
gülti-gen Steuergesetzgebung für 1 972 bei 
einer Wachstumsrate von 7 ProZle'llt mit einem 
Defizit von 1 3,9 Milliarden Schilling gerechnet, 
das sich bei ·einem Bprozentigen Wachstum 
auf 1 2 ,9 Milliarden und bei einem 9prozen­
tigen Wachstum auf 12,3 Milliarden Schilling 
verringern sollte. 

DillS Fazit: Jedes Prozent Wachstumsverlust 
drückt empfindlich auf die Einnahmen de,s 
Bundes, der Länder und der Gemeinden, ohne 
daß sich dadurch die Ausgaben verringern. 

Die Bud91etschere öffnet sich in einem solchen 
Fall, das Defizit wächst und muß dann noch 
zusätzlkh zur Füllung einer Konjunkturspritze 
für die Wirtschaft vergrößert werden. 

Wie Isoll aber das Wachstum der Wirtschaft 
für 1 972 mit so großer Genauigkeit, wie das 
bisher möglidl war, geschätzt werden, wenn 
man nicht weiß, was der näcbJste Tag im 
Währung;spoker bringt? 

Es ist darum, meine Damen und Herren, 
nicht Großmannssucht, wenn auch wir UIliS in 
dem uns zur Verfügung stehenden beschei­
denen Rahmen eines kleinen neutralen 
Staates um Vorschläge zur Lösung der an­
'stehenden Weltwährungsprobleme bemühen. 
Es ,ist wirtschaftlicher Selbsterhaltungstrieb, es 
ist aber auch ein Stück Budgetpolitik und 
damit Gesellschaftspolitik. 

Das Bretton-Woods-Abkommen sicherte 
durch fixe Wechselkurse dem internationalen 
Handel und damit natürLich .auch den öster­
reichischen Exporteuren und Importeuren 
langfristige Kalkulat-ionsgrundlagen. Heute 
müßte er seine Kalkulation in vielen Fällen 
floaten. Die Wechselkunsrilsikominderung für 
Osterreichs Außenhandel durch Terminahstim­
mung mit AuslandsV'erbindlidlkeiten des Bun­
des durch den Herrn Finanzminister und di,e 
Bundesregierung ist daher von größter Bedeu­
tung. Da's, meine Damen und Herren, iJst echte 
Wirtschaftsge sinnung ! (Beifall bei der SPO.) 
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Solche Maßnahmen lindern, können aber 
zugegebenermaßen nicht heilen. Heilen kann 
nur ein Kons.ilium der bedeutendsten Wäh­
rungsärzte ; dazu gehören vor allem die Ver­
einigten Staaten ,  Japan, die westeuropäilSchen 
Industriestaaten und Kanada. 

Die Schwierigkeit besteht nur darin, daß 
die Ärzte in den meiJsten Fällen gleichzeitig 
die Patienten s ind. Welche Kranke gibt es 

schon, die gerne zugeben, daß 'Sie lSelber 
eventuell zu ihrer Krankheit beig,etragen 
haben? 

Wie lange auch der Weg zur Erkenntnis 
ist, die Zusammensetzung der richtigen Medi­
rzin soll man s chon j etzt genau prüfen. Einige 
Bestandteile davon hat der Bundesminister für 
Finanzen in seiner Budgetrede erwähnt: Rück­
kehr zu festen Wechselkursen, aber größere 
Bandbreite für Kursschwankungen, Ausbau 
einer übernationalen Reservewährung und 
eillle .international koordinierte Wirtschafts­
politik. 

Ich persönlich möchte noch einen Bestand­
teil hinzufügen, den ich für unerläßlich halte : 
Das ist die Abwertung des US-Dollars gegen­
über dem Gold in einem Ausmaß, das die 
Wiederherstellung eines einheitlichen Gold­
marktes ermöglicht. Ich war immer für die 
Auslschaltung des Goldes ,als Währungsmaß­
Istab, aber zu glauben, daß j etzt nach den 
Er·eignissen der Letzten Jahre, in denen der 
Goldmarkt die Währungsd�spanitäten als 
er,ster entlarvt hat, Gold demonetisiert wer­
den kahn, scheint mir 'schlechthin naiv zu 
sein. 

Mir ist bewußt, daß das eine Fülle von 
Problemen nicht nur für die Vereinigt·en 
Staaten, ,sondern für alle mit sich bringen 
würde. Hier müßten sich die Währungsärzte 
eben auf ein genau abgestimmtes Kurpro­
gramm einigen. 

Finanzminis1Jer Conally hat ähnliche Vor­
schläge als für die Vereinigten Staaten demü­
tigend bezeichnet. 

Ich möchte hier in aller Form feststellen: 
Wenn in Osterreich Jemand solche VOI1schläge 
macht, dann ist sicherLich nicht diese Absicht 
damit verbunden, aber 'etwas mehr Demut 
im Verhältnis zu der Entwicklung und den 
Auswirkungen auf die Entwicklung des inter­
nationalen Handels, verunsacht durch auto­
nome amerikanische Maßnahmen, könnte 
nicht schaden. 

Noch ein Wort zu Osterreichs Bemühungen, 
eine weitere Diskriminierung seine.s Außen­
handels mit den Staaten der \Sich erweiternden 
europäiJschen Gemeinschaften zu verhindern. 

Bekanntli ch geht es hier einerseits um ein 
Interimsabkommen Brüssel-Wien und ande-
1.ierseits um eine freihandelszonenähnliche 
Regelung zwischen Brüssel und den EFTA­
Neutralen mit gewissen ZusatzwüIlIschen, die 
die Schweden haben, die neuerdings auch den 
Gefallen Norwegens und Dänemarkis zu er­
wecken wußte. Mit all diesen Ländern wickeln 
wir rund zwei Drittel unseres Außenhandels 
ab. Ob und inwieweit wir in diesen Verhand­
lungen weiterkommen, wird für unsere Wirt­
schaftsentwi cklung, damit aber auch für die 
Entwicklung unserer Staatsfinanzen, aus­
schlaggebend sein. Wir brauchen daher nicht 
wirtschaftspolitisch oder nur politisch moti­
vierte Interventionen, die uns diese Regelun- . 
gen erschweren, sondern wir brauchen Ver­
ständnis von allen Seiten. Friede und Prosperi­
tät in Osterreich ist auch ein Gutteil und 
ein wesentliches Stück der europäischen 
Sicherheit, das sollten alle bedenken, die das 
vielleicht bisher nicht bedacht haben. 

Pro domo aber möchte ich sagen ins-
besondere an die Adresse des Herrn Abge­
ordneten Dr.  Schleinzer gerichtet -: Unsere 
Chancen in Brüssel werden sicherlich nicht 
dadurch b estimmt, wieviel österreichische 
Regierungsmitglieder dort antichambrieren. 
Das sollten gerade ehemalige Kabinettsmit­
glieder der OVP-Alleinregierung noch am 
besten in E rinnerung haben. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Wenn ein 
Budget so sehr von Faktoren beeinflußt wird, 
die sich unserem direkten Zugriff entziehen, 
spielen seine konjunkturpolitischen Feinab­
stimmungsmöglichkeiten eine bedeutende 
Rolle. Das Defizit wird 1 972 trotz gestiegenen 
Budgetvolumens mit 9,8 Milliarden Schilling 
gleich hoch sein wie das für 1971  präliminiert 
gewesene. Im letzten Budget einer OVP­
Regierung, also 1970, betrug der Anteil des 
Defizits, gemessen am Ausgabenvolumen des 
Budgets, 8 , 9  Prozent. 1 972 wird dieser Anteil 
nur mehr 8 Prozent betragen, und ich erachte 
das als eine erfreuliche Einbremsung der 
Staatsschuldenentwicklung . 

Konjunkturpolitisch relevant ist j edoch der 
inlandswirksame Ausgabenüberschuß dieses 
Budgets. Er wird 1 972 mit 21/4 Milliarden 
Schilling um fast 400 Millionen Schilling nied­
riger sein als 1 91 1 .  Die Konjunktur soll also 
nicht angeheizt, aber, das möchten wir mit 
aller Deutlichkeit sagen, auch nicht ausge­
blasen werden. 

Als weiteres Instrument der konjunkturel­
len Feineinstellung kann der im Artikel II a 
des Bundesfinanzgesetzentwurfes für 1 972 ver­
ankerte Konjunkturausgleich-Voranschlag be­
zeichnet werden. Der Herr Abgeordnete Dok-
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tor Koren hat gemeint, hier werde zu stark 
punktuell investiert, wenn es zum Einsatz 
dieses Haushaltes käme. Ich glaube, er hat 
die Anlage II zum Bundesfinanzgesetz, 
Seite 1 68 und folgende, nicht gelesen, denn 
dort hätte er sehen müssen, daß gerade in 
diesem iKonjunkturausgleidl-Voranschlag eine 
sehr breite Streuung über die Ressorts und 
über die verschiedensten Formen von Investi­
tionen vorgesehen ist. Durch die breite 
Streuung dieser Ausgaben wird nämlich ge­
gebenenfalls audl die von ihm befürchtete 
punktuelle Dberforderung der Wirtschaft im 
Falle einer gespaltenen Konjunkturentwick­
lung verhindert. 23/4 Milliarden Schilling sind 
dafür vorgesehen. Die Mitwirkung des Parla­
mentes, auch hinsichtlich der dann notwen­
digen Kreditoperationen, ist im Bundesfinanz­
gesetzentwurf gesichert. Das war nicht immer 
so unbestritten. Das hat die sozialistische 
Opposition nach 1 966 erkämpft. Sie, meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei, erkennen vielleicht j etzt leichter 
als damals, wie wichtig eine möglichst weit­
gehende Determinierung der Ermächtigungen 
für den Finanzminister, die im Bundesfinanz­
gesetz gewährt werden, sein kann, und zwar 
für die gesamte Volksvertretung, aber ganz 
besonders für die Opposition. 

Im Zusammenhang mit seiner Einschätzung 
der konjunkturellen Entwicklung im kommen­
den Jahr will nun der Herr Klubobmann der 
Osterreichischen Volkspartei der Offentlich­
keit die Steuerlizitationspolitik der OPV 
neuerdings als konjunkturpolitisme Steuer­
senkung andienen. 

Meine Damen und Herren! Wur sind jeder­
zeit, so wie in der Vergangenheit, bereit, 
über konjunkturpolitisch motivierte Steuer­
senkungen zu reden, aber dann, wenn es der 
konjunkturpolitisch richtige Zeitpunkt ist und 
nicht mitten in einer Phase der noch immer 
überhitzten Konjunktur und daher auch nicht 
zu dem Zeitpunkt, zu dem sich die Oster­
reichische Volkspartei plötzlich, seit sie in 
Opposition ist, durchgerungen hat, nämlich 
zum 1 .  Jänner 1 972. Das wäre konjunktur­
politisch grundverkehrt, und daß ein Abge­
ordneter vom bildungsmäßigen Rang des 
Herrn Abgeordneten Dr. Koren diese rein 
politisch motivierten . Steuersenkungsvor­
schläge nun als konjunkturpolitisch hier aus­
gibt, stellt ihm nicht das beste Zeugnis aus. 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber 
auch auf eine Ankündigung des Herrn Bundes­
ministers für Finanzen ganz besonders auf­
merksam machen. Er hat namens der Bundes­
regierung die Vorlage eines Wirtschafts­
berichtes an den Nationalrat zugesagt. Damit 
stellt sich die Bundesregierung der Volks-

vertretung zu einer zusätzlichen wirtschafts­
politischen Aussprache, die es bisher nicht 
gegeben hat und die zeitlich und inhaltlich 
von den Budgetberatungen getrennt ist. Diese 
Maßnahme paßt genau zur Ankündigung 
unseres Klubobmannes Gratz, daß wir aum 
als Mehrheits- und Regierungspartei eine 
Parlamentspartei bleiben werden. 

Von entscheidender Bedeutung für den Voll­
zug des Bundesvoransmlages 1 972 wird die 
Entwicklung des internationalen und des 
nationalen Preisniveaus sein. Daß es eine 
besorgniserregende Preisentwicklung gibt, 
wurde weder in der Regierungserklärung noch 
in der Budgetrede bestritten. Die sozialistische 
Bundesregierung hat noch in der abgelau­
fenen Gesetzgebungsperiode j ene preisdämp­
fenden Maßnahmen angewendet, die in ihrer 
Macht gelegen waren. Mehr hat uns die da­
malige Mehrheit von OVP und FPO nicht 
erlaubt, und trotzdem sind wir i n  unserer 
Preisentwicklung im internationalen Vergleich 
noch gut weggekommen. 

Aber so leicht, meine Damen und Herren 
von der Osterreimischen Volkspartei, wie sich 
das Ihre Redner zur Regierungserklärung ge­
macht haben, kann es sim meiner Auffassung 
nach eine große Oppositionspartei nicht 
machen. Da sprimt der Herr Abgeordnete 
Kohlmaier, immerhin der Generalsekretär der 
Osterreichischen Volkspartei, im Zusammen­
hang mit der Vermögensbildung in Arbeiter­
hand nicht etwa von inflationärer Entwicklung, 
sondern er spricht einfach, so wie heute auch 
Klubobmann Dr. Koren - es dürfte also 
System darinnenliegen -, von Inflation 
und knüpft daran seine Befürchtungen 
wegen der negativen Auswirkungen auf 
den kleinen Sparer. Und am selben 
Tag und in derselben Debatte zur 
Regierungserklärung spricht ein weiterer 
Generalsekretär, der OVP-Abgeordneter ist, 
nämlich der Herr Generalsekretär der Bundes­
wirtschaftskammer, Dr. Mussil. Der schlägt 
jetzt Maßnahmen zur Bekämpfung der Kohl­
maierschen Inflation vor, würde man erwarten. 
Aber weit gefehlt. Dr. Mussil macht dem 
Handelsminister Vorwürfe wegen der kon­
junkturdämpfenden Freigabe von Ost- und 
Japanimporten, weil es da keine Reziprozität 
gegeben hat und die österreichischen Expor­
teure hier nicht entsprechend berücksichtigt 
worden sind. Als ob man in der Konjunktur­
politik Zeit hätte, über volle Gegenseitigkeit 
im Warenaustausch zu verhandeln. Von einem 
strafferen Preisregelungsgesetz will ja der 
Herr Abgeordnete Dr. Mussil überhaupt nichts 
wissen. Im übrigen will er auch nichts wi ssen 
von der von Kohlmaier urgierten Vermögens­
bildung in Arbeitnehmerhand. 
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Kein sozialistischer Abgeordneter glaubt. 
meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei. daß man Preise 
reglementieren kann. Niemand von uns glaubt. 
daß die von uns neuerlich am 1 6. November 
eingebrachte Regierungsvorlage 25 der Bei­
l agen betreffend Änderung des Preisrege­
lungsgesetzes 1 957 alle Preisprobleme lösen 
wird. Sie wird ein weiteres Instrument der 
Preisdämpfung sein. Aber bei der inter­
nationalen Preisentwicklung des letzten Jahres 
können wir auf kein einziges dieser preis­
dämpfenden Instrumente verzichten. 

Der Bundeshaushalt 1 912 kehrt alles Men­
schenmögliche vor. um die Leistungsfähigkeit 
der Wirtschaft und der Gesellschaft unseres 
Landes zu erhöhen. Die Entwicklungs- und 
Erneuerungsfonds-GesmbH. wird ausgebaut. 
Die Regierungsvorlage d azu liegt bereits im 
Haus. Die Kapitalausstattung der Investitions­
kredit AG wird verstärkt. Mit der Errichtung 
der Kapitalbeteiligungsgesellschaft soll eine 
Lücke im Finanzierungsangebot für die Struk­
turverbesserung der österreichischen Wirt­
schaft. die der Herr Abgeordnete Dr. Koren 
immer so dramatisch urgie rt. geschlossen wer-
den. 

' 

Gleichzeitig aber verstärkt das Budget 1 972 
den Prozeß der gesellschaftlichen Schwer­
punktbildung. der 197 1  eingeleitet worden ist. 

Dazu einige Uberlegungen. Im zweiten Jahr 
der OVP-Regierung betrug der Budgetanteil 
des Bereiches 1 .  Erziehung und Unterricht. 
7.35 Prozent. Im zweiten Jahr der SPO­
Regierung hat dieses Kapitel einen Budget­
anteil von 8.56 Prozent. I ch  bitte zu berück­
sichtigen : Jedes Prozent Budgetanteil ist. in 
Ziffern ausgedrückt. rund 1.2 Milliarden Schil­
ling. 

Bei Wissenschaft und Forschung lautet der 
Vergleich 2,36 Prozent im zweiten OVP­
Regierungsjahr. 2.80 Prozent im zweiten Jahr 
der Regierung, die von d e r  SPO gestellt wird. 

Beim Bereich Soziale Wohlfahrt lauten die 
Vergleichsziffern: 24.31 Prozent im Jahre 1 967 
unter der OVP und 24,83 Prozent im Jahre 
1 972 bei der Regierung Kreisky. 

Das, meine Damen und Herren. diese Steige­
rung des Anteils der sozialen Wohlfahrt am 
Budgetvolumen bezeichnet heute der Herr 
Klubobmann Dr. Koren als Sozialstopp. Ich 
glaube. unsere Pensionisten und unsere 
Sozialbefürsorgten wären in den vier Jahren 
der OVP-Regierung sehr froh gewesen, wenn 
sie j enen Sozialstopp zu erleiden gehabt 
hätten. den sie in den l etzten zwei Jahren 
angeblich durch das Kabinett Dr. Kreisky ver­
paßt erhielten. (Beifall bei der SPO.) 

1 967 wurden für den Bundesschulbau 
320 Millionen Schilling ausgegeben. 1 972 wer­
den es 690 Millionen Schilling sein. ohne 
Hinzurechnen des additiven Effektes. der durch 
Zinsenzusmüsse für im Leasingverfahren 
fi,I)anzierte Schulbauten erzielt wird. 

Die Förderung von Wissenschaft und For­
schung ist gar von 92 Millionen Schilling im 
Jahre 1967 auf 655 Millionen Schilling im 
Jahre 1972 gestiegen. Und wenn das kein 
Schwerpunkt ist. dann frage ich :  Was ist ein 
Schwerpunkt? (Neuerlicher Beifall bei der 
.sPO. - Abg. Dr. G r u  ob e r: Herr Kollege 
Lanc, was ist das : Förderung von Wissen­
schaft und Forschung?) 'Förderung von Wis­
senschaft und ForsChung - Sie als Ausschuß­
vorsitzender müssen das doch genau wis­
,s,en. (Abg. Dr. G r u  b e  r: Reden Sie doch 
nicht so leichtsinnig daher! Dazu haben die 
Hochschulen gehörtI) Das hat doch niemals 
stimmen können, Förderung von Wissenschaft 
und Forschung. Schauen Sie nach im 
Budget. Wenn Sie es mir widerlegen können. 
können Sie herauskommen und das sagen. I ch  
sage Ihnen aber. ich h abe mir das ganz genau 
ausgerechnet. nur werde ich nicht alle Kapitel. 
Titel und so weiter zitieren. Das ist nicht 
Aufgabe einer ersten Lesung zum Bundes­
finanzgesetz. Wir können dann noch beim 
Kapitel Unterricht di·e Klingen kr,euz,en. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Das werden wir!) Gerne, 
Iselbstvlerständlich. 

Das Budget 1972 räumt auch mit der Mär 
der OVP von den fremdenverkehrsfeindlichen 
Sozialisten auf. 95 Millionen Schilling Frem­
denverkehrsförderung gegenüber 40 Millionen 
im letzten OVP-Budgetjahr sagen alles. was 
dazu zu sagen ist. 

Man hat uns auch immer wieder als bauern­
feindlich - heute. in der Rede des Herrn 
Abgeordneten Dr. Koren, bemerkenswerter­
weise schon nicht mehr - und als landwirt­
schaftlichen Strukturproblemen gegenüber un­
zugänglich bezeichnet. Damit wird es längstens 
ab 1972 nun auch vorbei sein. denn mit fast 
1 , 1  Milliarden Schilling für den Grünen Plan 
und das Bergbauern-Sonderprogramm werden 
so viele Mittel zur Strukturverbesserung in 
der Landwirtschaft b ereitgestellt wie nie zu­
vor in der Geschichte der Republik Osterreich. 
(Beifall bei der SPO.) 

Allerdings. meine Damen und Herren, eines 
muß mit aller Deutlichkeit gesagt werden : 
Das sind Steuermittel .  die im Sinne des Ge­
setzes zu vergeben sind, und das sind nicht 
Sesterzen, die einzelne Bauernbundfunk­
tionäre nach ihrem Gutdünken unter das Volk 
werfen können. (Neuerlicher Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

22 
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Vor kurzem wurde in einem Leitartikel zum 
Budget 1 972 die rhetorische Frage gestellt, 
warum denn das alles, was in diesem Budget 
drinnen ist, nicht schon der OVP eingefallen 
sei. Die Antwort, glaube ich, ist sehr einfach: 
Gegensätzliche gesellschaftspolitische Vorstel­
lungen haben die Ausformung einer erkenn­
bar gemeinsamen politischen Linie in der 
Osterreichischen Volkspartei, zumindest 
bisher, verhindert. Deshalb dürften ja auch 
die Wähler den Sozialisten die Chance ge­
geben haben, die sie ihnen dann am 10.  Okto­
ber tatsächlich eingeräumt haben. 

Wir haben nicht nur von Ausgabeschwer­
punkten, sondern auch von deren Finanzie­
rung gesprochen, und zwar sowohl vor den 
Wahlen 1 970 als auch vor dem 1 0. Oktober 
1 97 1 .  Wir wissen um die hohe Steuerbela­
stungsquote, aber wir sagen offen: Alle guten 
Dinge haben auch ihren Preis. Und wer ins 
Gewidlt fallende Steuerermäßigung im gegen­
wärtigen Zeitpunkt will, muß auch sagen, wo 
Ausgaben gestrichen werden sollen. 

Ein amerikanischer konservativer Staats­
mann hat einmal einen ebenso konservativen 
Budgetleitsatz etwa so formuliert, daß er ge­
sagt hat: Budgetpolitik sei die Kunst, Ent­
täuschungen gleichmäßig zu verteilen. (Ruf 
bei der OVP: Das haben wir schon von 
Androsch gehörtJ) DClJS Budget der SPO­
Bundesre.g,ierung beendet dieSle konservative 
Budgetpolitik, es finanziert gesellschaftspoli­
tisch vorrangige Ausgaben und konsolidiert 
gleichzeitig den Staatshaushalt. (Beifall bei der 
SPO.) 

Die OVP hat den Eindruck. der Starrheit, 
der mangelnden Mobilität vermittelt. Sie hat 
derzeit zu starke Akzente nach rechts - so 
for.mulierte es zumindest am 27. Oktober der 
neu gekürte OAAB-Obmann Dr. Alois Prader 
(allgemeine Heiterkeit), pardon, Dr. Aloi\s 
Mock in einer Pressekonferenz. (Abg. P e t  e r: 
Stimmt schon!) Meine Damen und Herren ! 
Das war der bisher IstärklSte Augenblick.. in 
der politischen Karriere des Herrn Abgeord­
neten Dr. Mock. Das will ich gerne zugeben. 

Die sozialist�schen Abgeordneten werden 
für dieses Budget stimmen, meine Damen und 
Herren, weil es �in Budget der Sdlwerpunkt­
bildung und der konjunkturpolJitischen Mobili­
tät ist, ein Budget im Ge�ste der besten 
Traditionen der österreichischen Sozialdemo­
kratie. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine D.amen und Her.ren! Der KLubobmann 
der sO:2;ialistischen Fr.aJktion v,erstand es, in 
der Prä:sidialkonfer,enz ·eine sachliche Ge-

sprächsgrundla,ge zu emrbeitoen und di,e Ber,eit­
schaflt der Klubobmänner der bei,den anderen 
Fr,aktionen. des H�uses ,zu wecken, ,ihm die 
Erstellung ,eines rationelLen Zeitplanes zur 
Durchführung der Budgetdebatte zum Zwecke 
einer z,eitgerechten oBe,schlußfassung Z'll ermög­
lichen. Auf di,es,er GrundLage der Sachlichkeit, 
der Auf,geschlossenhei!t und der Zusammen­
arbeit ist der Zeitplan Ibis ro'ill 22. De'Oember 
di,e,ses Jahres in der letzten Präsidoialkonfe­
r,enz erarbeitet und beschloss,en worden. 

Zu unserem größten Bedauern mußten wir 
nun zur Kenntnis nehmen, daß rdte ,Bundes­
regierung nicht in der La"9'e oder nicht g,ewillt 
war, .die ,erforderlichen Reg,ierungsV'orlag·en 
für die zeit.g,er,ech:te Durchführung und Ab­
wicklung dieses Zeitplanes heute ,einzubrin­
,g,en. 

Mir ist der Gener,aldebattenredner der 50Zlia­
listischen Fraktion, der Herr Abgeordnete 
Lanc, zu sehr mH einer Handbe,wegung über 
di!e,se T.atsache Mnw,eggeg.angen. IEs stimmt, 
Herr Abgeordneter Lanc, daß eine Reihe von 
Re-gierungsvorla-g,en ,heute nicht eing,ebracht 
werden konnte. Die ,Begründung der SPO­
Fraktion dafür lautet, daß die begutachtungs­
mäßig,en Voraus:setzungen vom zuständigen 
Itessortmini'ster nicht z,eitger,echrt erbracht wer­
den konnten. 

Wir regten dahe.r in der PräsicHalkonferenz 
an, die Roegierungspart'ei mö,ge sich des ,g,e­
schäftsordnuIl!gsg,emäß.en Ins.tmmentariums 
der Initi.ativan1:räge bedienen, u.m rvon sich aus 
keinen Z,ei,tv,erlust zu v,erur,sach,e·n. Scheinbar 
sah .sich di,e SPO-!FrakJtion außerstande, diesem 
Vorschlag der tbeiden . OpposiHonspartei'en 
näherzutreten. Und nun muß die Regierungs­
partei zur Kenntnis nehmen, daß nicht die 
beiden Opposi'tioIlJsparteien, sondern ,si,e g'elbst 
di,es,e z.eitplammämgen :5c:hwieri,gkeiten verur­
sacht Ihalt. Gerade si,e als IMehrheitspartei des 
Parlraments nimmt für sich in Anspruch, das 
AI1beits:t,empo dies,e5 Hohen Hau.ses zu 'be­
stämmen. 

Ich unterstelLe dem Herrn AbgeoI'ldneten 
Gra'tz nicht die Absicht, .in der OffentlichkeU 
den Eindruck einer f1e,iß1g,en Regierung und 
einer Jaul,en Opposition ,erWoeck.<en zu wonen. 
Aber ich hCllbe an ihn ,aLs Klubo'bmann der 
Mehrrheitspartei eine dringende Bitt,e zu rich­
lien, 'aber auch verbunden rott dem Wunsch, 
si,e an die Bundesl1e'gierUiI1g weiterzugehen. 

Ich gehör,e Z'U j,enen Abgeordneten, di,e von 
1 966 bis 1 970 dem Chef der rdamal,ig'en OVP­
Mehrheirtsregierung, Bundeskanzler Dr. Klaus, 
den Vorwurf machten, lrein V,erhältnis ·zum 
Parlament gefunden zu 'haben.. 

Ich gebe diese Kritik der jetzigen Bundes­
r,eg:i,erung ebenso mit auf den 'We.g 'Und bitte 
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darauf bedacht zu sein, daß das richtige 
Arheitsverhältnis zwischen 'Bundesr:e,gierung 
und ,den Oppositionspameien des Hauses ge­
funden wird. 

Meine Damen und Herren! Der vom Herrn 
Klubobmann der sozoi,al1sti5ch,en �ra'ktion ,an­
gestrebte Zeitpl,an wird sich nur dann verwirk­
lichen lassen, wenn auf seiten d,er R.:eg,ioerungs­
partei die allergrößten Straffungsversuche 
einerlSeHs g,emacht weroen und wenn ,anderer­
seits VerzögerungS/versuche sowie VefZiöge­
rungSitaktiken der Regierungspartei hintange­
haUen werden. (Zustimmung bei der FPD und 
Abgeordneten der irJVP.) 

Herr Abgeordneter Gra:tz l Ich darf Sie an 

ein.es erinnern: Als Si,e bei der Debatte über 
di,e Re,gierungseI1klärung Ihre Bereitschaft, j a  
Einladung zur Zus,ammenarbeit an die anderen 
Parteien dieses Hauses richteten, e rinnefite' ich 
daran, daß man mit le'inem Teil der R,elgie­
,rungsmit,gHeder des Kabinetts Kreisky II kon­
struktilv zusammenalib.eiten 'kann, d aß man 
abter mit ander,en R,e-gierungsmitgl,iedern eine 
solche Zusammenarbeit nur sehr, s,eh r  schwer 
findet, Genau unter di,esem :Eindruck ,stehe 
ich ,ang,esichts d,er Tatsache, daß die Bundes­
I.e.gierung nicht !in der 'Lage ode,r nicht willens 
war, Vork,ehrung,en 'zu ,treffen, die heute feh­
lenden Ges,e;tz,esiniUativ,en dem Nationalrat 
zei bger.ech t yorzuleg,en, 

Ich richt,e daher jetzt an die Sozi,alistische 
Partei einen .A!ppell : Man mache uns , nämlich 
den Oppositionsparteien, später nicht den Vor­
wurf, man könne die Arbeitszeit nicht ausdeh­
nen, weil das zu einer ungebührlichen Bean­
spruchung der Beamten des Hauses in den 
Abendstunden führen würde, Nicht wir, die 
Oppositionsparteien, werden zum gegebenen 
Zeitpunkt für eine solche Uberbeanspruchung 
der Beamten des Hauses verantwortlich sein, 
sondern diese Verantwortung gilt es dann 
durch die Regierungspartei allein zu tragen. 

Nun ,eine w,eit.er,e Kritik. Wir hahen bis 
Jetzt Ziwei Frag,est'lLnden in der XIII. Gesetz­
gebungsperiode hinter uns gebracht. Ich habe 
in der vorangeg,angenen Gesetz,g,ebungs­
peniode keine ,so schLeppende Fr,cugestunde 
im Hohen Haus erIoebt wie die vorLetzt.e , und 
die heutige war auch nicht hesonders ermuti­
gend. 

,Da dräng,t ,sich Ig,er:adezu di,e Frage nach 
einer R,eform ,der Fr,a,g,estunde 'auf. Wenn die 
Bundesregierung nicht bereit ist, d1e umfas­
senden Ministermonologe der letzten Tage 
zu kürzen, .dann bningt s1,e Sinn und Zweck 
der Frages.tunde um. '(Zustimmung bei FPtJ 
und DVP,) 

Ich a.ppelliere daher an den Herrn Bundes­
k,anz1er und an di,e MitgHeder s'eines Kabi-

netts, die Stellungnahmen von der R,eigierungs­
bank her im ;Rahmen der ,Fra,gestunde zu 
.straffen und nicht - so wie es in der letzt'en 
Frages'tunde vorgekommen iJSt - 'Zehn Minu­
ten lange Minist.erantworten zu ,er,teilen. Das 
liegt in der !Struktur unser,er Fra-g'estunde 
nicht drinnen. 

Scheinbar gibt es ein zw.eif'aches Arbeits­
tempo im Kabinett Kreisky H :  ein siehr zügi'ges 
1nnerhalh der Bundesregierung und ,ein sehr 
schleppendes Arbeitstempo gegenüber dem 
Nationalr,at. 

Nun gl,eich zu einem w,ei't,eren IProblem : 
Herr Bundeskanzler! Muß das kleine �ompe­
tenzges.etz zur Schaffung ,des Bundesministe­
riums für Gesundheit und Umweltschutz unbe­
dingt noch vor Weihnachten bearbeitet, ver­
abschiedet und beschlossen werden? Ich 
glaube, SiJe ,gehen von der gleichen Uberle­
gung laus wie di,e beiden Oppositionspart.eien, 
eine gute Ar.beit bei der Enichtung dieses 
neuen Ministeriums zu leisten, 

Wenn ich dte Osterreichische Volkspartei 
im Rahmen der Deba,tte über di.e Regierungs­
erklärung nicht mißv,erstanden h abe, ist sie 
genauso bereit wi,e ,dLe ,freiheitliche Opposi­
bion, ziel'fÜ'hrende Uberlegungen !im Rahmen 
eines sülchen Ministeriums zu unterstützen. 
Aber das wird nicht erreichbar sein, Herr 
Bund-es�anzl,er, wenn das kIeme Kompetenz­
g,esetz vür WeihnacM,en durchgepeitscht wird. 
Das llie-gt .zeitmäßig in d,en glegebenen Möglich­
koelten €linfach nicht mehr drinnen, wenn bis 
zum 22. Dezember dieses J a'hr,es das Bundes­
finanzg.es.etz 1 912 ver,absdüed,et werden soll. 

kuf der ,einen Seite steht ,dLe Theorie 
Kreiskyschen und Gratzschen Entgegenküm­
mens, :in der Reg,ierungse:nklärung und !in -der 
Generoa.ldebat:te zum IBlIDdesfinanz'gesetz 1 972 
zum Ausdruck g-ebracht. Und lauf der anderen 
Seit,e steht eine 'besorgniseneg,ende Pr,axds des 
Durchpeitschens d,er Mehrheitspartei im Zu­
sammenhang mi,t oder Bewältigung de,s AI'<beits­
plans. 

iHier stimmt alsO' di,e Theorie mit der Praxis 
nicht übe re in. Daher biegt ,es an der Reg,ie­
rung,spartei, die erforderlichen Richtig,sreUun­
gen vorzunehmen. 

Herr Abgeordneter Gratz, wir bejahen ,eine 

v,ertretbare, ,eine zumutbar,e und e.ine trag­

bare Zusammenarbeit. Es ,ist nicht d1e Ahs.jcht 

von uns freiheitlichen .A!bg,eordne,t,en, di,e 

Arbeit ,der Mehrh.eitspartei und der Bundes­

regi,erung zu €I:schweren, zu s aboUeren oder 

zu diffamier,en. Wir woUen mtt dieser Mehr­

heitsreg,ierung und ihr,en Abg,eordne:t.en zur 

Lösung von Probl,emen zusammenarheit,en. 
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Die ,f.reiheiUichen Abg,eordneten sind zur 

I 
"Das ,in Zahl,en g,e.gossene Spiegelbild der 

Kooperation und zur MitarbeH auf d,er Grund- Regierung,seI1klärung ist für das kommende 
},age der Erarbeitung des Igr'ößten gemein- Jahr der vorl,ie.gend,e Bunde.s!Voranschlag." 
samen demokratischen NeIIDers bereit. Vor­
auss,etzuI1g für ,eine solch,e Zusammenarbei\t 
ilst 'aber ,eine fair-e Pa,r:tnerschaft auf der Grund­
lag·e demokratischer W,affengleiChheit. 

Es wird auch .eine Zusamme-narbe1t im Sinne 
der geistigen Konfrontation sein müssen. die 
s,elbstv,er,sltändlich über und nicht UIliter der 
,demokratischen GürteHinie lieg.t. Die Zus.am­
menarheit mit leiner Mehrhe-itspafitei und mit 
einer Alleinregierung stelLt hohe Anforde­
rung,en an alle. 

Zusammenarbeit i,st im lnt,er,esse der Demo­
kraU.e hesser als di-e Anwendung der Mehr­
heit. Aber schon ,aJIIl lBe,ginn der General­
debatte über da·s Budget 1 972 ��ichnet sich 
eher die Anwendung der Mehrheit als die 
Form .einer -fairen Zusammenarbeit auf der 
GrundLa·ge gl,eichber,echt:i!gtJer 'Partnersch,aft ab. 
Und .g-era'de auf Grund dieses Eindruckes s e,t­
z·en wir frreiheitlichen A:bgeorrlneten bei der 
,erstlen Le,sung des Bund,eshnarrzgesetzes 1 972 
vorsor.glich unser Nein. 

In d'en .Berarungen ·des Finanz- und Budget­
ausschuss,es 'Wrird an Hand ,einer jeden einzel­
nen Haushalts,gruppe zu prüfen .sein, w.ie ernst 
les der BundesregiJerung und der 'Mehrheits­
fraktion mit dem Ang,ebot der Zusammen­
arlheit an die .op.posi[i'ons.par.tei,en i·st. Und 
erst .das Er,g,e'bnis dieser Beflatungen wird uns 
in dire Lag'e versetz,en, ,ein ,endog.ülrti-ges Urteil 
zu fäHen. 

D.arf ,ich nun, meine Damen und Henen, 
auf den Gegensatz ,eingehen, der zwisch,en 
der Regierung,s,er,klärung .does Kabinetts 
Krreisky H und der Budgetrrede des Bundes­
finanzministers .g,egeben ist. 

Die Budgetrede des IFinanzminist.ers steht 
in bezug ,auf Uhers:ichtlrichkreit und Gliederung 
'in leinem vOIt,eilhaften Kontrla.st z'ur wolkig­
blumenreichen rRegi,e,rungs,er'klärung .des Kabi­
netts Kreisky LI. Der Inhalt der Regi,erungs­
rerklärung ist in der .inilgen Auffassung ver­
haftet. daß Regieren mit dem Versprechen 
des Wohlfahrisstaates .gleichzus.etzen wäre. 

Denn ,d.er BundesvoIianschlag ist, wi.e j a  
nicht ander,s z u  erwarten, das SpiegelbiLd 
einer nüchternen .R1ealität und steht daher 
nicht in Einklang mit dem Versprechens­
charakter der Re.g;ierung,serklärung. 

Ich ,glauhe, Herr :Bundesminister, Sie sind 
sich ,der Tatsache bewußt, daß Ihr Bundes­
finanz,gesetz,entwur:f 1 972 mit der Rkhtigk!eit 
Ihrer ,PrQgno.seneinschätzung steht und fällt. 
W,enn Ihr·e 'Prognosen sich nicht erfüllen. dann 
wenden wir böse UberIiaschungen miot dem 
Bundesfinanz,gesetz 1 972 ,erleben. Al1erdings 
,ignoriert die Anlag,e Ihres iBunde.sfinanzgle­
setzes 1912 j ene sehr alarmierenden Sym­
ptome, die in der Bundesrepublik seit Wochen 
und Monaten hinsichtlich des ahsinkenden 
Wirtschaftsw.achstums registriert werden. 

Aber, Herr Bundesfi'llan�miniSiter, Ihr Bun­
desfinanz'gesetzentwur,f 1 912 charaik:1·eris·iert 
,auch die Unsicherheit, dire g,erade Prof,essOI 
Nemscha'k s,eit Monat'en bei der Einschätzung 
der konj'unktureUen !Entwicklung für das 
nächst.e J,ahr 'beher,rsch t. 

Herr Bundesfinanzminister !  Wir Fr.eiheit­
lichen v,erk,ennJen durchaus nicht Ihr Bemühen, 
im Bundesfinanzgeset�entwurf 1 972 den V,er­
such zu unternehmen, Schwerpunkte zu fixie­
ren. Aller,dings sind Sie ,einem Grundsatz 
Harold Wilsons nimt nachgekommen, den er 
so Iformuli,erte : "Regi.eren besteht im Fe.st­
setzen von klar,en PrJoritäten." Eine krar.e 
Prioritätenfestsetzung ist weder durch den 

Herrn Bunrdesk,anzler in seiner Re,gi,erungs­
.erklärung noch durch die Budg,etrede des 
'Bundesfinanzmiruirst.er-s erfol!gt. 

W1eite-r, Herr Bundesminister. haben Sie sich 
in ·a'IlieI1k,ennenswerter W,eise von j,ener Philo­
sophi,e distanz,ie.r,t, derzufollge Budg,e,tpolitik 
als }ene Kunst gilrt, Enttäuschung,en gleich­
mäßig zu verteUen. In Gegensatz zu Ihrer 
nüchternen FormulJi.erung stehen di,e unreali­
,stischen FormuHrerung,en ·des Herrn BUI1Jdes­
k!anzl,ers ,in ,seiner Re.gi,emngserklärung. rDas 
Hervor:steChendste an ,der Re,gierungserklä­
rung Dr. l{,r.eiskys wa-r die gleichmäßige Vler­
lteHung von sehr. sehr vieLen Illusionen. Der 
Herr Bundeskanzler wird .sich inne,rhalb s,einer 
kommenden vi.erj ähnigen lte,gierungs,tätigkeit 
.sicher davon überz,eugen müssen, wi,e s,ehr 
er Illu.sionen in seiner Regierungs-erklärung 

,g,ehuld�gt hait. 

Ich habe schon jin der Debatte übe,r eHe 
Regierungs,eI1klärung zum Ausdruck g·ebr,acht, 
daß wir Freiheitlichen der Kreisiky-Trhes e des 
Wohlfahrtssotaates für alle die Antithesre ,des 
wirtschaUlich und ,geistig w,ettbewlerbsfähigoen 
Lei.stungsstaates, der .den Wohlstan.d ·schafft 
und sicherlt. entgegenseh,en. 

nie RegierungseI'iklärung vermittelt ein 
Allerdings befand siCh der Herr Bundes- r,eich1ich v,erzerrt,es Bild der ge.g.ebenen Reali­

.finanzminister in einem rlrr:ttlJIIl, aLs 'er ,in tät. Daher v,erhält sich .der Bundesfinanzgesetz­
se-iner Budgetrede sagte : entwurf 1 972 bei a11 seinen Mäng,eln und bei 
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all s einer Kritik, die wir Freiheitlichen anzu­
hr,ingen h aben, zur Regierungserklärung wie 
die Wirkldchk,eit zur Legende. Hier gilit das 
Spri chwort :  "Wahre Worte sind nicht sChönj 
schöne Worte sind nicht immer wahr." 

Aber,  meine Damen und Herren, die Regie­
rungserklärung Dr. Kreiskys 'Und die Budg,et­
liede des Finanzminister's Dr. Androsch !haben 
auch Gemeinsamkeiten: Beide offenbaren die 
Viel zahl ung,elöster Probleme ,in nahezu allen 
Bereichen unseres Gemeinlwesens. Di,eser 
Bogen spannt sich von der Wirtschafts- bis 
zur SozialpoUtik und von de.r Infr,as,truktur 
bis zum Umw,eltschutz. AUe dj,es.e Bereiche 
unseres öffen.tlichen Lebens gleichen e.iner 
offenen 'Baustielle , auf der es ein glerüttelt Maß 
an Arbeit zu leisten ,gilt. 

Auf dieser "Baus,teUe Osterrreich" wollen 
wir freiheirtlichen Abg,eordnet,en nicht taten­
los.e Zus'eher ,sein. Wir sind vielmehr ber,eit , 
für aUe Osterreicher ,am Aufbau OS'terreichs 
mitzugestalten. Daher bekennen wir Freiheit­
lichen uns zu e,iner konstruktiven, aber kriti­

schen Opposition und nicht zu ,einer Obsltruk­
Hon des Ne,in .. um des Ne ins ag,ens willen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Wir setz,en aber dort ein klares Nein, Herr 
Bundesfinanzmini,st,er, 'Wo naCh unser,en frei­
heitlichen Grundsatzvorstellungen dieses Nein 
unerläßHch ist. 

des Finanzministers Androsch der Mut zur 
Sdlaffung der entscheidenden Vorausse.tzun­
g,en für den Leistungsstaat, damit dieser durch 
s,eine getsHg,e und wirtscharftliche Wettbe ­
werbsfähigkoeit weiterhin den Wohlstand 
sichert und ,ga,rantiert. 

Es wird in Z'Ulkunft notwendig,er sein aI� 
bisher, ,trag,ende Faktor,en der Gesrellschafrt ZUI 
Verwi.rkl,ichung des LeistungsS'ta,ates einzu ­
s e tzen und aufzubieten. Dazu gehört vor allem 
die Entfaltung des Geisteskapirtals auf Unter ­
nehmers,ei,te und die volle Entfaltung des W i s ­
sensikapi:talls auf SeH,e .der Arheitnehmer. Wir 
haben uns d,er Tatsache bewußt zu sein, daß 
es ohne Entfaltung des Geistes- und Wissens ­
kapitals auf die Dauer gesehen nicht gelingt , 

das F,inanZik,apital voll zur Wirkung zu brin� 
gen . (Beifall bei der FPO.) 

,Wir Freiheitlich,en sind der Meinung, daß 
s ich g,erade aus diesen UberJ.egung,en neue 
B ildungs-, Aushildungs- ,  InformaMons- und 

Schulungs funktionen ,der Gesellschaft ergeben, 
die bis zur Stunde noch nicht wahr,glenommen 
worden ,sind. W,ie oft , meine Damen und 
Herren, haben wir FreiheHlichen an den 
Unter,richtsmintster , aher auch ,an .den Bun­
desminister ,für Wlissensch,aft und For,schung 
,die Bitte und das Ersuchen g,erichtet, vIerstehen 
zu wollen, .daß eine BildungspLanurug auf weite 
Sicht zum Scheitern führt, w.enn dies'er Bil­
,dungsplanung nicht eine sor'gfälti,g,e Bildungis­
forschung vorausg,eht. Wir sind auf dem Ge­
biete uns,erer Hochschu1gründungspolitik nicht 
dmmer ,glücklich vorgegangen, und gierade aus 
di.esen EdahrungSlwerten gHt ,es die Nutzan­
wendrung 2lU z i,ehen. 

Nun darf ich einige 9'emeinsame Vorwürfe 
an den Herrn Bundelskanzler und 'an den 
Bundesfinanzminisler ,erheben . Weder aus der 
Re.gierungserklärung Dr. Kr,eiskys noch aus 
der Budgeh1ede des Finanzminist,ers Dokitor 
Androsch erhellt der Mut zu notwendigen, 
w.enn auch nicht immer populären Entschei - I Aber wir stehen vor einem weiteren sehr 

d ,schwiertg,en ProbLem in dieser Ges,etzgebungs -unHen. 
. d I . h' . f" Ilt h ..:l  A b p e  no e. n ,SIre Inem a . auc tier us au 

Es fehlt bei,den der Mut zu einer qualitati- der Mitsprach.e und MLtbestdmmung der 
ven Soz,ialpolitik, und weitgehend werden Arbeitnehmer im Geiste der Mitv,er,antwor­
Regierungserklärung und Budgetrede durch t ung, wohei wir FreJheHlichen ,der Meinung 
den Grundsatz der quantitativen Sozialpolitik sind, daß die Diskussion darüher vor allern 
beherrsCht . V'Oll der BetrirebspraXJis her g,eführt werden 

Es fehlt ,auch Ihnen, Herr Bundesminister muß . 

für FinanZlen, hedauerlicherweise der Mut zum Uber di.e richtige Lösung der Zusammen­
Eng,erschnaUen des R:iemens 'bei den Staa'ts� ,arbeit zwischen dem Wtssensk,apital ,der 
aus.g aben. Arbeitne hmer und dem Geislt'eskapital de r 

Es fehlt Ihnen leider der Mut, den Staats- Untemehmensfühmng ä'Uß'erte sich der Schwei­
bürgern über ungelöste Prnblreme der Finanz-, zerisch,e Gewerkscha.ftsburud ,in jüngster Zeit 
Budget- und Wirtschaftspolitik Terinen Wein sehr ,aufschlußr,eich. Ich Zlitiere dazu aus der 
e inzuschenken. 'Es fehlt Ihnen auch der Mut, einschläg1gen Stellungnahme des 'Schweiz,er i­
zu bekennen, daß wir -einer ,schleichenden ISchen Gewe,rkschaftsbundes : 
Inflation lausg'esetzt ,sirud und daß rasch Hand Die voUe Mitbestimmung der AI1beHer und 
,ang,elegt :w,erden muß, um Vork'ehrung,en A�'gesteIUen an der Unternehrnensführung und 
g,egen S chhmmer,es 'zu ,treffen. 

I 
die MitveranrUworrtUlng für das Risiko dürfte 

Und es fehlt :sowo

.

hl der Regierungserklä- dem R,ealismus des schrw,eiz,erischen Arbeiters 
rung Dr. Kreiskys aLs 'auch der Budgetnede kaum entsprechen. Da,geg,en darf der Anspruch 
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auf eline vi,eI weiter lals heute gehende Infor- Der (Heu Klubobmann der Osterreichischen 
maHon üher -dClJS Unternehmen und s'eine Ge- Volkspart,ei hat g·esagt, das InvesUHonspro­
schäftspolitik erhoben werden. Die Formen" gramm .des Bundes wär,e nicht zugäruglich ge­
- so sagt der Schweizerische Gewerkschafts- wesen , sah sich aber gl,eichzeittg in der Lage, 
bund -, "welche die Mitsprache und Mitbe- es zu krihsier·en. Ich da,rf slagen, daß das Inve­
stimmung künftig annehmen werd,en, können stitionsprogr,amm des Bundes .dem NaHonaI­

nur aus der Pra:x:is .und nicht von der Theorie rat noch in der letzt,en Legisla,turperiode zug,e­
her ,g,estaltet w,erden. Es muß ihnen .ahe,r ,ein l'eitet wurde (Abg. Dr. K o r  e n: Nach seiner 
weit,er RJaum offeng,elassen wlerden. Weg1ei- Auflösung, das müssen Sie dazu sagen!) und 
tend und w.eghe.reitensd für das Ziel muß sein, daß ich heute in der Frlägestunde erklärt habe, 
dem Arbeiltnehmer das Gefühl 'zu nehmen, daß eine Revision vorgenommen wird, wie 
er sei nur eine ,g,ekaufte Arbeitskraft. Wir di,es auch in .dieser Unterla,ge , ,die Ihnen doch 
müssen ihn im Rahmen seiner Möglichk'eit offensichtlich zugänglich war, ang'ekündigList, 
und Inter,ess,en zu einem e cht,en M itbes tim- und dies·e revidier,te Fla.ssung nach Fer,ugstel­
menden machen. Nur Idami't '�aIllIl dem Wort lung ebenfalls dem NaHonalrat zugeleitet 
von der ,so�i,alen Partnerschaft Is,eül voller Sinn 
g,eg,eben w,erden." 

Soweit das Zitat aus der Stellungnahme 
des Schweiz,erischen GeweI1ksch.aHs bunides zur 
Themattk der Mitsprache und 'Mitbestimmung 
auf der Grundla:ge der Mitverantwortung. 

Meine Damen und Herren! Ich darf in di.esem 
Zusammenhang dJaran erinne,m, .daß seit dem 
J,ahr 1949 di,e fr,eiheitlichen Abgeordneten die 
Verwirklichung der ISozialpartnel1schaft in 
Osteneich mit Nachdl1uck ,fordern. 

Ich fasse nun ,abschließend die Stellung­
nahme der frleiheitLichen Fr'aktion im grund­
sätzlichen zum Bundesfinanzges,etzentwurf 
1 972 zusammen. 

Wir FreiheiHichen werden grÜIlidlich prüf.en 
und sor,g.fäItig üherl.e,g·en, ehe wir die ,end­
gülotige Entscheidung zum Hundesfinanzgesetz­
entwurf 1 972 tr,eff·en. Herr BUIlIdesminister, Sie 
haben in Ihrer Budgetr:ede -die OpposlitioIliS­
parteien zur Kritik an Ihrem Budget und Ihrer 
Arheit auf,geforderit. Wir .nehmen diese Auf­
fonderung ,an und wer.den bestrebt sein, der­
seIhen in den Ausschußbenatung,en sachlich 
und kritisch ger·echt zu werden . D&bei wird 
sich herausstelLen, ob di,e .Ä:ufforde.rung zur 
Kritoik und ZusammenarbeH ,eine Leerformel 
ist ode.r ob die 'Mehrhei ts'partei des Hauses 
bereit ist, im Geiste der demokr,atischen Zu­
sammenarbeit ,auf der Grundlag,e einer taif'en 
Partnerschaft herechtigte Anträge, VorschläJge 
und Anr'egungen der fr,eihei1lichen Abg·eord­
neten zu akz,eptier.en. ,Erst dann wler-den wir 
in der Lage sein, unser endgültig,es Urteil zu 
fällen . . (Beifall bei der FPO.) 

wird. 

Zur F�iilge der Orienti,erungs.daten. Natürlich 
s-ind ,e.s für läng,e.rfristig,e UherJ.egung'eIl Orien­
Herung.sdaten. Ich k,ann nur für jene Ber,eiche, 
die unmitteLbar KontaM mit dem Finanzmini­

sterium genommen halben, sa9·en, welch großes 
Inter,esse bei diesen Branchen bestanden hat, 
di,ese Uherlegungen vorzufinden,  wobei natür­
lich di,e Details in Einz,elplänen, sei es  das 
Eernsprechinrv,estitionsgesetz, das S chulent­
wicklungsprogr'amm, das Inv,esUtionspro­
gr,amm des Bund·es,  di,e Anschaffungsplanun­
gen im Innenressort, stehen, um nur einige 
Beispiele zu nennen. Ohne Fr,ag,e besteht also 
d1es1e.s Inter,esse. Wlir si.nd uns auch bewußt, 
daß mit jeder R,evision auch eine V,erbess.e­
rung vorlgenommen w.ef'den soll. 

Es Hegt jedenfalls vor, und gestatten Sie 
mir ,daher Idi,e Fe.stst1ellung, daß in d er letzten 
Legislaturperiode meine bei-den Amtsvorgän­
�g,er ,e·in solches ang,ekündigt, ab.er nie ferti.g­
,gestellt .haben. (Lebhafte Zustimmung bei der 
.SPO.) 

Eine Bemerkung zum Subv,entionsbericht. 
Ich möchte hier nur so viel sagen, daß selbst­
vers.tändlich auch über das J,ahr 1 970 und 
j.edes folg,ende Jahr ein tsolcher dem Hohen 
Haus,e zug,eleitet wird, wobei wir uns beretts 
auf di,e AlnreguIl!g,en stützen werden, di,e im 
Unter.aus.schuß getaUen sind. Ich werde auch 
di,e mir zugegang,enen Gutachten über die 
Frag,e und Fassung des Subv,entionsbegriffes 
dies,en 'beHeg�en. 

Schließlich zu den Bemel'kung:en über den 
Präsident Dr. Maleta: Zum Wort hat sich 

Sch:wel'punkt ,soziale WohLfahrt und Sicher-
der Herr Finanzminister gemeldet. Ich erteile heilt. Natürlich handelt ,es sich dabei um di.e 
es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androseh: 
Herr Präsident I Hohes Haus I Gestatten Sie 
mir b.er.eits ,a.n diooer Stelle, ru einigen in 
den Beiträgen .&ufg.eworfenen Einz,elfrag.en, 
aber auch Z1U ·einig,en grundsätzlichen Proble­
men Stellung zu ne'hmen. 

Vollzi,ehung von Gesetzen ,in finanzieUer Hin­
sicht. Ich darf dazu aber hemer�en, -daß ein 
Großteil di,eser Gesetze in oden letzten ,einein­
halb Jahr,,?n beschlossen wurde. Das hIat uns 
sogar den Vorwur.f .eingetrag,en, daß wir die­
sem Bereich eine zu große Aufmerksamkeit 
scheIlllGen. Und wenn es im Gesetz s'telLt, kann 

6. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 74

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 6. Sitz\lllg - 1 7  . November 1971 261 

Bundesminister Dr. Androsdl 

man nicht umhin, di,e finan�iellen Mittel dafür 
vorzusehen. I(Beifall bei der SPD.) 

Zur Prognose : Mir ist völlig hewußt, daß 
j ede Progno.s,e unsicher ist, weil alles, was 
auf die Zukunft aus,gerichtet ist, einen Un­
sicherheHsf,aktor ,beinhaltet. Daß ,e-ine Pro­
gnose für da,s nächst,e J.ahr .ganz 'besonder.s 
unsicher .ist, habe ich .auch in meiner Budg,et­
r,ede zum Ausdruck g,ebracht . Ich habe mich 
aher auf di,e unt,er,e Gr:enz·e der Schätzun,gs­
marge gestützt, die zul,etzt wi,eder vorg,es1ern 
in der wirtschaftspolitischen Arusspr,ache vom 
Leiter des Ins,Ututs für Wli,rtscha·ftsforschung 
g,enannt wurde . Ich darf Ihnen, Herr Klubob­
mann, sa,gen, daß Sie sich im Gegens.atz zu 
Professor Nemschak befiIl!den. Sie meinen näm­
lich, daß der private Verbrauch a'bnimmt, wäh­
r·end das Insti tut ,den privaten Verbrauch im 
kommenden J,ahr als ·eine Stüt�e ,ansieht. Im 

üorig,en w,erden wir g.erade dm erst,en Halbj ahr 
rrüt einem bes onder,en Druck auf die Pr,eise 
konfrontiert sein, sodaß Sie mit Ihrem Vor­
schliag hinsichtlich der Steue rsenkung , auf den 
ich noch zu spr echen Ikommen werde, 'und 'der 
Stützung des privaten V,erbrauches g,erade 
di,esen infla't:ionär,en Druck v,erstärk,en wÜfiden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Nun darf i ch einiges zu den Staatsfinanzen 
sagen. Wer meint, daß die Verbesserung·en, 
die sich auch in den PrÜ'gnos·en ni,e-ders chla gen, 
ausschließlich ,auf unerwar,tet'en Mehr·einnah­
men beruhen,  der übersieht - offenbar ab­
sichtlich -, welche budgetpolitischen Entschei­
dungen einge'tDeten sind, di,e den HClJuptant,eil 
daran haben, daß di,ese Prognasen in der 
W'eise ,revidiert werden konnten, wie das tat­

sächlich der EaU !9,ewes'en ist. Ich darf ,auch 
darauf nach ' zurückkommen. Es ist nämlich 
damit gelung,en, die Dynamik der Zunahme 
hei der Staatsschuld beträchtl ich einzufangen. 

Ich darf aher vorer,st noch auf dLe Proble­
matik des Pr 'eis.auftr,iebes zu sprechen kam­
men. Es hegt mir völlig fern, Jemanden ver­
höhnen zu w ollen, w1e S i,e mir das untersteHt 
haben, aber Sie haben mit Ihrem Vorschlag 
der Steuersenkung einen Vorschl.ag .g<emacht, 
dies,en Preis.auftrieb Jedenfalls im ersten Halb­
jahr des kommenden Jahr,es zu vIerstärken. 
Was .sind denn die Tatsachen? Ich gebe gerne 
zu , daß die ö.steneichische Be'völkrerung das 
interessiert, was in Os-terr-eich vongeht; g,ar 
keine Fra-g.e .  Wir k önnen uns ,aher gerade 
als außenwirtschaftlich arientiertes Land IlJicht 
van den interna'tianalen EntwickLung·en ,tr,en­
nen, und da i st dach affensichtlich eingetreten, 
daß , was den Preis·auftri.eb .anbelangt, de:r 
Pegelstand international beträchHich gestie­
gen 'ist, und obwahl wir in Osterreich auch 
absalut höher lie:g,en als var e:inigen Jahr,en, 

sind wir doch unter dies,em P,eg.elstand, wä'h­
r,end wir in den früheren J,ahr,en da,rüber 
gele,gen sind , sich also IUnser·e Wettbe,werbs­
situation in di,esem Ber.eich k,eines:wegs ver­
besser,t hat. 

Nun zu den Tarif.erhöhung,en. Erstens ein­
mal - ich komme dar,auf auch nach im Zu­
sammenhang mit dem Vorwurf mangelnden 
Mutes zu sprechen - haben wi,r immer und 
auch vor Iden Wahlen ,erklärt, daß man den 
Betri,eben das,  was sie zu ihr,er betri.ebswirt­
schaftlich,en Führung benöttg,en, ,einräiUmen 

muß, wobei ,die besandere Schwieni;g·kteH bei 

,den tÖff·entlichen Tarifen ist, daß si,e vielfach 
nur in läng,eren Z,eitabschniUen ,ang,epaßt wer­
den, w.as die Sache dapp.elt unangenehm 
macht. Aber wir haben auch erklärt, daß wir 
jed,en iEinz,eUall prüfen werd,en, ab e,ine Berech­
Ugung besteht, wenn j a, in ,welcher Höhe 
und zu wel chem Zeitpunkt, weil wir uns der 
stabilitätspo litischen V,er.anbwartung, aber 
,auch der Ver.antwartung g,eg,enüber jedem 
einzelnen Betrieb bewußt sirnld. 

Nun zu dem Varwurf, Ihre Bedeckungsvor­
schläg.e im Vorjlahr wären nicht saTgfälHg ,ge­
prüH worden. V'erzeihen S:i,e mir,  wlir halben 
sie ebenso .sorgfälüg oder Il!icht wenLger sarg­
fäl.tig g.eprüft, als s i,e vo.rhereitet w.ar,en. Sie 
haben in Ihr·eT Rede, Herr Klubobmann, er­

klärt, daß die Personalausgaben heuer ziem­
lich ,genau den präliminierten Umf,ang aus­
machen werden, und SLe haben mir gleich­

zeitli,g den Vorwurf g,emacht, daß ich die zwei­

prozentig,e Kür.zung beim Pe,rsonaLaufWlarud 
mit ung,efähr 800 Millionen Schming nicht 
akzeptiert habe. Das war der Hauptbedek­

kungsvors chlag, den Sie vor einem Jahr ,g,e­
macht haben. (Abg. Dr. K o r  e n :  Das stimmt 
nicht!) Zwei Prozent von 40 Milliarden Perso­
nalaufwand sind 800 MilliaIl!en ! (Abg. Doktor 
K o r  e n: Es war eine ganze Reihe von Punk­
ten!) 

Nun zur Fm,ge des Mutes. Ich darf dahei , 
Hahes Haus , etwas weiter 'aushal,en. Di'e heu­
tige Regierungspartei hat Anfang Dezember 

1 969 als OppositiansparteI ihr,e in l.angj ähüger 
Arbeit vorhereiteten Programme zu einer 
Wahlplattform zus·ammengefaßt und das mit 
einem Finanzierungskan:uept beendet, wo wir 
als Opp asitianspa.f,t,ei ,erklärt harben, daß ein 
Wegfall von Steuern angesichts der zu ,er­
wartenden budg·etär,en Entwicklung nicht mög­
lich sein wüld. Das war zu einem Zeitpunkt , 
Herr KI'ub obmann Dr. Kar,en, zu dem Sie uns 
als Finanzminister im Finanz- und Budget­
ausschuß ,eine Budgetvarschau ,auf die kam­
menden J ahr.e Vlerwei,gert  haben und eruch 
nicht bemit waren, .die OrienUerungs,größ,en, 
di,e Ihnen zur VeI1Lügung .gestanden 'haben, 
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mitzuteHen. ,Im OVP..,Pressedienst vom 
2. Jänner 1 910 'haben SLe daIl!Il erklärt, W,eg­

fall der SOIlJelJersteuern, zlUsätzliche Steuersen­
kung-en und VerweIlJd:ung der Uherschüsse 
des FamHienlastenausgleiches, wie sie vorher 
nicht, .aber jetz't schon €,rJolgt , nämlich für 
f.amiU,enpoliUsche Zw.ecke. Mit dies-en Maß­
nahmen wär,e ,g-anz genau das · e,ingietr€'ten , 

was der Beirat dann weni'ge Wochen später 
in seiner Vorschau ausgedrückt hat, daß näm­
lich in den Jahren 1 91 1  und 1 972 die Defizite 
_auf 11 bis 20 MilliaIden ansteig,en. Wir haben, 
wie ich fests'tellen möchte, vor dlen Walüen 
1 910 den Mut -g-ehabt , und ich hatte selbst 
di-e Ehre, dieses Finanzierungskonzept in mei­
nem Parteigremium zu vertreten. Wir haben 
dieselbe Situation im Herbst Vler,gang,enen 
Jahr,es gehabt , wo Sie ebentalls Steuers-en­
kung und Wegfall der Sond,ersteuern ange­

boten oder in Aussicht gesteHt od,er verspro­
chen haben, was größenordn:ungsmäßig nahezu 
eine Verdoppelung des Defizits bedeutet hätte. 

Ich darf j etzt e-pwähnen, wi,e es vor den 
letz'ten Wah1en ,am 1 0. Oktober war : Di,e 
Reg-i,erungspartei hat ebens-o verantwortlich 
wie als OpposHionspart-ei gehandelt uIlid g,e­
sa,gt , ang,esichts der staa:tsfinanzi,ellen Situa­
tion ist ein W,eg.fall di,eser St1euern nicht mög­
lich. 

Si-e haben g·esagt, SLe können das vertr,etJen, 
und haben gleichze:it1g mit Ihren 1 01 Vor­
schläg,en beträchtliche M,ehr,ausga'ben ·in Aus­
sicht gestellt. Es is,t doch :g:anz klar, daß Mer 
Defizi-te ents<1-ehen müssen, die überhaupt nicht 
finanzi,erbar sind, und das wäre geradezu 01 
auf das Feuer der inflationär,en Entwicklung . 

Ich möchbe daher sag,en: M-an kann nicht er­
klär,en, die Scher,e 'Zwischen Einnahmen und 
Ausgaben drohe auseinanderzl1g-ehen, man 
!kann nicht s,ag·en , di-e Budgietvor.schalU·en seien 
düster,en Inhalts, und gleichzeitig Vorschläge 
machen, wi,e diese Schere noch v-ergröß'ert und 
der Pneisauftri,eb ang-eheizt wild. Wir haben 
den Mut, zu sa,gen, daß das nicht möglich 
ist! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Sandmeier. Ich erteile es 
ihm . 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Auf die Ausführungen 
des Herrn Finanzministers wird der Klubob­
mann unserer Partei selbst antworten. 

Jedes Bundesfinanzgesetz hat in seinen Ziel­
setzungen, sei'Illem Inhalt und seinen Auswir­
kungen für die Bevölkerung eines Landes 
größte Bedeutung . Das gilt natürlich auch für 
das vorliegende Bundesfinanzgesetz. 

Sie, Herr Finanzminister, begannen Ihre 
Budgetrede mit dem Satz: "Die Budgetpolitik 
wurde einmal als die Kunst bezeichnet, Ent­
täuschungen gleiChmäßig zu verteilen." 

In Ihnen weiteren Ausführungen waren Sie 
zwar der Meinung , daß dies für Ihren Bundes­
voranschlag 1 912 niCht zutreffen werde. Ich 
möchte aber feststellen: Für den Arbeitneh­
mer, der Lohnsteuer bezahlen muß, ist dieses 
Budget eine einzige Enttäuschung. 

Dies geht auch aus vielen Pressemeldungen 
hervor und aus vielen Gelspräehen, die wir 
Gelegenheit hatten, mit Arbeitnehmerfunktio­
nären und mit Arbeitnehmern zu führen. 

Es Isteht außer Streit, daß kein Budget alle 
Wünsche ·erfüllen kann. Dals wird niemandem 
und ke inem Finanzmin�ster gelingen. Aus dem 
vorliegenden Budgetentwurf ist -aber nunmehr 
ersichtlich, daß ,im Jahre 1 912 mit Lohnsteuer­
eingängen von 1 5  Milljarden Schilling gerech­
net wird , das sind um 2,9 'Milliarden Schilling 
mehr als im Budget 191 1 .  Das bedeutet, daß 
die sozialistische Alleinregierung von den 
Arbeitnehmern dieses Landes 1 912 um rund 
25 Prozent mehr Lohnsteuer kassieren will als 
1 91 1 .  Für j eden einzelnen Arbeitnehmer be­
deutet das im kommenden Jahr eine durch­
Ischnittliche Mehrbelastung von 1 300 S. Damit 
soll -allein :an zusätz1icher LohIliSteuer ein Be­
trag auf.gebracht werden, der höher liegt als 
die gesamte für das Jahr 1 91 1  veranschlagte 
Körperschaftsteuer . 

Es ist nicht uninteressant, die EntWicklungen 
dler Steuereingänge seit dem Jahre 1 965 zu 
verfolgen . Wir machen dabei die Feststellung, 

daß es 'seit dem Jahre 1 965 mehr Steuerein­
gänge bei der Körperschaftsteuer um 34 Pro­
zent gegeben hat, die Gewerbesteuereingänge 

Isind um 55 Proz·ent -gestiegen , die Einkommen­
steUJer um 63 Prozent, die Umsatzsteuer um 
98 Prozent und die Lohnsteu�r um 1 60 Prozent. 

Natürlich gibt es dafür verschiedene Gründe . 

Natürlich wissen wir, daß dabei auCh die Voll­
beschäftigung eine gewiisse Rolle sp;ielt. Aber 
auf jeden Fall ist der Hauptgrund für die so 
enormen Eingänge an Lohnsteuer, daß auch 
die Lohnerhöhungen , die die Teuerung ab­
gelten sollen, der vollen Progression unter­
worfen werden. 

Dies zeigt aber mit aller wünschenswerten 
Deutlichkeit die Abs.icht des Finanzminister1s , 
die nominell gestiegenen Arbeitnehmerein­
kommen voll den alten Einkommensteuer­
sätzen mit ihrem schon fast unerträgliChen 
Progressionssy,stem zu unterwerfen. 

Es w1ird also keine Rücksicht darauf ge­
nommen, daß durch die Geldentwertung , die 
sich -gerade in den letzten Monaten weiter 
beschleunigt hat, die realen Einkommen der 
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österreichischen Bevölkerung und 1nsbe,son- beisplielsweise 'in der Schweiz oder in Frank­
dere die der österreichiseben Arbeitlllehmer reich, auch wesentlich mehr verdient und 
weit schwächer gestiegen sind als die nomi- weniger Steuern zahlt. Der OstJerreicher muß 
nelle, aber für die Besteuerung maßgebliche mit seinem Lohn oder Gehalt hier :in Oster­
EinkommensbasiJs. reich leben und muß mit seinem Osterreich-

Die österreichische Bevölkerung und hier 
insbesondere wieder die Arbeitnehmer wird 
diJe Geldentwertung doppelt treffen, nämläch 
nicht nur direkt über die Preissteigerungen, 
sondern auch indirekt über die damit ver­
bundene Vellschärfung der Steuerbelastung. 

Durch eine ProgressioIllSmilderung könnte 
zumindest ein Teil der mit der Geldentwer­
tung v·erbundenen Belastung aufgefangen 
werden. Die Zah1en des Budgetentwurfes 1 972 
unterstreichen ganz eindringlich die Notwen­
dtgkeit und die Dringlichkeit einer Steuer­
reform. Dies umsomehr, da die PreiJswelle, 
die vor den Wahlen künsHich zurückgestaut 
wurde, nunmehr die Dämme einzureißen 
droht . 

Der Finanzminister hat ang.ekündigt, daß 
er die ZigarettenpreiSie erhöhen wird. 

Die Tarife der Osterreichischen Bundesbah­
nen werden erhöht. Es s t eht nur noch nicht 
fest, ob Familiengelder für eine TeHsanie­
rung der OBB herangezogen werden Isollen 
oder nicht. Der Streit zwiscben Finanzminister 
und Verkehl'sminister scheint noch nicht zu 
Ende 'zu sein. 

BenzJn wird ehenfalls ab 1 . Jänner 1 972 
teurer werden. Damit tritt für alle Oster­
reidler, die ein Kraftfahrzeug haben, neuerlich 
eine nicht zu übersehende BelaJStung ein. Hun­
derttausende Arbeitnehmer v·erwenden ihr 
Auto, ihr Motorrad oder rihr Moped für ihre 
Fahrten von und zur Arbeitsstätte oder direkt 
·in ihrem Beruf. Sie werden die Preiserhöhun­
gen für Benzin ganz besonders stark zu 
spüren bekommen. 

Di
'
e Straßenbahnfahrt·en in Wien werden 

in Kürze teurer werden. 

Das sind also, meine Damen und Herren, 
die EiIliStandsgeschenke der sozialistischen 
Alleinregierung für die Osterreicher. (Beifall 
bei der OVP.) 

Diese Teuerungswelle kommt in einer Zeit, 
in der die VerbraucherpreiJSe das Vorjahres­
niveau bereits um etwa 5,3 Prozent über­
treffen. 

Da,s Argument, daß der Herr Bundeskanzler 
so gern vorb�ingt und das wir eben gerade 
vom Herrn Bundesminister gehört haben, daß 
auch im Ausland Pr,eiJse 'steigen - wir müssen 
das nochmals betonen -, intereSisiert hier in  
Osterreich niemanden. Der Herr Bundeskanz­
ler und der Herr Bundesminister vergessen 
dabei hinzuzufügen, daß man im Ausland, 

lohn die Preise bezahlen, die er hier vorfindet. 
Den österreichischen Konsumenten interessiert 
allein, was ihm von seinem Lohn oder Gehalt 
übrigbleibt und ob ihm lin absiehbarer Zeit 
überhaupt noch etwas übrigbleiben kann. 

Eine angesehene ausländische Zeitung aus 
Zürich hat kürzlich wörtlich -geschrieben, daß 
das, was Bundeskanzler Kreisky :in seiner 
Regierung'serklärung vor dem neugewählten 
Parlament bekanntgab und versprach, den 
Durchschnittsösterreicher weit weniger inter­
eSisiere als die scheinbar übermsehend ange­
brochene Teuerungswelle. 

Es heißt weiter, es  handle 'Sich zum größten 
Teil um bereits längere Zeit anhäng:ige, aber 
in der Vorwahlzeit sOT'gfältig verlschobene 
oder totgeschwiegene Begehren. 

Angesichts dieser linflationistischen Preis­
entwicklung, für die die Regierung einen Groß­
teil der Verantwortung trägt, hätte man erwar­
ten müssen, daß diese Regierung rechtzeitig 
Maßnahmen für eine Minderung des schon 
unerträglichen Steuerdruckes einleitet. (Beifall 
bei der OVP.) Bs ist aber bilsher 1eider nichts 
konkretes geschehen. 

Es bleibt a1so, meine Damen und Herren, 
bei der Ankündigung des Herrn Bundeskanz­
lers und des Herrn Finanzministers, daß sich 
für eine Steuerermäßiogung der 1 .  Jänner 1 973 
anbiete. 

Herr Bundesminister !  Es kommt nicht darauf 
an, welcher Termin s icb nach Ihrer Mieinung 
und der Meinung des Kanzlers Ispäter einmal 
anbietet, sondern es kommt einzig und allein 
darauf an, daß zu dem Zeitpunkt gehandelt 
wird, wo es notwendig i:st, weil die Belastun­
gen unerträgLich geworden s ind. (Beifall bei 
der OVP.) Und dieser Zeitpunkt, Herr Bundes­
kanzler, Herr Bundesminister, ist jletzt gege­
ben. 

Wir haben daher am vorigen Mittwoch einen 
Entschließungsantrag eingebracht und die 
Regierung aufgefordert, .gesetzliche Maßnah­
men für eine Progressiollismilderung per 1 .  1 .  
1 972 einzuleiten, wofür sich verschiedene 
Möglichkeiten anbieten, die techniJsch bis zum 
1 .  1. 1 972 durchaus zu bewältigen Isind. 

Auch die 39 sozialistischen Spitzengewerk­
schafter mit Präsident Benya an der Spitze 
haben gegen die Progressionsmilderung 
namentlich gestimmt. Durch die Abstimmung 
im Parlament ist offenkundig geworden, daß 
die sozialistischen Gewerkschafter bereit sind, 
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die Interessen der österreichischen Arbeit­
nehmer hintanzustellen, nur um den Stand­
punkt der Regierung zu unterstützen. (Abg. 
W i 1 1  e: Weil es um den Staat gehtJ) 

Und hier sind wir .bereits bei einer grund­
sätzlichen Frage, di'e Sie, meine Damen und 
Herren von der SoziaListischen Partei, in 
diesen Tagen den Osterreichern erklären wer­
den müssen. Vor allem Sie, die Spitzenfunk­
tionäre des Gewerkschaftsbundes, Sie alle, 
meine Damen und Herren, haben doch die 
Anträge der Gewerkschaften an den 7.  Bundes­
kongreß des OGB -im September 1 97 1  unter­
stützt. Dabei waren auch die Anträge NI. 30, 
35 und 36, rin denen eine Milderung der Lohn­
und Einkommensteuerprogression, die sie Isel­
ber aLs "ungerechtfertigte Belastung der 
Arbeitnehmer" bezeichnet haben, verlangt 
wird. 

Im Antrag NI. 35 haben Sie selber fest­
gestellt, daß die von Ihrem Finanzminister für 
den 1 .  1 .  1971 aus'gearbeitete Novelle zum 
Einkommensteuergesetz keine volle Erfüllung 
der Forderung des OGB gebracht habe. Dilese 
Novelle, führen Sie darin aus, könne nur "als 
el'ster Schritt auf dem Wege zur Milderung 
der Progression und zur gerechten Verteilung 
der Steuerlasten betrachtet werden" . Rück­
blickend muß man feststellen, daß die mit 
1 .  Jänner 1 97 1  in Kraft getr,etene Progres.sions­
milderung tatsächlich, wie die Gewerkschafter 
hier ausführen, nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein war. Die Auswirkungen waren minimal. 

Im Antrag Nr. 36 stellen Sie fest, daß eine 
Milderung der Lohn- und Einkommensteuer­
progression zur "Nachfragesteigerung in den 
unteren und mittleren Einkommensschichten 
und damit zur Erhaltung der Konjunktur" bei­
tragen würde. 

Ich darf mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten 
den Antrag 36 wörtlich vorleSlen, insbeson­
dere de'shalb, weil der Herr Bundesminister 
gerade in Iseiner Wortmeldung vorher auf die 
konjunkturelle Lage unseres Landes im Zu­
sammenhang mit der Einkommensteuer­
senkung Bezug genommen hat. Der Antrag 36 

lautet : 

"Die weiterhin bestehende :steil ansteigende 
Progression der Lohnsteuer führt dazu, daß 
bei Erhöhungen des Lohn- beziehungsweise 
Gehaltsbezuges auch schon ,im Falle der 
Durchschnittseinkommen empfindliche und lei­
stungsfeindliche Marginalbelastungen auftre­
ten. Der Bundeskongreß der GewerkJSchaft for­
dert deshalb den Bundesvorstand auf, für eine 
neuerliche Lohnsteuerreform, die eine Milde­
rung der Progression beinhaltet, einzutreten. 
Einer derartigen Progressionsmilderung käme 
im Hinblick auf die anhaltende Geldwertver-

dünnung" - ein Wunder, daß man zugibt, daß 
es eine solche gibt - "und deren Auswirkun­
gen auf das Realeinkommen der Arbeitnehmer 
besondere Bedeutung zu, Darüber hinaus 
würde eine solche Maßnahme", - und das ist 
j etzt sehr interessant - "zur Nachfragesteige­
rung ,in den unteren und mittleren Einkom­
mensschichten und damit zur Erhaltung der 
Konjunktur beitragen." 

Nun frage ich mich: Wer hat j etzt recht? 
Die Gewerkschafter, die hier sitZien aLs Abge­
ordnete, oder die Gewerkschafter, die damals 
beim Bundeskongreß waren und dort als 
Gewerkschafter gehandelt halben? Dort 'Sagen 
sie offen, daß dadurch die Erhaltung der Kon­
junktur gesichert wird . . . (Abg. L i  b a 1: Wie 
ist das beim OAAB?) Herr Abgeordneter 
Libal ! Wenn Sie mich fragen, wie das beim 
OAAB iJst, muß ich annehmen, daß Sie im 
Augenblick ein schlechtes GewiJs'sen haben, 
weil Sie dort 50 gestimmt haben. Jetzt wollen 
Sie auf andere ablenken. Dje Frage der Kon­
junktur wurde von Ihren Leuten im Gewerk­
schaftsbund so behandelt, wJe der Herr Klub­
obmann Koren es hier vorgebracht hat. 

Meine Da�en und Herren I Was Sie damals 
gesagt haben, haben Sie ,anscheinend seither 
vergessen und tanzen nunmehr sehr schön 
nach der Regierungspfeife. Nun muß man sich 
allen Ernstes fragen, wenn Sie, meine Kolle­
gen von der Gewerkischaft, bei der Ablehnung 
unseres EntschließungISantrages bleiben und 
sich we:iterhin gegen eine ProgressJonsmilde­
rUing stellen, welchle Bevölkerungsgruppen Sie 
in Zukunft in Wirklichkeit vertreten wollen. 

An den Herrn Bundeskanzler - er ist leider 
nicht im Saale - möchte :ich die Frage richten, 
ob die Bekämpfung der Armut Jn Osterreich, 
von der er in der Reg,ierungserklärung ge­
sprochen hat, Ilur eine rhetorische Floskel sein 
sollte, wie ISO vieles ,in diesler Regierungs­
erklärung. Wie könnte es lSonst der Kanzler 
vor diesen 450.000 Armen - er nannte diese 
Zahl - verantworten, daß er selbst nament­
lich dagegen 'stimmte, daß diese Menschen 
auch nur 20 oder 30 S im Monat mehr be­
kommen? (Abg. L i  b a 1 :  Die zahlen ohnehin 
keine Steuer! Das ist eine Demagogie! -
Abg. S k r i t e k: Das ist ein alter Hut, was 
Sie da reden!) Herr Abgeordneter Libal l Es 
gibt eine große Anzahl kleiner Einkommens­
träger, die sehr wohl Einkommensteuer zah­
len. Die Argumentation, die Sie hier bringen, 
ist zu billig. 

Und wie können Sie, meine Kollegen von 
der Gewerkschaft - Herr Libal, Sie sind ja  
auch dabei -, Ihren Mitgliedern erklären, 
daß Sie trotz der Anträge der zuständigen 
Fachgewerkischaften eine Milderung der 
enormen Progression verhindert haben? Ich 
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möchte Ihnen an Hand von ein paar Beispielen 
aufzeigen, welch enorme LOhIllsteuersteigerung 
im gegenwärtigen Progressionssystem enthal­
ten ist. 

Wenn ein Arbeitnehmer der Steuergruppe A 
beispielsweise ein Bruttomonatsgehalt von 
3500 S bez.ieht und eine zehnprozentige Lohn­
steigerung hat, dann steigert sich die Lohn­
steuer um 35,4 Prozent. Das bei einer zehn­
prozentigen Lohnerhöhung! 

Oder: Ein Arbeitnehmer in der Steuer­
gruppe B mit einem Alleinverdienerfreibetrag. 
Wenn j emand 3500 S brutto Gehalt hat und 
eine zehnprozentige Lohnerhöhung, steigert 
sich die Lohnsteuer um 1 23,9 Prozent. 

Wenn jemand ein Bruttomonatsgehalt  von 
5000 S hat und eine zehnprozentige Lohn­
erhöhung bekommt, dann ,steigert sich in der 
Lohnsteuergruppe B 2 - Alleinverdienerfrei­
betrag - die Lohnsteuer um 63,9 P rozent. 

Ich könnte Ihnen an Hand einer Reihe wei­
terer Beispiele diese Dinge nachweisen. 
(Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte keine Zwischenrufsteigerung, 
wenn wir schon bei der PreisiSteigerung /Sind! 

Abgeordneter Sandmeier (fortsetzend) : Weil 
wir nicht wollen, daß bei einer zehnprozenti­
gen Lohnerhöhung LohIllSteuersteigerungen 
von 20, 40, 60 und 80 Prozent vorkommen, 
haben wir auch den Entschließungsantrag ein­
gebracht, und weil wir glauben, daß es höchste 
Zeit ist, hier Abhilfe zu schaffen. (Beifall bei 
der avp.) 

Die inflationäre Entwicklung, die wir beson­
ders stark seit Ubernahme der Regierung durch 
SoziaListen feststellen müssen - wir können 
dies auch in den Ländern, wo Sozialisten 
regieren, feststellen -, bewirkt eine laufende 
Benachteiligung des Staatsbürgers zugunsten 
des Staates. Durch die Progression der Ein­
kommensteuer werden auch diejenigen Ein­
kommeTh'iteigerungen höher besteuert, die den 
laufenden Geldwertschwund kompensieren 
sollen. Nur an Hand eines einzigen BeLspieles 
möchte ich Ihnen die verheerenden Auswir­
kungen der gegenwärtigen Preässteigerung in 
Kombination mit der Progrelssion aufzeigen. 
Ich möchte Ihnen sagen, was jemandem, der 
im Monat 3000 S brutto verdient, nach fünf 
Jahren real verbleibt, wenn er jährlich eine 
zehnprozentige Lohnerhöhung erhält und die 
Teuerungsrate im Durchschnitt fünf Prozent 
beträgt. (Präsident P r ;o b s t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich gehe ohnediJes sehr kulant mit dieser 
Regierung um, wenn ich eine nur fünfprozen­
tige Preissteigerung annehme, denn wenn Sie 

so weiterregieren, müssen wir mit noch höhe­
ren Teuerungsraten rechnen. 

Aber nehmen wir nur eine PreilSsteigerung 
von fünf Prozent pro Jahr an und eine zehn­
proZientige Lohnerhöhung. Der reine Brutto­
bezug - Alleinverdienerfreibetrag - würde 
bei 3000 S brutto nach fünf Jahren 483 1 S 
betragen, das nominelle Nettoeinkommen 
4481 S. Eine angenommene fünfprozentige 
Preissteigerung reduziert die.sen Bezug jedoch 
- gemessen an der Kaufkraft des Basis­
jahres - real auf bescheideDJe 3243 S .  

I n  den höheren Gehaltskategorien bewirkt 
das Zusammentreffen von Progre ssion und 
Inflation sogar, daß ab einem bestimmten Be­
trag, einer bestimmten Bezugshöhe ,  die reale 
Kaufkraft des um -die Inflation b ereinigten 
Nettogehaltes geringer ist al's vor der Er­
höhung. Ich könnte Ihnen dieSle Beispiele nach 
der Reihe bringen. 

Ich wollte mit die·sen Bei:spielen nur zum 
Ausdruck bringen, wie berechtigt die Einbrin­
gung unseres Entschließungsantrages auf 
Milderung der Steuerprogression ist und wie 
unverständlich für uns alle die Weigerung 
der Regierungspartei ist, diesem Antrag ihre 
Zustimmung zu geben. 

Wenn Sie nun tatsächlich bei dieser Ableh­
nung verbleiben, bin ich zwar überzeugt, daß 
Sie schon wieder einen Gag find e n  werden, 
um Ihre Hände in Unschuld waschen zu 
können. Sie haben es ja bereits versucht, 
als der Herr Abgeordnete Hofstetter unseren 
Antrag als Lizitation bezeichnet hat. 

Herr Kollege Hofstetter ! Wir nehmen 
diesen Vorwurf gerne auf uns, vorausgesetzt, 
Sie erklären hier öffentlich, daß auch Sie lizi­
tiert haben, als Sie am 20. September laut 
"Presse" vom 2 1 .  September vor dem Bundes­
kongreß des Osterreichischen Gewerkschafts­
bundes die Forderung nach einer Milderung 
der Steuerprogression erhoben haben. Ich 
fordere Sie auf, den Vorwurf der Lizitation 
auch auf Ihren OGB-Chef Präsident Benya 
auszudehnen, der laut "Kleine Zeitung" vom 
1 6. September "eine Milderung der Lohn­
steuerprogression im kommenden Jahr for­
derte" und der androhte, falls keine Pro­
gressionsmilderung käme, würde die im ersten 
Halbjahr anfallende Lohnwelle für rund 
800.000 Arbeitnehmer besonders hart aus­
fallen, was selbstverständlich seinen Nieder­
schlag auf die Preisgestaltung finden müßte. 
Ich fordere Sie aber auch letztlich auf, den 
Vorwurf der Lizitation auf Ihren Parteivor­
sitzenden, auf den j etzigen Bundeskanzler 
Dr. Kreisky auszudehnen, der es laut "Kurier" 
vom 20. September - allerdings war das vor 
der Wahl - als "denkbar bezeichnete, daß 
eine Steuermilderung noch im Verlauf des 
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nächsten Jahres in Kraft treten könnte", ja sie 
sogar als "keinesfalls auszuschließen" bezeich­
nete und sehr weise hinzufügte, das Budget 
sei zwar fertig, aber jedes Budget könne j a  
abgeändert werden. Das war fast einen Monat 
vor der Wahl. 

Es i st nicht schwer vorauszusagen, daß Sie 
Ihren Anhängern möglicherweise erklären 
werden, daß Sie - wie es Präsident Benya 
ja bereits in der Pressekonferenz nach dem 
Bundeskongreß des OGB ähnliCh ausgedrückt 
hat - unseren Antrag vielleicht sogar unter­
stützt hätten, wenn wir uns nicht auf den 
Termin 1. 1 .  1 972 versteift hätten. Aber, meine 
Damen und Herren von der Regierungs­
fraktion, Sie haben ja gar nicht die Absicht 
gehabt, über den Termin mit uns zu sprechen. 
Sie hatten niCht im geringsten die Absicht, 
mit uns in Verhandlungen einzutreten. Sie 
haben uns nur niedergestimmt. Aber Sie haben 
nicht nur uns hiedergestimmt. Sie haben auch 
den Gewerkschaftsbund und seine Anliegen 
niedergestimmtl (Beifall bei der OVP.) Und 
Sie, meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Gewerkschaftsfraktion, haben 
sich mit dieser Ablehnung gegen Ihre eigenen 
Anträge, gegen Ihre eigenen Wünsche gestellt. 

Aber auch die Abgeordneten der Sozialisti­
schen Partei, die nicht Gewerkschaftsvertreter 
sind, auch Sie werden in der öffentlichkeit 
nicht den Eindruck erwecken können, als 
hätten sie nur die Lizitation der großen Oppo­
sitionspartei hintanhalten wollen. Ich habe 
schon gesagt, daß Ihren sozialistischen 
Gewerkschaftern dann ebenfalls nicht der Vor­
wurf der Lizitation erspart bleiben wird. Die 
gesamte SPO-Fraktion hat am 1 .  Juli 1 967 
ihren jetzigen Vizekanzler, Sozialminister 
Häuser, der ja auch gleichzeitig Vizepräsident 
des Gewerkschaftsbundes ist, mit sehr viel 
Beifall bedacht, als er hier von diesem Pult 
aus folgenden Satz :sagte : 

"Ich habe ausdrücklich gesagt, daß wir 
Sozialisten uns voll und ganz - so wie in der 
Vergangenheit auch in der Gegenwart und in 
der Zukunft - hinter die Forderungen des 
Gewerkschaftsbundes, der Arbeiter und Ange­
stellten stellen." 

Ich frage Sie nun : Hat die Zukunft bei Ihnen 
bereits aufgehört? Oder stellen Sie sich nicht 
mehr voll und ganz hinter die Forderungen 
des Gewerkschaftsbundes? Oder sind Ihnen 
die Anliegen der Arbeiter und Angestellten 
egal, seit Sie die Regierungsfraktion sind? 
Oder aber - und das ist eine Frage, die ich 
dem Herrn Präsidenten des Gewerkschafts­
bundes nicht ersparen kann - warten Sie 
darauf, daß man Ihnen von seiten desjenigen, 
der über die Gelder der Allgemeinheit ver­
fügt, ein Angebot macht? Herr Präsident 

Benya hat am 1 .  Juli 1 967. wörtlich folgendes 
erklärt: 

"Sie wissen sehr wohl: Es wäre für eine 
gewerkschaftliche Organisation auch ein 
Zeichen der Schwäche, wenn wir warten 
würden, bis uns der, der über die Gelder der 
Allgemeinheit zu verfügen hat, ein Angebot 
macht." 

Wo bleibt nun Ihre Handlung? Wie sich die 
Zeiten doch ändern! 

Natürlich wird der Finanzminister alle mög­
lichen Gründe anführen, warum eine Pro­
gressionsmilderung nicht möglich ist. Er hat 
es ja heute schon versucht zu tun. Was 
immer Sie, Herr Bundesminister, auch an­
führen mögen, eines steht fest : Sie haben 
bereits bei der Erstellung des Budgets den 
konfiskatorischen Charakter der gegen­
wärtigen Progression erkannt! Aber Sie woll­
ten auch den Teil der' Lohnerhöhungen der 
unerträglich hohen Progression unterwerfen, 
der sich lediglich auf die Abgeltung der 
Teuerungen bezieht, und haben als Lohn­
steuereinnahmen eben 15 Milliarden Schilling 
eingesetzt. 

Richtig und sozial gehandelt hätten Sie, 
wenn Sie auf einen Teil dieser Einnahmen 
verzichtet hätten. Es i st kein Ruhm, Herr 
Bundesminister, in der Budgetr,ede etwa zu 
sagen : Da und dort haben wir bei verschie­
denen Posten ein paar Millionen mehr als im 
Vorjahr eingesetzt, wenn Sie das Geld hiefür 
buchstäblich dem kleinen Mann aus der 
Tasdle ziehen. Die Pensionisten werden das 
ganz besonders spüren. 

Eine solche Fiskalpolitik kann für nieman­
den ein Leistungsanreiz sein. Mehr Leistungen 
und daher mehr Einnahmen für den Staat 
können nur erwartet werden, wenn man den 
Leistungswillen nicht durch ,eine übermäßige 
Besteuerung erstickt. (Beifall bei der OVP.) 

Der Finanzminister hat in seiner Budgetrede 
gesagt, daß das Budget das in Zahlen aus­
gedrückte Regierungsprogramm sei. Es bleibt 
die Frage offen, wo in diesem Budget, das die 
Bevölkerung steuerlich übermäßig belastet, 
die sozialdemokratischen Zielsetzungen sind, 
von denen sich der Herr Bundeskanzler so 
gerne leiten läßt. 

Zum Schluß möchte ich nur noch sagen, 
daß wir bei den Budgetberatungen sehr kon­
struktiv und sehr ernsthaft mitarbeiten 
werden. Aber Sie werden sicherlich nicht an­
nehmen, daß wir einem unsozialen Budget 
unsere Zustimmung geben könnten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Tull. Er hat das Wort. 
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Abg eordneter Dr. Tull (SPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Reden der beiden OVP-Abg·eordneten ,sehr 
aufmerksam verfolgt. Zusammenfas'send 
möchte ,ich feststellen, daß es sich dabei um 
Reden mit vielen Widersprüchen, aber darüber 
hinaus .auch mit versuchten Irreführungen und 
Täuschungen gehandelt hat. (Abg. G I  a s e  r: 
Er rede t vom Androseh!) 

Herr Professor Dr. Koren hat einleitend in 
bewegt en Worten darüber Klage geführt, daß 
das Parlament maßlos überlastet sei, daß in 
den letzten Tagen viele Vorlagen nunmehr 
dem Haus zur Behandlung vorgelegt wurden. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Daß sie nicht da sind, 
Herr Kollege Tull, daß wir sie noch nicht 
haben!) Gleichzeitig hat man aber auch die 
Absicht, eine Materie zu behandeln, und zwar 
bis Ende dieses Jahres, die einer sehr gründ­
lichen Erörterung und Behandlung bedurfte, 
nämlich die Milderung der Steuerprogression. 

Gerade eine solch entscheidende, die ganze 
Bevölkerung betreffende Frage, die aber auCh 
fiskalis ch  und wirtschaftlich weitreichende 
Auswirkungen haben muß (Abg. K e r n: Keine 
Zeit zur Steuerermäßigung, ist der neueste 
Schlager!), soll man - und wir sind von soviel 
Verantwortungsbewußtsein, Herr Abgeord­
neter Kern, erfüllt (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Gegenüber wem?) - wirklich gründlich, gut 
überlegt, vorbereitet dem Haus zur Behand­
lung vorlegen. (Abg. S t a u  d i n g e r : Die 
bestvorberei tete Regierung!) 

Sie haben heute darüber Klage geführt, 
Herr Abg·eordneter Staudinger (Abg. 
S t a u d i n g e r: Werden Sie im Jänner mit 
uns darüber verhandeln?) 0 nein, wir werden 
über diese Frage 'im gegebenen Zeitpunkt 
reden, darauf können Sie sich verlassen, denn 
wir haben bisher immer das, was wir in Aus­
sicht gestellt haben, auch gehalten j wir sind 
immer zu unsenem Wort gestanden. (Zustim­
mung bei der SPO. - Heiterkeit bei der 
GVP.) 

Bezüglich der Einbringung der Marktord­
, nungsgesetze sei doch auch Ihnen, meine 
Damen und Herren der Osterreichischen 
Volkspartei, mit aller Bescheidenheit · in Er­
innerung gebracht, daß im Jahre 1 966 die 
Regierungsvorlage, die diese Materien betraf, 
am 1 6. Juni, also einige Wochen vor Aus­
laufen der diesbezüglichen Gesetze, ohne dem 
Begutachtungsverfahren unterzogen worden 
zu sein, hier eingebracht worden ist und daß 
im Jahre 1 968 die gleichen Materien sage und 
schreibe am 28. November als Initiativantrag 
im Nationalrat vorgelegt worden sind. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber 
doch noch zu einer anderen Frage Stellung 
nehmen, weil es mir wichtig erscheint, auch 

diesbezüglich Klarheit zu schaffen. Eines wird 
Ihnen - mögen Sie noch so versucht sein, 
heute mit klingenden Worten auf uns ein­
zureden - nicht gelingen: uns zu einer Politik 
der Täuschung den Frauen und Männern 
die s e s  Staates gegenüber verleiten, eine Poli­
tik zu maChen, die nicht seriös ist. (Abg. lng. 
H ä u s e  r: 10. Oktober! - Abg. S t e i n  e r: 
Dazu brauchen wir Sie nicht mehr zu ver­
lei ten!) 

Erinnern Sie sich doch, meine Damen und 
Herren, wie es im Jahre 1 967 war. (Zwischen­
ruf des Abg. S t a u  d i n g e r.) Am 1 .  Oktober 
1 967 haben Sie eine Ermäßigung der Lohn­
und Einkommensteuer als große Tat Ihrer 
damaligen Regierung durchgebraCht. Und 
siehe da, kurze Zeit später karn der berühmte 
Paukenschlag Ihres heutigen Klubobmannes 
und damaligen Finanzministers Dr. Koren, und 
Sie sind in die Knie gegangen und haben, 
nachdem Sie am 1 .  Oktober 1967 die Lohn­
steuer ermäßigt haben, am 1 .  Februar 1 968 
die Umsatzsteuer erhöht. Sie haben darüber 
hinaus verschiedene andere Steuern um ein 
g anz Beachtliches angehoben und darüber 
hinaus noch neue Steuern eingeführt. (Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Die der Herr Finanzminister 
verlängertJ) Dazu werden Sie uns nicht ver­
leiten. (Abg. K e r n: Da müssen Sie die Kon­
junkturlage von damals auch mit berücksich­
tigen !) 

Damals begann das Verhängnis auf dem 
finanziellen Sektor. Damals begann eigentlich 
das Debakel, in das wir alle durch Ihre ver­
fehlte Finanz- und Wirtschaftspolitik hinein­
geraten sind. 

Der  Herr Abgeordnete Dr. Koren hat sich 
heute sehr eingehend mit der Rede des Herrn 
Bundesministers für Finanzen beschäftigt und 
gesagt, in dieser Rede, die zwar 60 Seiten 
umfasse, gäbe es sehr wenige Details, anderer­
seits gäbe es nach seinen Darstellungen 
wiederum zu viele Details. Er hat im kon­
kreten zum Beispiel hier bemängelt, daß auf 
Seite 27 folgende kurze Feststellung enthalten 
sei - ich zitiere -: 

"Insgesamt stehen dem Kapitel Soziale Ver­
waltung 1 972 rund 19,9 Milliarden Schilling 
zur Verfügung : Um nahezu 2 Milliarden 
Schilling oder 1 0,7 Prozent mehr als 1 97 1 ." 

Er sagte : Na was ist denn das schon für eine 
Leistung, warum muß das besonders hervor­
gehoben werden, das ist doch nichts anderes 
als die Folge bestehender Gesetze, das gehört 
zur Vollziehung bereits beschlossener Gesetze. 

Ich zitiere aus einer anderen Budgetrede, ­
aus der Budgetrede des Jahres 1 969. Diese 
Budgetrede hat damals meines Wissens Herr 
Professor Dr. Koren gehalten, der gleiche 
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Koren, der das heute hier kritisiert. Er hat 
damals folgendes gesagt: 

"Das Budget der sozialen Verwaltung für 
das Jahr 1 969 sichert nicht nur die beachtlichen 
sozialen Leistungen in Osterreich, sondern hat 
auch Raum für Verbesserungen." 

essiert uns nicht, ob wir im oberen Drittel, 
in der Mitte oder im unteren Drittel der euro­
päischen Staaten liegen. Das haben Sie gesagt, 
Herr Kollege Sandmeier ! (Zwischenruf des 
Abg. S a n  d m  e i e r. - Abg. 0 f e n b ö e  k;  
Sie haben damals gesagt, uns interessiert nicht 
das Ausland!) 

Ist das wesentlich mehr? Warum wird das 
bei Androsch angekreidet, was Koren seiner-

Aber, Herr Kollege Sandmeier, Ihr Kollege 
Machunze hat am 26. Juni 1 968 hier in diesem 

zeit selbst hier dem Hohen Hause vorgelegt 
hat? 

Hause wörtlich erklärt: 

Koren hat heute darüber Klage geführt, daß 
bezüglich der veranschlagten Investitionsaus­
gaben keine näheren Anhaltspunkte gegeben 
seien, sodaß es keine Dispositionsmöglich­
keiten für die Wirtschaft gäbe. Auch diese 
Passage sei seiner Meinung nach zu kurz, 
zu allgemein, ein Gemeinplatz. Ja wie war es 
denn damals im Jahre 1 969 in der Budgetrede 
des Herrn Finanzministers Dr. Koren? Auch 
damals eine ähnlich kurze, mit einem Hinweis 
abgeschlossene Feststellung über das beab­
sichtigte Investitionsprogramm. 

Oder : Der ehemalige Finanzminister Doktor 
Koren hat heute darüber Klage geführt, daß 
beispielsweise bezüglich des Finanzausgleichs 
in der Rede des Finanzministers so gut wie 
nichts aufschiene. Ich weiß nicht, ob er die 
Seiten 13 und 14. überblättert hat, denn hier 
sind seihr 'genaue Hinweise enthalten: die 
Notwendigkeit, mit den Gebietskörper­
schaften angesichts der Gesamtsituation und 
der Unsicherheiten, die sich derzeit für uns 
ergeben, zu verhandeln, um einen neuen 
Finanzausgleich abzuschließen ; der zeit­
gerechte Beginn mit den Gesprächen, um mög­
lichst ein entsprechendes Einvernehmen zu 
erzielen, das allen Gebietskörperschaften das 
bietet, was sie brauchen, um ihre Aufgaben 
erfüllen zu können. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, man 
sollte schon etwas vorsichtig mit verschie­
denen Behauptungen sein, besonders wenn 
man Finanzbeamter ist. Der Herr Abgeordnete 
Sandmeier hat zum Beispiel hier jetzt fest­
gestellt - zumindest habe ich ihn so ver­
standen -, daß die 400.000 Ausgleichs­
zulagenbezieher - er hat hier den Herrn 
Bundeskanzler apostrophiert, der zum Kampf 
gegen die Armut geblasen hätte -, keine 
Steuerermäßigungen bekommen können. 
Natürlich können diese nicht in den Genuß 
der Steuerermäßigung kommen, weil sie gar 
keine Steuern zahlen. So kann man es natür­
lich nicht machen. 

Und der Herr Abgeordnete Sandmeier hat 
sich veranlaßt gesehen, hier sehr selbstbewußt 
zu erklären: Wenn die Regierung bezüglich 
der Preisentwicklung auf das Ausland hin­
weist, dann müßten wir feststellen, das inter-

"Weil nun Osterreich nicht auf einer Insel 
im Weltall dahinschwebt, sondern mitten in 
Europa liegt, beeinflussen die Geschehnisse 
im europäischen Raum und in der Welt den 
Wirtschaftsablauf auch in der Republik Oster­
reich. Daher sind Vergleiche mit anderen 
Ländern immer interessant." 

Damals hat das Ihre Anerkennung und Ihre 
Zustimmung gefunden. Da kann man also 
wirklich nur eines sagen, meine Damen und 
Herren von der Osterreichischen Volks­
partei : Vor Tisch hat man es wirklich anders 
gelesen. (Abg. DI. G r u b e l: Auch von Ihrer 
Seite!) 

Und nun, meine Damen und Herren, doch 
noch auch grundsätzliche Erklärungen zu dem 
vorliegenden Budgetentwurf. 

Angesichts der derzeitigen konjunkturellen 
Lage - es ist darüber ja heute hier bereits 
sehr ausführlich gesprochen worden, daß sich 
auch bei uns in Osterreich die Anzeichen einer 
Abschwächung beziehungsweise einer Ent­
spannung bemerkbar machen - war es  die 
primäre Aufgabe des Finanzministers, ein 
konjunkturgerechtes Budget unter Einbezie­
hung aller finanz- und wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen, die rasch und zielführend für den 
Fall verstärkter Konjunkturabschwächungen 
eingesetzt werden können, zu erstellen. 

Ich glaube, daß sowohl die Bundesregierung 
als auch die Wirtschaftspartner gleichermaßen 
daran interessiert sind, einen möglichst hohen 
Wirtschafts- und Beschäftigungsstand bei einer 
möglichst hohen Wamstumsrate und einer 
möglichst hohen Währungsstabilität aufrecht­
zuerhalten. Ich möchte aber - ohne in den 
Verdacht zu geraten, ein Warnstumsfetischist 
zu sein - feststellen, daß wir den Standpunkt 
vertreten, daß der Wachstums- und der 
Strukturpolitik eine unbedingte Priorität ein­
zuräumen ist und daß wir uns lieber mit den 
Problemen, die als Folge einer Voll­
beschäfti<gUng entstehen, alUseinandersetzen 
als mit Problemen einer Wirtschaftsdepres­
sion oder gar einer Krise. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Namhafte Nationalökonomen und Sozio­
logen, meine Damen und Herren, haben in 
der letzten Zeit wiederholt das Mißverhältnis 
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zwischen dem privaten Wohlstand und der 
öffentlichen Armut in der modernen Konsum­
und Industrieges ellschaft angeprangert. Ein 
Rundblick und ein Rundgang wird uns das 

allenthalben bestätigen. Durch die fast tägliche 
Vermehrung der Gemeinschaftsaufgaben 
öffnet sich diese Schere, wird diese Diskrepanz 
zwischen den Gemeinschaftsaufgaben, die ein­
fach nicht mehr gelöst oder befriedigt werden 
können, und dem relativen Wohlstand des 
einzelnen Bürgers, immer größer. 

Wir Sozialisten haben uns der Moderni­
sierung Osterreichs in allen gesellschaftlichen 
Bereichen verschrieben. Wir sind daher der 
Meinung, daß das langfristige Investitions­
programm, das uns in Kürze, wie der Herr 
Finanzminister heute 'er1k!lärte, in rev:idierter 
Form beschäfUg,en /Wird, dem Ausbau wichHger 
gemeinschaftlimer Institutionen in Osterreich 
dient. Dieses Pro gramm ist aber, so glauben 
wir feststellen zu können, auch der Start zu 
einer weitreichenden Verbesserung der Infra­
struktur in der ö sterreichischen Wirtschaft. Es 
wird schließlich und endlich auch die Grund­
lage unserer weiteren wirtschafts- und gesell­
schaftspolitischen Entscheidungen sein und 
darüber hinaus als Orientierungsbehelf für 
entsprechende dispositorische Uberlegungen 
und Maßnahmen im privatwirtschaftlichen Be­
reich wertvolle Dienste leisten. 

Das Budget 1 972 trägt der Notwendigkeit, 
öffentliche Inve stitionen und Gemeinschafts­
aufgaben weitestgehend in Angriff zu neh­
men, in einem angemessenen Umfang Rech­
nung. Die öffentlichen Investitionen werden in 
der Offentlichkeit vielfach unterbewertet, ja 
geradezu diskriminiert. Man verkennt, meine 

Damen und Herren, daß der Bedarf nach 
öffentlichen Investitionen und Dienstleistun­
gen gerade in der Wohlstandsgesellschaft 
überproportional steigt. 

Trotzdem sind die öffentlichen Investitionen 
für viele Menschen auch bei uns in Osterreich 
geradezu odios. Obzwar wir vor einer 
Bildungsexplosion stehen, haben wir zuwenig 
Geld für die Errichtung neuer Bildungs­
einrichtungen. Ja wir haben heute ver­
nommen - d a s  hat der Herr Finanzminister 
außer Dienst D r. Koren bereits vor einigen 
Tagen in einem Presseinterview ausgespro­
chen -, daß e s  seiner Meinung nach ziel­

führender wäre, gerade jetzt in der Bauwirt­
schaft die Bremse zu betätigen, um auf diese 
Art und Weise Gelder für andere Zwecke zu 
bekommen. Obzwar wir Millionen für die 

Werbung betreffend neue Automobiltypen 
bereitstellen können, obzwar wir verstopfte 
Straßen haben, haben wir zuwenig Geld für 
die Erschließung neuer Verkehrsflächen. Ob-

zwar wir überfüllte Krankenhäuser haben, 
obzwar wir eine Spitalsmisere haben, obzwar 
wir ein Spitalsdefizit unvorstellbaren Aus­
maßes haben. - viele Gebietskörperschaften 
können einfach fast nicht mehr weiter -, ob­
zwar wir allenthalben schon einen Ver­
schmutzungsgrad der Gewässer haben, der 
besorgniserregend ist, besteht in Osterreich 
noch immer zuwenig Einsicht, daß der Kampf 
gegen das vorzeitige Sterben viel Geld kosten 
muß. 

In der Gesellschaft des Uberflusses, meine 
Damen und H erren, sind Werbefachleute für 
ein neues Waschmittel und Werbefachleute, 
die neue Bedürfnisse wachrufen und wecken, 
geachtete Mitglieder der Gesellschaft, Beamte 
und Politiker, ·die dafür eintreten, daß man die 
Gemeinschaftsaufgaben nicht vernachlässigen 
darf, aber werden vielfach als Verschwender 
stigmatisiert, und man bezichtet und verdäch­
tigt sie geradezu, verwerfliche Handlungen zu 
begehen. 

Wir Sozialisten begrüßen es daher aufrich­
tig, meine Damen und Herren, daß in diesem 
Budget zusätzliche Mittel für Investitionen 
bereitgestellt werden, und zwar für Investi­
tionen in allen Bereichen, in allen Sektoren. 
Ich glaube, meine Damen und Herren von der 
Osterreichischen Volkspartei, daß Sie sich doch 
auch gut überlegen sollten, wie Sie sich nun­
mehr zu diesem Budget stellen sollen. Nehmen 
Sie das ernst, was Sie in Ihren 1 07 Punkten 
vor dem 1 0 . Oktober 1 97 1  verkündet haben, 
oder werden Sie nunmehr davon abrücken? 
Denn hier haben Sie unter diesen 107 Punkten 
viele, deren Erfüllung beziehungsweise In­
angriffnahme in diesem Budget ihren Nieder­
schlag finden. Man kann nicht hier auf der 
einen Seite v erlangen: Mehr für Investitionen 
in Osterreich ! ,  auf der anderen Seite aber viel­
leicht sagen : Nein, wir sind mit diesem Budget 
nicht einverstanden ! 

Hier werden mehr Mittel zum Beispiel für 
den Wasserwirtschaftsfonds :bereitgeste.tlt, es 
sind entsprechende Beträge für eine moderne 

zielführende Gesundheitspolitik präliminiert 
worden. Wenn Sie es mit Ihrem Programm -
es handelt sich um Punkt I - ernst nehmen: 
Gesünder lebe n ! ,  dann müssen Sie diesen Vor­
haben Ihre Zustimmung geben. Sie werden 
sich dann davon nicht drücken können. Oder 
aber, Sie müssen Ihr Programm in aller Offent­
lichkeit ablegen, Sie müssen es verraten und 
müssen sagen, daß es nichts anderes gewesen 
ist, als das, was wir nämlich immer vermutet 
haben, eine Täuschung, eine Irreführung und 
ein Wahlzuckerl, weil Sie einfach davon über­
zeugt gewesen sind, niemals in die Lage zu 
kommen, dieses Programm, das in seiner 
Gesamtheit über 1 00 Milliarden Schilling 
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kosten würde, verwirklichen zu müssen. (Zu­
stimmung bei der SPtJ.) 

Wir begrüßen es daher, meine Damen und 
Herren, daß in diesem Budget die Voraus­
setzungen für eine verstärkte Förderung des 
Fremdenverkehrs und für verstärkte Investi­
tionen auf dem Fernmeldesektor vorgesehen 
sind. Gerade im ländlichen Raum ist ja die 
Fernsprechmisere außerordentlich ausgeprägt. 
Sie sollten sich daher dessen erinnern, wenn 
Sie dieses Budget nunmehr in Behandlung 
ziehen. 

Sie haben in Ihrem Programm eine Unter­
stützung, eine Förderung der Bergbauern ver­
langt. 25 Jahre hindurch haben Sie das Land­
wirtschaftsministerium verwaltet und Sie 
haben sich dessen nicht erinnert. Jetzt, unter 
der sozialistischen Regierung Kreisky H, ist 
im Budget zum erstenmal ein Betrag von 
300 S für die Förderung der Bergbauern im 
Rahmen eines großen Bergbauernprogrammes 
eingesetzt worden. (Beifall bei der SPO. -
Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der 
OVP.) Sehen Sie, meine Damen und Herren, 
das ist der Unterschied zwischen uns und 
Dhnen: (Abg. Dr. G r u b e r : 300 S hat er ver­
sprachen!) Sie verkünden, Sie versprechen, Sie 
predigen - und wir stehen zu dem, was wir 
sa-gen, wir er:füllen unser Pr-ogramm. (Erneuter 
Beifall bei der SPO. - Abg. S t e i n  e r: 
Voriges Jahr waren es 300 S, heuer sind es 
auch nicht mehr!) Haben Sie ausgesprochen, 
Herr Kollege? (Ruf bei der OVP: Ein Almosen 
von 300 S1) Nein, das sind keine Almosen, 
aber besser das, als gar nichts. Unter Ihrer 
Zeit ist der Milchpreis erhöht worden und die 
Bauern haben davon nichts bekommen. Bei 
uns ist der Milchpreis erhöht worden und 
von den 30 Groschen haben 25 Groschen die 
Bauern bekommen. Das ist der Unterschied 
zwischen uns und Ihnen. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herrenl Man sollte im 
Zusammenhang mit diesem Budget bei der 
Behandlung doch erkennen, daß das Budget 
und das Konjunkturausgleichsbudget taugliche 
Konjunkturinstrumentarien darstellen gegen 
eine allfällige Konjunkturabschwächung, vor 
der wir, wie wir ja wissen, aus den außer­
wirtschaftolichen Verflechtungen heraus kei­
nesfalls gefeit sind. Aber es ist für uns eine 
Genugtuung, daß für konjunkturwirksame 
Maßnahmen in diesem Budget selbst 7 Mil­
liarden Schilling enthalten und im Konjunktur­
ausgleichsbudget, dem eine große Bedeutung 
zukommen wird, weil ihm in seinen wirt­
schaftlichen Auswirkungen der Nachfrage­
erhöhung auf dem Privatsektor, also der 
privaten Nachfrageerhöhung, der unbedingte 
Vorrang einzuräumen ist, stehen 2,8 Mil-

Harden Schilling zur Verfügung ; Reserven 
werden wir aus dem Jahre 1971 in Höhe von 
ungefähr 1 1/2 bis 2 Milliarden Schilling haben. 
Wenn man also noch das inlandswirksame 
Defizit von 2,5 Milliarden Schilling berück­
sichtigt, wird man feststellen, daß doch unge­
fähr insgesamt 1 3  bis 1 4  Milliarden Schilling 
für konjunkturwirksame Maßnahmen in Be­
tracht gezogen werden können. 

Wenn in Anbetracht einer eventuellen Kon­
junkturverflachung, die ja durchaus nunmehr 
im Bereich der Möglichkeit liegt, der Herr 
Finanzminister außer Dienst Professor Koren 
heute den Herrn Finanzminister bezichtigt hat, 
er sei zu optimistisch und hätte es sich hin­
sichtlich dieses Budgets etwas zu leicht ge­
macht, weil er vielleicht doch nicht von ent­
sprechend realistischen Grundlagen und Uber­
legungen ausgegangen sei, so möchte ich ihm 
in Erinnerung rufen: Vorn österreichischen 
Institut für Wirtschaftsforschung liegt die 
erste Prognose der wirtschaftlichen Entwick- · 
lung vom 27 . September für das Jahr 1 972 
vor, diese Prognose deckt sich im großen und 
ganzen mit dem vorliegenden Budget und es 
ist eine Ubereinstimmung vorhanden, sodaß 
man wirklich mit Fug und Recht behaupten 
kann, daß dieses Budget sachlich, realistisch 
und konjunkturgerecht erstellt worden ist. 
(Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Sollte es aber 
wirklich zu einer Konjunkturabschwächung 
kommen, wird man damit rechnen müssen, 
daß verschiedene Strukturschwächen, die bis­
her in der Hochkonjunktur verdeckt gewesen 
sind, bloßgelegt werden, daß sie geradezu wie 
Geschwüre aufzubrechen beginnen. Daher 
werden wir alle gemeinsam verstärkte An­
strengungen unternehmen müssen, um sicher­
zustellen, daß das industrieUe Angebots­
struktur entsprechend verbessert wird. Vor­
aussetzung hiefür ist eine reibungslose Zu­
sammenarbeit der Sozialpartner, die Reali­
sierung des in Aussicht genommenen lang­
fristigen Investitionsprogrammes, die Ver­
besserung betrieblicher Finanzierungsmöglich­
keiten - und zwar durch gewisse Neuord­
nungen bei den öffentlich geförderten Kredit­
und Haftungseinrichtungen - und schließlich 
die Verbesserung der Wettbewerbsverhält­
nisse. 

Eine weitere große Unbekannte im Zusam­
menhang mit diesem Budget ist die Preis­
entwicklung. Darüber ist heute schon gespro­
chen worden, und wir werden in Kürze 
Gelegenheit haben, uns im Zusammenhang mit 
der Regierungsvorlage betreffend ein neues 
Preisregelungsgesetz mit dieser Materie sehr 
ausführlich zu beschäftigen. 
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Eines steht allerdings fest: Es geht hier werden Sie von uns nicht erleben. Wir werden 
nicht - das muß mit allem Nachdru<:k klar- reden, wir werden verhandeln. Sie sind nun 
gestellt und ausgesprochen werden - um am Zuge. Legen Sie Ihre Vorstellungen, legen 
eine harte Welle gegen die Wirtschaft und um Sie Ihre konkreten Anträge vor i wir sind 
den VersuCh, dirigistische Maßnahmen in bereit, zu reden. Allerdings darf es niCht so 
Osterreich einzuführen, sondern es geht ledig- weit gehen, daß dieses  Budget ausgehöhlt 
lich darum, die Preisentwicklung in den Griff wird, daß aus diesem Budget ganz etwas 
zu bekommen und ein eindeutiges Stopp- anderes herauskommt, als wir zufolge unserer 
signal den undisziplinierten Außenseitern der Verantwortung hier im Hause und der Offent­
Wirtschaft zu setzen. (Zustimmung bei der lichkeit gegenüber vertreten könnten. 
SPO.) Also nidlt Dirigismus, meine Damen (Zustimmung bei der SPO.) 
und Herren! Uns geht es um eine sachlich 
notwendige und gerechtfertigte Aufwertung 
der Paritätischen Kommission, j ener Einrich­
tung, um die uns alle übrigen westliChen 
Staaten heute beneiden und die bisher so 
gut funktioniert hat. An deren segensreicher 
Tätigkeit haben wir Sozialisten auch in Zu­
kunft großes Interesse ! (Zustimmung bei der 
SPtJ.) Allerdings darf auch hier, wie überall 
im Leben, die Liebe nicht einseitig sein. Wir 
hoffen, daß überall Vernunft, EinsiCht und Ver­
antwortungsbewußtsein vorhanden sind. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) 

In den letzten Tagen wurde, wie könnte 
es denn auch anders sein, oft die Frage ven­
tiliert: Wie sozialistisch ist dieses Budget? 

Meine Damen und Herre n !  Ich möchte mit 
aller Deutlichkeit feststellen: Es ist völlig 
müßig, über diese akademische Frage zu 
debattieren. Dieses Budget ist, wie iCh schon 
gesagt habe, ein taugliches Instrument zur 
Realisierung unserer wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen und eignet sich zur Akzent­
setzung im Sinne unserer gesellschaftspoli­
tischen Wertvorstellungen. 

Wir werden in den nächsten Tagen in 
Detailverhandlungen eintreten. Wir erwarten 
mit großem Interesse allfällige Alternativen 
und bessere Vorschläge .  Die bisherigen 
Appelle und Erklärungen - etwa, es fehle 
an Mut, den Riemen enger zu schnallen -
sind zu allgemein gehalten. (Zwischenruf des 
Abg. P e t e r.) Man muß konkreter werden. 
Ich bin überzeugt, Herr Kollege Peter, daß das 
lediglich eine freundliche Ankündigung all­
fälliger konkreter Alternativen Ihrerseits für 
den Finanz- und Budgetausschuß gewesen ist. 

Wir sehen Ihren Vorschlägen mit Interesse 
entgegen. (Abg. P e t e r:  Sie haben schon 
wieder ein Vorurteill) Nein, wir haben keine 
Vorurteile, Herr Kollege Peter. Wir können 
auch eines sagen : Wir werden gründlich dis­
kutieren, wir werden alle Argumente abwägen 
und wir werden versuchen, das Beste aus 
der gegenwärtigen Situation herauszuholen. 
Eines können Sie gewiß sein : Wir werden 
unsere Mehrheit niemals dahingehend be­
nützen, wie es einmal ein Abgeordneter der 
OVP getan hat mit "SChluß der Debatte". Das 

Wir sind zur Kooperation bereit. Kommen 
Sie mit Vorschlägen. Wir sind interessiert, 
zu erfahren, was Sie uns an entsprechenden 
Alternativen vorzulegen haben. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner zum 
Wort gelangt der Herr Abgeordnete Doktor 
Broesigke. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPtJ) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich 
möchte noch einmal auf die Formulierung des 
Herrn Bundesministers für Finanzen zurück-
kommen, die er an den Eingang seiner Ein­
begle,itungsrede gestellt hat und in der er die 
gleiChmäßige Verteilung von Enttäuschungen 
al,s das Ergebnis einer konservativen Philo­
'sophie bezeichnete, der er den Haushaltsvor­
anschlag 1 972 als das Ergebnis gesellschafts­
politiJscher Wertvor.stellungen der österreich i­
sehen Bundesregierung g egenüberstellte. 

Hier beginnt dann eine Lücke, denn nach die­
ser Feststellung, soll sie nicht eine Leerformel 
- nämlich mit "ee" .gelschrieben - bleiben, 
wäre es erforderlich gewesen, jene ge:sell­
schaftspolitischen Wertvorstellungen aufzu­
zählen, auf denen nunmehr das Budget heruht 
und die im Gegensatz zu dieser gleichmäßigen 
Verteilung der Enttäuschungen stehen. Das ist 
nicht geschehen, und es kann daher nicht aus­
bleiben, wenn im Zuge dieser Debatte not­
wendigerweise die verschiedensten Meinun­
gen auf diesem Gebiete geäußert werden, weil 
man ja versuChen muß. aus den einzelnen 
Teilen des Budgets, wobei die Ziffern zum 
Teil im Widerspruch mit den Äußerungen 
des Herrn Finanzministers stehen, die gesell­
Jschafbspolitischen Wertvorstellungen zu er­
schließen, von denen sich die BundesregiJerung 
leiten Ließ. 

Zunächst aber ,eine formale Frage. Bekannt­
lich wurde dieses Budget schon Anfang Okto­
ber oder Ende September beschlossen und 
nach dem Wahltag, aber noch innerhalb der 
Funktionsperiode des alten Nationalrates die­
sem zugeleitet, womit die verfassungsmäßige 
Frist 22. Oktober erfüllt scheint. Dasselbe 
Budget wurde von der neuen Regierung dann 
noch einmal besdllossen und wieder dem 

24 
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Nationalrat, diesmal dem neugewählten, zuge­
leitet, was ja  'geschehen mußte, weil die dem 
alten Nationalrat zugeleiteten Vorlagen 
gegenstandslos geworden sind. 

Ich glaube, daß sich hier eine Lücke in der 
Bundesverfassung findet, denn im Grunde ge­
nommen ist ja  das rechtzeitig zugeleitete Bud­
,get hinfällig und das neue nicht rechtzeitig 
vorgelegt worden. Ich sage das nicht, um jetzt 
etwa die Behauptung aufzustellen, daß Mer 
ein Fristversäumnis vorliegt, sondern nur 
um aufzuzeigen, wie notwendig die Schaf­
fung des neuen Haushaltsrechtes i:st ,  dals natür­
lich auch auf 'Solche Dinge Rücksicht nehmen 
muß. 

Die Bedeutung der Frage mögen Sie dn 
der Erwägung sehen, was eigentlich geschieht, 
wenn die neue Regierung mit dem alten Bud­
.get gar nicht einverstanden ist und nun nicht 
genau dasselbe, !sondern ein anderes dem 
Nationalrat zuleitet. Es scheint mir hier 
eine formal ungelöste Frage vorzuliegen und 
d.ie Notwendi-gkeit zu bestehen, daß in Zu­
sammenhang mit der NeufalS:sung des Haus­
haltsrechts auch hier leine klare Regelung er­
folgt. 

Der Herr Bundesminister hat in seiner Bud­
getrede die derzeitige Wirtschanssituation 
Osterreichs geschildert, wobei wir mit dieser 
Schilderung in wesentlichen Punkten über­
einstimmen, wenn auch zu registrieren ist, daß 
mehr die Licht- .als die Schattenseiten in den 
Vordergrund gestellt wurden. 

Nicht zu akzeptieren i:st dagegen die zwed­
mal wiederkehrende ,Feststellung, daß hier das 
Ergebnis einer zielbewußten Wirtschaftspoli­
tik der Bundesregierung vorliege. Dieses 
Eigenlob ist, glaube ich, durch die Entwick­
lung der vergangenen eineinhalb Jahre nicht 
begründet, sondern die wirtschaftspolitische 
Entwicklung unseres Landes in der letzten 
Zeit ist doch wohl eher auf die allgemeinen 
Gegebenheiten und - was der Herr Bundes­
minister auch angeführt hat - vor allem auf 
die Arbeit unserer Bevölkerung zurück­
zuführen ; in ungleich höherem Umfang auf 
diese Leistungen als auf eine zielbewußte 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. 

Wir identifizieren uns mit der Feststellung 
des Herrn Bundesminister;s, daß Inflation unso­
zial ist. Wir glauben, daß diese Feststellung 
ISO wichtig ist, daß, von ihr aus gesehen, das 
Urteil über dieses Budget gefällt werden, da's 
heißt die Frage entschieden werden muß, in 
welchem Umfang es diJesem Prinzip gerecht 
wiird. 

Wir w,i5'sen, daß zwischen Wachstum, Stabi­
lität und auch Vollbeschäftigung eine Verbin-

dung besteht, die schwer zufriedenstellend zu 
lösen ist. Auch das , was der Herr Bundes­
minister auf Seite 9 seiner Rede gesagt hat : 
"Dabei zeigt die Entwdcklung in der Welt, 
daß es zunehmend 'schwierJger wird, ausrei­
chendes WirtschaftswachJstum bei Geldwert­
stabilität oder bei stabilem Geldwert ausrei­
chendes Wirtschaftswachstum zu garantieren" , 
'scheint UllJS eher eine Tautologie zu sein, das 
heißt, daß hier zweimal dasselbe gesagt wird, 
ohne daß dadurch neue volksw.irtschaftliche 
oder budgetpolitische ErkenntnilSiSe gewonnen 
würden. 

Wir glauben, daß, wie schon erwähnt, die 
Bekämpfung des Preisauftriebes im Vorder­
grund stehen muß. Nun gibt es hier eine 
Art Wunderwaffe, die uns immer wieder ange­
priesen wird, wobei man ISO tut, als ob alle 
Preissteigerungen nur darauf zurückzuführen 
Iseien, daß diese Wunderwaffe nicht entspre­
chend einge.setzt worden ist beziehungsweise 
daß iSie nicht den ErfordernilSsen angIepaßt 
worden ist - -ich meine das Preisregelungs­
gesetz. 

Wir haben gar nichts gegen die Institution 
der Preisregelung - ich habe es hier schon 
zum wiederholten Male gesagt -, aber 
machen Sie sich doch keine Hoffnungen, daß 
mit diesem Instrument etwas anderes erreicht 
werden kann -als ganz -geringfüg�ge, kleinste 
Korrekturen, Wa5 ja die Entw.icklung der ver­
gangenen Monate und Jahre beweist, wo die 
schon jetzt preilsgeregelten Waren und Lei­
stungen stärker -im Preise gestiegen sind als 
die anderen, wo also die Preisregelung gar 
nichts genützt hat. 

Die Behauptung, es fehle nur das Pre;is­
regelungsglesetz, kann man al:so nur als Aus­
rede ansehen, und -ich glaube daher, daß wir 
uns mehr mit jenen Faktoren befaslsen mÜJSsen, 
die in Wirklichkeit zu dem Preis auf trieb füh­
ren. Während man es immer s o  darstellt, als 
ob Osterreich konjunkturpolitisch eine Insel 
wäre, blickt man bei der Erörterung der Pre:is­
fragen gewöhnlich ins Ausland, um darzu­
legen, daß dort größere PI1e-issteigerungen :sind 
als bei uns in Osterreich. Die Vergleichspunkte 
werden allso ,immer dort geholt, wo der Ver­
gleich angenehm und geeignet ist, die eigene 
Argumentation zu unterstützen. Sicherlich ilst 
im vergangenen Jahr in manchen europäischen 
Ländern der Preisauftrieb größer gewesen als 
bei uns, aber das enthebt uns nicht der Ver­
pflichtung, hier ,in Osterreich alles zu tun, um 
einen weiteren Preisauftrieb zu vermeiden. 
Hier müßte der Staat, müßte die Bundesregie­
rung bei:spielgebend vorangehen und die Maß­
nahmen setz-en, diJe geeignet sind, das Ziel 
einer mögLichsten Stabilität zu erreichen. Nun 
können wir aber bei diesem Bundesfinanz-
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gesetz feststellen, daß ein sehr wesentliches 
Defizit besteht. Ich rede jetzt nicht von dem 
rechnungsmäßigen Defizit von über neun Mil­
liarden, sondern von dem inlandswirksamen 
Defizit in Höhe von 21/4 Milliarden. Daß das 
preistreibend sein wird, ist völlig klar, umso 
mehr, wenn wir wissen, daß der Staat und 
überhaupt die öffentliche Hand die Absicht 
hat, im Laufe der allernächsten Zeit preistrei­
bend voranzugehen. Wo ist denn die Preis­
regelung für die Bundesbahn, wo ist die Preis­
regelung für die Stadt Wien? (Beifall bei der 
FPO und bei Abgeordneten der OVP.) Man 
muß doch hier dieselben Maßstäbe anlegen, 
die man auch bei den Privaten auf dem Gebiet 
der Preispolitik für notwendig hält. 

Es wäre also erforderlich, daß ,im Zeitpunkt 
einer noch bestehenden Hochkonjunktur kein 
inlandswirksames Defizit besteht, desse n  prei:s­
treibende Wirkungen sicher nicht mit Preis­
regelungsgesetZien bekämpft werden können. 
Das würde bedeuten, daß eine Sanierung des 
Staatshaushaltes erfolgt. Der Herr Bundes­
minister für Finanzen hat die Sache in Iseiner 
Budgetrede so dargestellt, aJs ob wir auf dem 
besten Weg dahin wären. Nun, das ist sicher­
lich nicht der Fall, ,auch wenn ein Jahr e inmal 
besser gewesen ist als d�e vorausgegangenen 
und einige Verbindlichkeiten vorzeitig zu­
rückgezahlt werden können, was wir für durch­
aus richtig halten. 

Von einer SaIliierung des Staatshaushaltes 
kann man wohl erst dann ISprechen, w enn es 
gelungen ist, ihn so zu 'gestalten, daß er wirk­
lich ein Instrument der Konjunkturpolitik sein 
kann. Die Keynes'sche Theorie sagt, daß man 
in der Zeit der Hochkonjunktur im Staats­
haushalt Uberschüsse erzielen soll,  während 
in der Zeit der Rezession das deficit ;spending 
wünschenswert ist. Nun, das Deficit-spending 
hat der österreichische Staat immer herrlich 
zusammengebracht, und zwar ohne Rücksicht 
auf die jeweilige Konjunkturphase, bald mehr, 
bald weniger, aber das mit den Uberschüssen 
ist mit Ausnahme eines JahI1es - ich glaube, 
es war das Jahr 1 954 - noch niemals ge­
lungen. 

Nun meinen wir : Wenn es schon nicht mög­
lich iJSt, einen solchen Uber.schuß zu erzielen, 
wofür vielleicht auch gar nicht die richtige 
Konjunkturphase wäre, müßte doch der augen­
blickLiche Staatshaushalt ,so gestaltet werden, 
daß kein inlandswirksames Defizit vorliegt. 

Wir glauben nicht, daß der österreichi­
sche Staat ein armer Staat ist, und wir glauben 
nicht, daß die These r.ichtig ist, daß ,e;in armer 
Staat ein ungerechter Staat sein muß. Es gibt 
eine ganze Anzahl von sehr reichen, aber 
sehr ungerechten Staaten; Reichtum und Armut 
haben aLso mit dem Problem der Gerechtigkeit 

meistens herzlich wenig zu tun. Von der öffent­
lichen Armut, von der der Herr Kollege Doktor 
Tull mit so bewegten Worten gesprochen hat, 
kann sicherlich keine Rede sein ang e sichts der 
zahlreichen Vermögenswerte und Anlagen, die 
der österreichische Staat sein eigen nennt. Die 
Frage der Ertrag:sfähigkeit, der Produktivität 
steht natürlich in einem anderen Kapitel, aber 
das hat ja bekanntlich mit Reichtum und Armut 
nichts zu tun. 

Das Budget geht, wie heute .schon erwähnt 
wurde, von einer nominellen Zuwachsrate von 
9 Prozent aUJs. Man kann ISkh daher aUJSl1ech­
nen, daß dann, wenn die reale Zuwachsrate mit 
4 Prozent angenommen wird, der Herr Finanz­
minister bei diesem Budget schon von vorn­
herein eine Preissteigerung von 5 Prozent im 
Jahre 1 972 einkalkuliert hat. In d e n  Erläute­
rungen wird als Prognose eine Preissteige­
rung von 4 Prozent angenommen, aber blei 
der Erstellung des Haushaltsvoranschlages 
wurde offenbar aus Vorsichtsgründen auf den 
Prozentsatz von 5 übergegangen. DaJS hängt 
wie überhaupt alle Probleme des S taatshaus­
haltes mit den Steuerfragen zusammen. Mit 
Recht wird der Ziffer sehr viel Gewicht beige­
messen, die anzeigt, wieviJel Prozent des 
Bruttonationalproduktes eines Staates die 
öffentliche Hand für sich in Anspruch nimmt. 
Dies ist der Betrag, den ein Volk für seine 
öffentlichen Einr.ichtungen welcher Art immer 
braucht und verwendet. 

Hier ist es nun interessant, daß mari uns 
jedes Jahr mit dem Arbeitsbehelf zum Bundes­
finanzgesetz TabelLen liefert, wo diese Pro­
zentsätze ausgerechnet sind. Auffä llig ist nur, 
daß diese Tabellen 1 971  und 1 972 nicht über­
einstimmen, und zwar nicht nur für die Jahre, 
bei denen er:st j etzt die genauen Ziffern be­
kannt wurden, sondern auch schon für die 
Vergangenheit. 

Wenn man sich den Arbeitsbehelf für 1 97 1  
ansJeht, ISO findet man die TabellJe auf Seite 286 
und sieht dort, daß 1 969 der Staat 37,6 Pro­
zent des Bruttonationalproduktes in Anspruch 
genommen hat. Wenn Sie dieselbe Ziffer im 
Arbeitsbehelf zum Bundesfinanz'gesetz 1 972 
ansehen, ,so finden Sie, daß 35,9 Prozent aus­
gerechnet sind, wobei alle Ausgangsziff.ern 
nicht übereinstimmen und ,in der langen Reihe 
der Jahre eine Neuberechnung vorgenommen 
worden ist. 

Mit anderen Worten: Voriges Jahr, allS das 
Budget beschlossen wurde, schien 'e's , als ob 
sich dieser Prozentsatz der schon sehr kri­
tischen Grenze von 40 Prozent bedenklich 
nähere. Er war nach den ,statistischen Errech­
nungen bei 39 Prozent. Nunmehr wurde er 
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durch andere Ziffern und andere Beredmungen 
wieder sehr erheblich zurückgeschraubt. 

Ich darf aber die Frage aufwerfen: Wat.:. :ist 
jetzt der richtige Prozentsatz? Ein ProzentJsatz, 
der in Fortführung der Tabellen aus dem 
Jahre 1 97 1  errechnet wird, oder derjenige , 
der im Arbei'tsbehelf für 1 972 ·enthalten ist? 
Welche Neuberechnungen, welche neuen Be­
rechnungsmethoden wurden herangezogen, um 
zu diesem neuen Prozentsatz zu kommen? 
Warum wurden im Gegensatz zu damals 
andere Gesamtsummen bezüglich der Steuer­
einnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
eingesetzt? 

Ich glaube, das ,ist eine Frage, an deren 
Beantwortung der Abgeordnete interessiert 
sein muß, der schließlich auf Grund solcher 
Tabellen in die Lage vensetzt werden IsolI, lSich 
eine Meinung zu bilden, was er natürlich 
nicht tun kann, wenn diese Ziffern 'so wesent­
lich differieren w,ie im vorliegenden Fall. 

Nun wie auch immer, ob es 39 Prozent oder 
36 Prozent sind, der Steuerdrmk, der auf der 
österreichischen Bevölkerung lastet, ist äußerst 
schwer ! Das ist durch keine noch so schöne 
Erklärung wegzudiskutieren. Er wird durch 
die Einrichtung der Progression be,i gewissen 
Formen der Besteuerung, wie der Einkommen­
und Lohnsteuer, noch stärker, weil ja die 
Grundlage der Besteuerung nicht das Real­
einkommen ist, sondern das Nominaleinkom­
men, wobei dem Budget von vornherein die 
Annahme zugrunde Hegt, daß es im Laufe 
des kommenden Jahres um 5 Prozent stejgen 
wird, was natürlich nicht ein Gle;ichbleiben, 
s ondern -eine Erhöhung der Besteuerung be­
deutet. 

Wir haben :sehr viel Verständnis dafür, daß 
eine Sanierung des Staat'shaushaltes natür­
lich entsprechende Einnahmen voraussetzt. 
Hier aber ,schon im Laufe .dies Jahres 1 972 
eine Änderung eintreten zu lassen betrachten 
Wiir als eine Forderung der Gerechtigkeit. 
(Beifall bei der FPO.) 

Herr Bundesminister I Ich kann Ihnen 
prophezeien : Sie werden nicht darum herum­
kommen, noch im Laufe des kommenden J ah­
res diese Änderung durchzuführen! Auch wenn 
Sie heute sagen: Nein, nein, diese Suppe mag 
ich nicht l ,  Sie wer-den sie trotzdem konsumie­
ren müssen (Heiterkeit), weil die Verhältnilsse 
es einfach erzwingen werden. Das ergibt !sich 
eben aus der Systematik unseres Steuertarities, 
daß die Änderung der Verhältnisse auch eine 
entsprechende Änderung der Tarifgestaltung 
erzWiingt. 

Auf diese notwendige Änderung müßte man 
heute schon Rücksicht nehmen, sonst ist die 
Folge die, daß nach langen Diskussionen zwar 

ein mehr oder Wieniger schönes Budget be­
schlossen wird, aber im Nu bereits das 1 .  Bud­
getüberschreitungsgesetz naht, das der geän­
derten Sachlage Rechnung tragen soll. 

Ich will nicht lang über das Thema der 
Staatsschuld :sprechen. Es wurde das so dar­
gestellt, äLs ob auch hier eine entscheidende 
Wendung eingetreten wäre. Ich glaube, daß 
die Staatsschuld am 31 . Dezember 1 972 wesent­
lich höher sein wird als am 3 1 .  Dezember 1 97 1 ,  
sonst könnte man ja das Defizit nicht finanzie­
ren, das notwendigerweise durch eine Erhö­
hung der Staatsschuld finanziert werden muß. 
Wenn sie verhältnismäßig nicht so stark :steigt 
wie in der Vergangenheit, so wird das eine 
erfreuliche Entwicklung !Sein, und wenn die 
Auslandsver,schuldung geringer sein wird, ISO 
wird das auch sehr lerfreulich sein, weil be­
kanntlich der Zufluß ausländischen Geldes 
auch zu den Faktoren gehört, die die Preis­
erhöhung herbeizuführen geeignet sind. 

Nun gibt es in diesem Budget eine große 
Anzahl von Ermessensausgaben, aber es ist 
nichts damit getan, wenn man bei j edem 
KapHel, wo die prozentuale Erhöhung der 
Ausgaben besonder:s hoch gewesen jlst, dies 
mit großem Beifall zur Kenntnis nimmt, denn 
in. ·erster Linie muß einmal die Erwägung ange­
stellt werden, daß das, was auszugeben wir 
hier beschließen, zunächst einmal von der 
österreichischen Bevölkerung s ehr schwer er­
arbeitet werden muß. Die Beschlußfassung 
über Geldausgaben ,ist al,so an sich noch kein 
Verdienst. 

Wesentlich kommt es auf die Schichtung 
dieser Ausgaben an. Es fällt auf, daß in den 
Hintergrund tritt, was man die klassischen 
Staatsaufgaben nennt: das ist die Sicherheit, 
die Sicherheit ,im Innern, die Sicherheit nach 
außen, also Aufgaben, die auch der Staat 
der Vergangenheit zu erfüllen hatte. 

Ich glaube, daß da ein sehr wunder Punkt 
dieses Bundesfinanzgesetze:s 1 972 vorliegt. Der 
Herr Finanzminister hat sich zwar in seiner 
Einbegleitung,srede dazu bekannt und hat von 
den Ausgaben für die Sicherheit gesprochen. 
Wenn man aber ansieht, was faktisch in den 
Ansätzen enthalten ist, so findet man, daß das 
sehr bescheiden ist. 

Es iiSt nicht ausreichend, eine Heeresreform 
durchzuführen, um von der Sicherheit nach 
außen zu sprechen. Es ist aber auch nicht aus­
reichend, um die Sidterheitsverhältnisse :im 
Inneren so zugestalten, daß sie den Wünschen 
der österreichischen Bevölkerung entsprechen. 

Positiv stehen wir der Institution des Kon­
junkturausgleiches gegenüber, denn es muß 
natürlich ein Staat für den Fall vorsorgen, 
daß ,sich die wirtschaftliche Entwicklung im 
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Laufe des Haushaltsjahres so 'gestaltet, daß 
eine Änderung der Budgetgrundsätze erfor­
derlich wird. Mit anderen Worten: Mehr Aus­
gaben. 

Es i st hier allerdings eine Frage aufzuwer­
fen :  Auf der einen Seite das, was schon g,esagt 
worden ist, ob man heute schon genau wissen 
kann, was im Bedarf:sfall tatsächlJeh erforder­
lich Slein wird. An zweiter Stelle ist aber zu 
berüdGsichtigen, daß - um das ganze ver­
fassungskonform zu gestalten, und so �st es 
ja vorgesehen - im Bedarfsfalle ein eigenes 
Gesetz notwendig sein wird, sodaß also ohne­
hin das,  was heute oder heuer Cl'm Ende der 
Budgetdebatte beschlossen werden wird, durch 
e,in neues Gesetz fakUsch in Vollzug gesetzt 
werden muß. Da1s, glaube ich, fist ein Problem, 
bei dem man nach besseren Lösungen suchen 
müßte, als sie in den Artikeln II und II a ent­
haI ten s ind . 

Zum Abschluß möchte ich folgendes sagen : 
Der Herr Bundesminister hat die politischen 
Parteien, die Fraktionen dieses Hauses auf­
gefordert, eine ktitilsche Analyse dieses Bud­
gets durchzuführen. Wir werden das im Laufe 
der kommenden Budgetdebatte tun. 

Da uns schon von vornherein gesagt wird, 
das eine sei ein falscher Weg, :so kann ich nur 
als  Gegengabe sagen : Auch diese Haltung 
wäre ein falscher Weg gegenüber der Kritik 
der Opposition an diesem Haushaltsvoran­
schlag für 1 972. 

Zusammenfassend ,ist zu :sagen - und damit 
komme ich zum Eingang zurück -: Bezügl ich 
der Schwerpunkte und der gesellschaftspoli­
tischen Grundsätze kann man nur Schlußfol­
gerungen ziehen, weil sile nicht ausdrücklich 
ausgesprochen wurden. 

Aber eines ist sicher: Daß die soziale Sicher­
heit etwas WÜIlJSchenswertes ,�st, das ist, 
glaube ich, Allgemeingut, wie dies bei einer 
ganzen Reihe von Feststellungen, die den 
Aus g abenansätzen dieses Budgets zugrunde 
Hegen, der Fall ist. Aber daß dabei die 
physische Sicherheit der österre,ichischen Be­
völkerung und die Sicherheit ihres Eigentums 
nicht vernachlässigt werden dürfen, daß über­
haupt die kla!ssischen Staatsaufgaben nicht 
ve rnachlässigt werden dürfen, ist auch sicher, 
sonst wäre es ein Budget der ungle,ich ver­
teilten Enttäuschungen oder vielleidü sogar 
der Täuschungen. (Beiiall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
Wir sind auch durchaus der Meinung, daß sich der Herr Bundesminister Dr. Androsch. Er 

die vier Punkte, die er als keine realistische hat das Wort. 
Alternative bezeichnet hat, tatsächlich nicht 
die Grundlage für eine Budgetkritik sein soll- Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch :  
ten, wenngleich e s  natürlich dem Abgeord- Herr Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte nur 
neten dieses Hauses freistehen muß, auf einen 
Mange l  auch dann hinzuweisen, wenn es sich 
um eine Detailfrage handelt, ganz gleich, wie 
nun das j eweilige Gesamtkonzept ist, sonst 
wäre e s  j a  so, daß die Oppositionsparteien 
überhaupt keine Kritik an diesem Staatshaus­
halt üben könnten, ohne sofort einen konkre­
ten Ums tellung:santrag zu stellen. 

Gerade das hat meines Wissens die sozia­
li:stische Opposition in der Zeit von 1966 bis 
1 970 s chärfstens für sich abgelehnt, und ich 
glaube, auch bei der heutigen politischen Kon­
stellation müssen wir eine so weitgehende 
Einschränkung ablehnen. 

Es ist noch ein weiteres dazu zu sagen. 
Wenn uns gesagt wird, daß in diesen vier 
Punkten keine realistische Alternative be­
steben kann, ,in Voraussicht oder in der An­
nahme oder Unterstellung, daß :sich die Kritik 
in solchen Punkten erschöpfen würde, dann 
müssen wir un:sererseits auch heute schon an­
melden, daß es Sache der Regierung sein wird, 
sich mit unseren Einwendungen tatsächlich 
auseinanderzusetzen, aber nicht in der Form, 
daß man sagt : Da kann man halt nichts ändern. 
Begründung : Weil es wahr ist, wienedsch 
gesagt. 

ganz kurz die unmittelbar an mich gestellte 
Frage beantworten und klarstellen. 

Herr Abgeordneter! Sie finden auf Seite 305 
des Arbeitsbehelfes unten die Anmerkung 
27) .  Sie lautet: "Osterreichs Volksein­
kommen 1 954 b�s 1 968, Neuberechnung . . . " 

Es ist also eine Neubierechnung des Volks­
einkommens erfolgt. Damit hat sich die Be­
mes sungsgrundlage geändert, und damit sind 
auch die Prozentsätze dem angepaßt worden. 
(Abg. Dr. B r 0 e s  i g k e: S taatseigene Aus­
gaben kann man nicht neu b.erechnen!) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Horr. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Horr (SPO) : Meine Damen 
und Herren I Ich möchte doch auch ein bißchen 
auf di,e Ausführungen des Herrn Klubobman­
nes Prof.es,sor }U)ren zurückkommen, der 'be­
hauptet, .daß man ,in <der Bauwlirtschatt - ich 
bin nur neugierig, wie der Herr Ing. Helbich 
dann dazu Stellung nehmen wird - doch die 
BremSie anzi,ehen soll. Das erinnert mich dar.an, 
daß man seinerzeit ,aUg,emein davon ,gespro­
chen hat, man soUe im Rahmen der Bauwirt­
schaft eine g,ewisse Gesundschrumpfung vor­
nehmen. (Abg. Dr. K o r  e n: Kollege Horr, 
wann habe ich das gesagt?) Dj'esmal meint 
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er al'so .(Abg. Dr. K o r  e n: Das sind jetzt Ihre 
Ausdrücke, Herr Harr!) eine V,eränderung in­
sofern, daß man die Gelder des Staates mehr 
,auf ander,en Gebieten einer Verwendung zu­
führen soll . 

Herr Protiessor ! Lesen Sie das, was Sie 
gesagt haben, :g,enau, .dann werden Si;e da,rauf 
kommen, daß iSie hier doch - wenn nicht 
diI1ekt, ,so indir,ekJt - di,ese Fr,agen in diesem 
Sinne . . . i{Abg. Dr. G r u b e  r: Ach so, jetzt 
is t es schon indirekt! - Heiterkeit.) Da nützt 
das Lachen gar nichts. Er soll das .einmal nach­
Lesen (Abg. Dr. G r u  b e r: Interpretation 
Harr!), oder auch Sie, Herr Dr. Gruber. Dann 
werden SiJe das feststellen. (Abg. Dr. K o r  e n: 
Vielleicht lesen iSie es nach!) 

Im 'Ber,eich der VolkS'wirtschaft ist es einmal 
.so, daß eben die Bauwirtschaft ,eine gewisse 
Schlüsselstellung einnimmt. Wenn man sich 
ansieht, was auf dem Bausektor in einem Land 
'g es chieht , dann hat man g,ew,issermaßen einen 
Spiegel der Konjunktur vor ,sich. 

Beim Kapi,tel Hauten ,und 11echn'ik gibt es 
immerhin eine Menge Ansätze, die gegenüber 
1 97 1  eine besoIlldeiie Erhöhung 'aufweis,en und 
die zugleich auch als Schwerpunkte der, wie ich 
sagen möchte, hervorrag,enden Tätigkeit des 
Ministeriums für Bauten und T,echnik hez.eich­
net werden müss·en. 

Ich habe mir einige Zahlen herausgeschrie­
ben und möchte feststellen, daß di,e iErhöhun­
gen ·auf .dem Gebiete des Bauens immerhin 
ins,gesamt 1 2  ProZient im V.ergl,eich zum Jahr 
1 97 1  betragen werden. 

Ich 'stelle zunächst ifrest, daß es beim Ansatz 

642, Hundesstr,aßen B und S, ,e,ine Erhöhung 
von rund 3591 ,5 Millionen Schilling ,auf rund 
401 2,5 MilUonen Schilling gibt; das ist immer­
hin ,ein.e Erhöhung von mnd 421 :Millionen 
Schilling. 

Bei den 'ÄutobaJmen stellen w,ir eine Er­
höhung 'Von rund 2489,9 'Millionen SchiLling 
auf rund 2719,5 ,Millionen Schilling ,f,est ; das 
i.s't ,ein Mehrbetr,ag von zirka 229,·6 Millionen 
Schilling. 

In diesem Zusammenhang muß lich bemän­
geln, daß leider die 'einz·elnen Länder, w.as die 
Fra,ge der Autobahntrassen, vor al1em .aber 
di,e d,er :Erhaltung der Autobahnen, anlangt, 
,einen v�el �zu starken Einfluß nehmen. Wenn 
man sich ,verschiedentlich di,e Fortschritt.e beim 
BaJu der �uto,b.ahnen ans i,eht , kann man fest­
stellen, daß man ;auf dies em Sektor n.icht 
immer nach oden Gesichtspunkten der Zw.eck­
mäßigk,eit vor!g'eht, .sondern daß hier sehr oft 
- das k,ann man wohl so .sag.en - g,ewi.sse 
Politiker b.eziebungsweise einflußreiche Pler­
sönlichk'eiten der Länder ihren Einfluß geltend 

mach,en. Hi,efür ,gibt ,es ,ganz ,eindeutig,e iBe­
,weise. 

Auf dem Gebiet d.er Gebäudeerhal,tung -
auch ,das ist nicht uninteressant - gilbt ,es 
immerhin eine IStei,gerung 'Von rund 74,2 Pro­

zent. r(Abg. Dr. G r u b e  r: Niederösterreich!) 
W,enn Sie das Land Ni,ederästeHeich .erwäh­
nen, dann kann ich .sagen : J awohl, auch Nie­

'der,österreich!  (>Abg. Dr. G r u  b e  r: Burgenland 
hat sich gegenüber Niederösterreich durchge­
setzt, habe ich geglaubtf) Ich sehe halt all das 
in Niederösteneich. Herr Dr. Gruboer !  Viel­
leicht seben Si.e sich ,an, wie ,es ,auf di,e.soem 
Gebiet ,in Oberöst,erreich ,aussch,aut ! (Abg. 
Dr .. G r u  b e r: Keine Klage!) Es wär.e gar 
nicht schlecht, wenn S�e sich das ansehen 
würden. 

Hei oden NeubC1'uten gibt ,es auf dem Gebiet 
der Hochschulen eine Erhöhung von .rund 
246,4 Millionen :Schilling ·a.uf ,rund 280 Mil­
Honen Schilling ; das ,ist ,also ein Mehrbetrag 
von rund 33,6 Milli-onen ISchiUing. 

Bei .den übrigen :Schul,en steHen wir leine 
Erhöhung von rund 397 , 1  Millionen Schilling 
auf rund 4 1 0  MiHionen iSchilling fest ; das 
ist ,also ein Mehr von rund 1 2 ,9 'Millionen 
Schilling. Insgesamt sind da's ebenfalls an die 
46,5 Millionen Schilling. 

,Bei d·en Amtsgebäuden konst,aHeren wir 
,ein ,Mehr von r!Und 4 1 ,4 ,Millionen Schilling. 

Ich komme nun ,auf die LLegenschaftsan.,. 
,käufe zu :sprechen. Hi,er !gibt ,es ein 'bißchen 
mehr Vorsorge, als dies in der Vergangenheit 
der Fall war. Man hatte ,zw,ar Pläne, mußte 
dann ·aber erst zu ,str,ei,ten 'beginnen, wob.ei 
es oft nur um wenige QUrudr,atmeter ging. 

Ich 'erinnere d,a nur ,an di.e Hainfelder Bun­
desstraße. Herr Minis,ter Kotzina könnte dazu 
ja ,einig,es sagen. ,Man mußte fünf Jahre lang 
wegen vielleicht 1 00 Quadratmeter Grund 
streiten. An oder be.s.a,gren S'belle mußt,en einige 
,Leute ihr Leben ,lassen. Das ist ,ein ,g,anz 
kleliner Beweis. 

DaheT halte ich es für :gut, w.enn man ·auf 
diesem Gebie't gleichze.iHg mit der PI,anung 
auch di,e Ankäuf:e der entspr.eche.nden Lieg,en­
schaften durchführt. 

Beim Was's,erwirtschaftsfonds stellen wir 
eine ,Erhöhung fest, wie wir ;g,ie hisher noch 
nie hatten. Ich lW·eiß schon, daß es sehr I,eicht 
ist, immer von Umwel,tschutz zu spre ch,en , 
,möchte ,aber f,eststellien, -daß ,es meiner Mei­
nung nach in Osteneich mindestens 1 00 Bäche 
gibt, iin d,enen odi,e ,Fische und die anoderen 
Lebewesen, di,e ;s:ich dort frühe·r einmal tum­
meloten, hoeute nicht mehr vorhanden sind. 

Ich war vorgestern zufällig in SchaHerbach. 
Ich blickte von einer Brücke auf das dar-
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unter b.efindlime Wass'er und bemerkte Tau­
sende Fische, die offenbar kurz vorher z:u­
grundegehen mußten. Sie können sich danach 
erkuIlIdig,en. 

Ich verweise da.:r.auf, daß dile Anleihe-Er­
mächügung von rund 400 ,auf rund 600 Mil­
honen Schilling ,erweitert wird. Hier kam es 
also neuerlich zu einer Erhöhung um rund 
200 Millionen Schilling. Da gibt ,es bekanntlich 
auch Zuschüsse de,r Lände.r und darüber hinaus 
Eigen.aufbringungen, sei ,es durch die Gemein­
den oder durch die ver.schi'ed,enst.en Wasser­
r.echtsorganisation en. ,M,an k,ann unter Berück­
sichtigung dteser Umstände sagen, daß hJi,er 
immerhin I1Und 2,5 Milliarden Schilling in 
Bewegung gesetzt werden. 

Auch beim Technischen Versuchswesen be­
ziehungsweise bei der Forschung w,ird eIne 
Erhöhung, ,und zw,ar im Ausmaß von rund 
2,6 Milionen Schilling, vorg'enommen. Hier 
hätten wir nur dte 'groß.e iBitte, .daß man die 
ForschungsauHräg,e nicht ,immer ,sozusag,en an 
,die :großen Städte bindet. Man 'sollte diese 
Forschungen einmal ,auch vom Standpunkt der 
mittJ.eren und kleiner,en Städte ,aus sehen. 

tigerwI€ise ,eing.eführt wurde, unter Umstän­
.d.en eine ,g,ewi,sse AUSlWleitung findet (Abg. 
Z e i 1 U  n g e r: Ich freue mich, daß Sie die 
Gemeinde Wien so kritisieren, Herr Kollege!), 
damit wir es ·auf dem Sektor der Wohnungen 
zu einem ä hnlichen Standard bring,en, den 
vergleichbare Industriestaaten schon erreicht 
haben. (Abg. H a  h n: Wie ist das Wohnungs­
verbesserungsgesetz bei der Gemeinde Wien 
durchgeführt worden?) DClZ'u möchte ich nur 
sa'gen : Wenn ,alle Wohnung·en ,so wären wie 
.die hei der Gemeinde Wien, dann könnten Sie, 
lieber Herr, sehr, sehr zufrieden sein! (Zustim­
mung hei der SPO.) 

Zur Wohnbau�örderung 1968 möchte ich. 
prinzipiell feststellen: Das ist eine Wohnbau­
förtde:nung, wie wir si,e lauf diie Dauer nicht 
br,auch:en können. Ich werde Ihnen sagen, 
war:um das so ist : W·eil sich iin Osterreich 
der kl,eine Mann, -der heute zwischen 4000 und 
5000 S verdi,ent , :g,anz einf.ach eine Wohnung, 
die zwischen 70 .000 und 1 00.000 S kostet, nicht 
leisten kann. Ich verweise ,etw,a auf die 
W,ohnhaufördef'ung iin Ni:edterösterreich, hei 
der man, wenn man dr,ei Kinder hat, pro 
Wohnungseinheiot ,zw,ischen 90.000 und 
1 50.000 S z,ahl e n  muß. So I€tw,a,s kann sich der 
kleine Mann -einf.ach nicht IleiS'ten. 

Ich 'erwähne zum Beispi.el die iFrag:e der 
Vorf.abrikation in 'Oster.reich. Wir :soind auf 
diesem Gebi,et erst .bei etw.a :1 0 Prozent ange­
Jang,t, sind daher .also noch rweit zurück. Bisher Neben di·esen bedeutenden Mitteln, di:e ich 
hahen die entsprechenden Firmen ihre Vor- erwähnt habe, ist dann efLektiv ein monat­
fabrikationen im wesentlichen doch auf licher Zins zwischen 1 1 00 und 1 300 S zu zahlen. 
größere Bauvorhaben abgestellt. Auf diesem Gehtet muß eine gewisse Änd,e-

Ich v,erwe1s,e ,auf den Beitrag an die Länder r.ung Platz ,gr·eifen. 
im Zusammenhang mit der Wohnbauförde­
rung. Hier ist eine Steigerung um rund 
684,2 Millionen Schilling eingetreten. 

Verbleib.en wir ,gleich heim Beitrag des 
Bundes an die Länder hez�ehungsWleise hei 
der Wohn:b.auförtderUIlJg. Wir stellen hier fest, 
'daß für das Jahr 1 912 ein mittlerer Zuwachs 
von 18 Prozent vorgesehen ,is't. 

Nun muß ,a.ber 'festg,ehalten w,erden, daß 
ein T-eil der Osterr.eicbJer noch. immer in Woh­
nungen l'ebt, die aus de,r Zeit vor dem Jahre 
1 9 1 4  'stammen. Dire wohnkultur,elLe Ausstat­
tung diese.r Zins.kasernen aus der Gründerzeit 
- man kann das sicherlich so sagen - ist 
uns aUen ,ein 'Be'griff. iDas sind Verhältnisse, 
mit denen :WÜ der;z,eit nicht mehr zufr,ieden 
sein können. (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Sie kriti­
sieren die Zinskasernen Slaviksl) Sie müssen 
Ja wahr.scheinlich nicht in -einer sokhen Woh­
nung leben. i(Abg. Z e i  1 1  i n g e r: Sie haben 
ja die Zinskasernen gebautJ) Daher iberührt 
Si,e diese Frage ja nicht. Aber für diejeni,gen, 
·dile in solchen WlO'hnung,en, wie ich es dar­
g,estellt hahe, leben müssen, er:geben sich 
große Probleme. Es geht dabei darum, ob das 
Wohnung·S\v,eIibessier.ungsges,etJz, das vernünf-

Ich. Ibin ,der Meinung, daß -die Grund- rund 
Bodenspekulation rigoros unt,erbunden wer­
den muß. Das ,g,eht so w,ei't, ,daß man heute 
selbst in ländlichen Gebi,eten 400 hirs 600 S 
für ,den Quadratmeter Grund zahlen muß. 
Unserer M·einung nach ,ist es seJbstverständ­
lich, daß ,auf diesem Gebiet ,aUe denkooren 
Möglichkeiten ausge.schöpf,t w,erden müssen. 
Nicht nur ,der}enige, der entsprechend viel 
Geld ha-t, sondern ,auch der einfache Mann soll 
die Möglichkeit haben, s.ich ein Einfamilien­
haus zu bauen oder sich leine Gemeinde­
beziehungsweis,e Genossenschaftswohnung zu 
lei.sten. 

Ich bin daher ,der Meinung, daß ein ,ent­
'sprechendes Bodenbeschaffungs- ;und Assa­
nier:ungsgesetz ,zu v,er.abschieden wäre. Es 
müss,en gewisse Notw.endLgkei1en desj,enigEn, 
der im Besitz di'e'ses Grundes ist, richttg aner­
kannt werden, aher auf der ,anderen Seite 
müssen die Schwieri.gkeiten, wie wir sie heute 
haben, ebenf,aUs berücksichttgt werden. Gehen 
Sie durch die Städ'be und sehen iSte sich diese 
Baulücken ,an. Sie werden dann eindeutig f.est­
stellen können, daß ,das ,eine .absolute Not­
wendigkeit ist. 
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Zum Baug,eWleI1be kann ich sagen: Der Bau­

arbeiter hat viel vlOn seiner Anziehungskr,aft 
verloren, Es liegt an .d'er 6chwere der Arbeit 
und an den Unbilden der WH::tenmg, ,denen 
der Bauarbeiter aus,ges·et:z.t ist, sowie ,an der 
dadurch hervor.g,erufenen GesundheiÜsgefähr­
.dung und vorreitigen InVialidität. Der Bau­
,arbeiter ist ,aber auch einer überdurchschnitt­
lichen Unfallsgefährdung 'ausg,es,etzt :und ,leidet 
unter .der Diskriminierung s,eines Berufes. Es 
flehlt ihm eine gesichert,e kontinuierliche Be­
schäftigung, und ;vor ,allem sind gegenüber 
den bestehenden Industriebetrieben nur im­
provisiert,e und damit wenig gute Unterkünfte, 
Waschgelegenheiten und sonstige notwendige 
sanitäre Einrichtungen auf den Baustellen vor­
gesehen. Wenn der Gewerbeinspektor diese 
Baustellen besucht, wird festgestellt: Jede 
zweite Baustelle müßte bei einer sehr, sehr 
harten Betrachtung auf Grund dieser Wohn­
möglichkeiten gesperrt werden. 

Man kann feststellen, daß auch im Lehrberuf 
das Absinken so stark ist wie in keiner 
BeruflSgI1Uppe. Man wird sich hier ü'ber.legen 
müssen, ob man die dreijährige Lehrzeit, nicht 
auf 'ZWeieinhalb oder auf zwei J·ahre, wie in 
anderen Lä!l1dern, her,absetzen slOll. 

Das inländische Arbeitskräftepo.t,ential ist 
vollkommen ausg'eschöpH, das Fremda,rheit,er­
kionUngent zu 95 Prozent g,enützt. Es ist 'Vor 
,allem aus den Bundesländern, dte an den süd­
deutschen Raum gr,enz,en, 'eine Abwanderung 
von Bauarbeitem zu den Olympioabauten f,est­
zust'ellen. In di,esen ,Bundesländern ist außer­
dem ,ein ,Lohndr.uck, der von der überhitzten 
Nachfrag,e nach Bauleistungoen in München 
ausg'eht, zu bemerken. Ob auf Grund des all­
,gemeinen höhe.ren ,Lohnniv.e.aus in der Bun­
,desre'Publik IDeutschland 1 972 mit einer Rück­
flut der Bauarheiter zu rechnen ist, is,t fr,aglich. 
Wir glauben ,es nicht, obwohl wir wiss'en, d.aß 
auch dor,t die ,L'Ühnsteuer unerhört hoch .ist 
und im Vergleich ,zu Osterreich bei höheren 
Gehältern f,ast k,e,in Unterschiled 'besteht. Wir 
konnten das bei Besumen von Sekretären 
feststeHen, die die'se Bauarheiter dort I€nt­
spr,ech,end betr-euen. 

IEinig,e Worte zur ,Winterarbeitslosigk,eit im 
BaugeWierbe. 

Die Erfahrung,en von zwei wkhtigen Län­
dern - das is't die IBundesrepubliJk Deutsch­
land und Schwedoen - haben gezeigt : Wenn 
richtig g,eplant wird, wenn z'eitg1erecht mit den 
Bauten begonnen wird und wenn wenigstens 
,eine mittelfristige Beurteilung in der Bauzeit 
v,orhanden ,is't, d,ann gibt 'es in der Bundes­
republik maximal Erhöhung,en von zweiein­
halb flrozent und in Schwe·doen von 3 Proz'ent. 
W,enn ma!l1 ISchweden in Betmmt zi,eht, so ist 

das -ein Beweis dafür, daß w.ir uns hier beson­
ders anstreng,en könnten. 

Dahe,r sind di,e ,Produktiv,e Arbeitslosenfür­
sor,g,e, die herute von 'seiten des Staates an die 
Unternehmung'en bezahlt wird, und di,e in 
letzter Zeit ibegonnene Beschaffung von 
Schutzbekleidung , die über das Arbeitsmarkt­
,gesetz an di,e Bauleiter her,ang,etrag,en und pro 
P,erson mit 500 Schilling innerhalb von drei 
J,ahren ,ahg'e,g,olten wird, ein Ibeträchtliche.r 
FortschriU. Wir glauben, daß dadurch die 
Frage der ,PremdaIlbeHer n.icht mehr so dring­
lich sein -wird, wie ,es in den verga'l1Jgenen 
Jahren der F'all war. 'Diese Frage müßte auf 
diesem Gebiet noch schneBer einer Bereini­
gung :zugeführt werd,en. 

IIn diesem Zusammenhang möchte im aber 
,auch ,auf ,das Bauarhe,iter .. Urlaubsg,esetz ·auf­
merksam machen, das den Vorstellung'en der 
Bauarbelter nicht voll entspricb:t. Selbst Per­
sonen, di,e aus -der Landwlr,tschaft kommen, 
ke.hr,en dioeser Berufs:gruppe Iganz ,einf.ach den 
Rücken. Ich denk,e hier an die Verfallsoestim­
mungen des § 1 5  des Bauarbeiter-Urlaubs­
gesetzes ; ich denke hier vor allem an die 
Erhöhung des Urlaubsentgeltes, das unerhört 
wichtig ist; dann an die Zuschläge von Uber­
stunden bei Akkordarbeiten, die heute nicht 
eingerechnet werden, 

In j eder anderen Berufsgruppe ist es selbst­
verständlich., daß diese Beträge, die j emand 
wöchentlich oder monatlich verdient, bei sei­
nem Urlaub eingerechnet werden. Hier gibt es 
fixe Beträge, fixe Zuschläge, und wenn j emand 
auch viel verdient, so bekommt er genauso 
wenig Urlaub wie der, der weniger verdient. 

Ganz entscheidend wäre der Einbau von 
anderen Berufsgruppen. Ich denke hier an die 
Arbeiter in den Steinbrüchen und in den 
Ziegelwerken sowie an die Maler und Anstrei­
cher, die auch auf den Baustellen arbeiten, 
weil die ebenfalls diese wichtigen Fragen ge­
meinsam sehen. 

Ich komme schon zum Schluß : Das Budget 
des Bundes wird dieses Mal seine Aufgabe 
in der Frage der Zusammenarbeit Bund und 
Länder in liezug auf die Bauwirtschaft sehr gut 
erfüllen. Der Staat, die Länder und die Ge­
meinden - diese Gemeinschaft, die hier not­
wendig ist - können darauf stolz ,sein, daß 
dieses Jahr immerhin solch große Mittel im 
Budget vorgesehen sind. 

Ich möch.te nur noch einmal daran erinnern, 
daß es in der Zukunft nach Möglichkeit Än­
derungen im Zusammenwirken mit allen 
Körperschaften geben soll und daß auch. der 
einfache kleine Mann mit geringen Gehältern 
die Möglichkeit haben soll, nicht nur eine ver­
nünftige Arbeit in Osterreich zu haben, son-
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dem auch eine familiengerechte, vernünftige 
Wohnung. Denn das ist die beste Möglichkeit, 
um Frieden, Ruhe und Ordnung in diesem 
Lande beizubehalten. (Beifall b ei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Koller. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Koller (OVP) : Herr Präsidentl 
Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Trotz gegenteiliger BeweisführungiSversuche 
und trotz Erklärunglen, die anders lauten, müs­
sen w.ir feststellen, daß die Lage der Land­
wirtschaft gegenwärtig angespannter denn je 
ist .  Den beängstigend steigenden Belastungen 
und Kosten stehen stagnierende, zum Teil ge­
sunkene Erzeugerpreise gegenüber, sodaß sich 
generell sagen läßt, daß sich die Einkommens­
situation der Landwirtschaft eher vel1Schlech­
tert j wir wären schon froh, wenn sie gleich­
geblieben wäre. (Abg. H a a s: Das müssen 
Sie aber beweisen!) Herr Kollege ! Ich werde 
diesen Beweis im Verlaufe meiner Ausführun­
gen gerne führen. Ich hoffe nur, daß Sie von 
so viel Fachwissen gepeinigt werden, daß Sie 
auch wissen, warum Sie diesen Zwischenruf 
gemacht haben. (Abg. D e u t s e h  m a n  n: Da 
verstehst du nichts davon!) Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Wenn es kein 
größeres Problem und keine größere 
Schwierigkeit gäbe, als das unter Beweis zu 
stellen, käme ich selten in ein größeres 
Dilemma. Aber hier wird es mir an und für 
sich sehr leichtfallen. 

Die Sorgen der Bauern sind sicherlich nicht 
neu. In den letzten Jahrzehnten haben sie 
immer wieder große Anstrengungen unter­
nommen, um durch Leistungssteigerungen, 
Rationalisierung und beträchtliche Investi­
tionen den geänderten Wirtschafts- und Wett­
bewerbsbedingungen gerecht zu werden. Sie 
haben damit viel, was ihnen vor allem an 
Belastung durch die sozialen Preise innerhalb 
unserer Volkswirtschaft aufgebürdet wurde, 
ausgleichen können. Nur müssen wir zur 
Kenntnis nehmen, daß nunmehr alle Reserven 
und somit auch die stillen Reserven der Land­
wirtschaft erschöpft sind und noch neue Auf­
gaben dazugekommen sind. 

Hohes Haus ! Gerade die Diskussionen um 
den Umweltschutz, die Kulturlandschaft und 
den Fremdenverkehr zeigen deutlich, wie groß 
das Kapital ist, das unsere KulturlandsChaft 
für die Menschen unserer IndustriegesellsChaft 
darstellt. Aber - und das möchte ich ein­
deutig feststellen - ohne eine lebensfähige 
Landwirtschaft gibt es keine Kulturlandschaft, 
gibt es auch keine Entfaltungs- und Erholungs­
möglichkeiten für unsere Mitbürger aus den 
Ballungszentren in einer geordneten Land­
schaft. 

Wir Bauern wollen selbstverständlich den 
Fortschritt und neue Lebens- und Daseins­
formen. Aber zugleich müssen wir auch die 
natürlichen Lebens- und Umweltbedingungen 
der Menschen erhalten, ja wir müssen sogar 
sehr behutsam mit diesen umgehen. Denn 
sonst könnte der rasche technische FortsChritt 
unserer Zivilisation und die Steigerung des 
Wohlstandes breitester Kreise mehr zum 
Fluch als zum Segen für unsere Gesellschaft 
werden. 

Hohes Haus ! In dieser zentralen öffentlichen 
Funktion der Landwirtschaft liegt eine neue, 
noch viel zu wenig erkannte Begründung 
dafür, für die Landwirtschaft eine ihren Pro­
blemen gerecht werdende Politik zu betreiben. 

Ich bedauere sehr, daß der Herr Finanz­
minister in seiner Budgetrede wohl zu Um­
weltsproblemen gesprochen hat, aber die zen­
trale Bedeutung der Landwirtschaft dabei 
übersah, und in der gesamten Budgetgestal­
tung für die österreichische Landwirtschaft 
diesen Aufgaben kaum Rechnung getragen 
wurde. 

Wir müssen leider feststellen - und ich 
bitte, daß es auch der Herr Finanzminister 
zur Kenntnis nimmt -, daß die Zeiten, in 
denen die Bauern gratis und franko Auf­
gaben für die Allgemeinheit - und j etzt 
auch noch für den Umweltschutz - über­
nommen haben, vorüber sind. Sicherlich sind 
Ihnen die Ergebnisse und Beispiele aus dem 
hessischen Raum bekannt, wo sich die öffent­
.liehe Hand mehr denn je abmüht, mit 
dem Problem der sogenannten Sozialbrache, 
das heißt mit dem Problem der nicht mehr 
bewirtschafteten Grundstücke, fertig zu wer­
den, wo sie letzten Endes hohe Beträge ohne 
wesentlichen Erfolg ausgeben muß. 

Herr Finanzminister ! Die Feststellung in 
Ihrer Budgetrede, daß das Vermögen der 
Natur, Umweltsbedingungen und -belastungen 
aus eigener Kraft auszugleichen, immer gerin­
ger wird und unsere Verantwortung 

�
gegen­

über den Menschen in diesem Land uns ver­
pflichtet, Vorsorge zu treffen, daß die Umwelt 
auch für die künftigen G enerationen lebens­
wert sei, ist nicht mehr als ein Lippenbekennt­
nis, wenn man den entscheidenden Faktor 
für die Erhaltung unserer Kulturlandschaft, 
nämlich die Landwirtschaft , so stiefmütterlich 
behandelt. 

Es bleibt weiter nicht m ehr als ein lippen­
bekenntnis, wenn man über den Finanzaus­
gleich den Landgemeinden zur Bewältigung 
ihrer immer mehr zunehmenden Aufgaben in 
Zukunft nicht mehr Mittel zukommen läßt und 
sie hier weiter so stiefmütterlich behandelt. 
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Hier gibt es Möglichkeiten der Beweisfüh­
rung in Hülle und Fülle für die positive Ein­
stellung gegenüber der Landwirtschaft zu all 
diesen Problemen. Wir warten nur darauf, 
daß diese Beweise auch geliefert werden. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Der Herr Bundeskanzler und der Herr Land­
wirtschaftsminister versprachen oft - zuletzt 
wiederum in der Regierungserklärung -, daß 
sich die Landwirtschaft zu einem gleich­
rangigen Teil unserer Volkswirtschaft ent­
wickeln soll. Wirtschafts-, währungs-, sozial­
politische und andere Maßnahmen sollten sich 
nicht zum Nachteil für die Landwirtschaft aus­
wirken. 

Nach nunmehr etwas mehr als eineinhalb­
j ähriger Regierungszeit einer sozialistischen 
Regierung können wir Bauern allerdings nur 
enttäuscht feststellen : Viel versprochen, aber 
herzlich wenig gehalten ! Denn die agrarpoliti­
sche Bilanz dieser Zeit zeigt ein sehr depri­
mierendes Bild. Durch die wirtschaftspoliti­
schen Fehlleitung.en der ,Regierung ,erleben 
wir allgemeine Preissteigerungen, die alles 
bisher Dagewesene in den Schatten stellen 
und nicht nur die Landwirtschaft, sondern alle 
Berufsgruppen treffen. Aber gerade in der 
Landwirtschaft ist die hohe Geldentwertung 
zu einem Faktor geworden, der das Ein­
kommen in der Landwirtschaft kaufwertmäßig 
sinken läßt. 

Meine Damen und Herren I Hohes Hau:s ! 
Konnte ich noch im vorigen Jahr jn meiner 
Budgetrede feststellen, daß der Grüne Bericht 
für das Jahr 1 969, also in einem Jahr der 
OVP-Alleinregierung, besagte, daß das Durch­
schnittseinkommen je Arbeitskraft in der 
Laudw;irtschaft um 1 1  Prozent gestiegen ist, 
so ist diese Steigerung im Jahre 1 970 laut 
Grünem Bericht auf 7 Prozent abge:sunken. 
Das ist auch ein Erfolgl (Abg. K e r n: Die 
1 1  Verbesserung"! Ich kann ihnen noch einige 
BeWieise liefern. 

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit 
'Sieht dies nun folgendermaßen aus : Der Herr 
Landwirtschaftsminister hat es auch schon 
mehrmals als Erfolg hingestellt, daß nach dem 
Grünen Bericht 1 970 das Einkommen der land­
wirtschaftlichen Arbeitskraft von 3 1 .852 S im 
Jahre 1 969 auf 34.0 1 7  S im Jahre 1 970 ange­
stiegen sei j das wäre eine Steigerung um 
2 1 65 S. Allerdings besteht d.iese Steigerung 
weitestgehend nur auf dem Papier. 

Wenn man nun weiß, daß auch 1 970 eine 
Verringerung der landwirtschaftlichen Arbeits­
kräfte um rund 22.000 eingetreten ist - das 
sind 4 Prozent von 580.000 Beschäftigte!ll -, 
und wenn man das Einkommen dieser 4 Pro­
zent aus der Landwirtschaft Abgewanderten 

auf den Rest aufschlägt, dann bleibt nur mehr 
eine echte Steigerung von 890 S über, denn 
alles andere ist Umschichtung, das die Regie­
rung für sich als Leistung inkameriert. 

Wenn man dann auch noch eine fünfprozen­
tige Geldentwertung - verehrtester Herr 
Kollege, hier liegen die Beweise - zur Kennt­
nis nehmen muß - das sind über 1 592 S j e  
Arbeitskraft -, s o  müßte das Arbeitseinkom­
men im Jahre 1 970 fast 35.000 S ausmachen. 
Dann erst hätte man dem Jahre 1 969 gegen­
über - ein Jahr unter einer Regierung, von 
der man sagte , daß die Bauern das Opfer einer 
falschen Agrarpolitik gewesen wären - keine 
Verschlechterung erzielt. (Zustimmung bei der 
avp.) In Wirklichkeit sind es aber - bitte 
sich das genau anzuhören - nur rund 34.000 S, 
also um rund 700 S je landwirtschaftlicher 
Arbeitskraft wenig,er. Das ist eine echte Ver­
schlechterung für rund 558.000 Beschäftigte in 
der Landwirtschaft oder summa summarum 
fast 400 Millionen Schilling weniger Einkom­
men für die landwirtschaftliche Bevölkerung 
ihn Jahre 1 970. 

Das ist der Pre1s, den w.ir, neben vielen 
anderen Experimenten, auch für dieses Experi­
ment bezahlt haben. (Neuerliche Zustimmung 
bei der OVP. - Abg. H a  a s: Darum haben 
8,0 viele Bauern SPO gewählt! - Abg. Joset 
S c  h 1 a g e r: Er ist in der Märchenstunde! -
Weitere Zwischenrufe.) Am nächsten Sonntag 
wird Ihnen sicherlich auch ein Beweis ge­
liefert werden. 

Meine Damen und Henen ! Das ist nämlich 
die Wirklichkeit, das sind die nackten Tat­
sachen, das sind die echten Erfolge. Daß das 
nicht Musik in Ihren Ohren iist, meine sehr 
Verehrten, dafür habe ich menschliches Ver­
ständnis. (Zustimmung bei der OVP.) 

Die Preispolitik der Bundesregierung hat 
die österreichische Landwütschaft ·bisher Hun­
derte Millionen Schilling gekostet. Das ist 
nicht zu bestreiten. Die kommenden Tarif- und 
sonstigen Erhöhungen, meine Damen und 
Herren, lassen uns Bauern hier gar keine 
Illusionen aufkommen, zumal wir ja auf der 
anderen Seite wissen, daß es keine Möglich­
keit für die Landwirtschaft gibt, diese Be­
lastungen irgendwo zu überwälzen, weil wir 
ja in diesem System der sozialen Preise drin­
nen sind und daher wenig Möglichkeiten 
haben, auszuweichen. Auf der anderen Seite 
wird natürlich die Konkurrenz immer härter, 
vor allem in der Veredelungswirtschaft. Und 
gleichzeitig, sozusagen als Umrahmung zu 
diesen EntwiCklungen, müssen wir noch eine 
ständig steigende Verunsicherung des Begrif­
fes Eigentum an Grund und Boden feststellen. 
Der Entwurf eines Assanierungsgesetzes be­
stärkt uns nur noch in dieser Meinung. 
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Hohes Haus ! Die vone Tragweite ctie ser 

Agrarpolitik wird in ihrer vollen Schärfe sicht­
bar, wenn man weiß, daß ,in der Integrations­
frage die Freihandel'szonenlösung von den 
Herren der Bundesregierung als Ideallösung 
begrüßt wird und man ohne Bedenken zur 
Kenntnis nimmt, daß die Landwirtschaft hie­
bei ausgenommen sein soll, ja daß sogar, wie 
man hört, Bestrebungen seitens Brüsse�s im 
Gange sind, agrar,ische Produkte mittels eines 
ausgesprochenen Einbahnsystems als Kompen­
sation für andere Waren nach Osterreich zu 
bringen. 

Ich habe schon einmal in diesem Hohen 
Hause zur Integrationsfrage ausgesprochen, 
daß es bisher zur unbestrittenen österreichi­
'sehen Linie in der Integrationspolitik gehört 
hat, daß die Landwirtschaft in einem Inte­
grationsabkommen berücksichtigt beziJehungs­
weise miteingebaut wird. Wir wußten s ehr 
wohl, daß dieser Standpunkt sicherlich nicht 
nur aus reiner · Liebe zur Landwirtschaft ent­
stand, sondern mehr logische volklswirtschaft­
liehe Uberlegungen zur Ur.sache hat. Aber es 
bleibt bedauerlicherweilse einer sozialistischen 
Regierung vorbehalten, bei der Herausnahme 
der Landwirtschaft Wege zu gehen, die g egen 
jede wirtschaftspolitische Uberlegung Ispre­
ehen und die auf Grund unserer besonderen 
geographischen Lage geradezu ein wirtschafts­
politischer Widersinn werden. 

Die Landwirtschaft muß darauf verzichten 
- das möchte i ch e,indeutig feststellen, weH 
das eine Existenzfrage für uns ist -, von 
der Warteliste im allgemeinen noch auf die 
agrarische Hoffnung,sUste zurückversetzt zu 
werden, und wir wollen auf keinen Fall eine 
agrarische Einbahnstraße. 

Meine Damen und Herren! Die Marktord­
nungsgesetze waren seit eh und je ein be­
liebtes Pr,essionsmittel der Regierungspartei. 
Dieser Vorwurf ist nach den Erklärungen des 
Herrn Bundeskanzlers der Regierungspartei 
auch für die Zukunft nicht zu ersparen, denn 
er will ja die agrarische Marktordnung mit 
dem A;5'sanierungsgesetz junktimieren. Die 
Regierung:spartei mißbrauchte die Verhand­
lungen über die agrari:Sche Marktordnung zu 
oft, um eine Pression auszuüben. Aber an 
einer Agrarmarktordnung haben nicht nur die 
Landwirtschaft, sondern auch die Konsumen­
ten ein eminentes Interesse,  denn dieses 
Marktordnungsgesetz enthält ja für die Kon­
Isumenten Zielsetzungen, die sehr wesentlich 
im Interels:se der V/erbraucher liegen. Genau 
das habe ich jetzt wörtlich zitiert, was der 
Herr Bundeskanzler in der Anfragebeantwor­
tung 8 1 6  festgestellt hat. 

Wenn nun, meine Damen und Herren, der 
Herr Bundeskanzler immer wieder mit der 
Frage spielt, ob die Marktordnung,sgesetze 

verlängert werden oder nicht, dann spielt er 
nicht nur mit den Bauern, sondern d a nn spielt 
er nach seinen eigenen Worten auch mit den 
Konsumenten. (Zustimmung bei der OVP.) 
Denn gerade in einer Zeit, in der die Bauern­
schaft bei stagnierenden Erzeugerpreisen 
einem harten Kostendruck ausgesetzt i st, soll­
ten aber berechtigte Forderungen dieser 
Berufsgruppe, deren gesunder Fortbestand 
nach der Feststellung des Herrn Bundeskanz­
lers auch im Interesse der Konsumente n  liegt, 
vom politischen Kuhhandel ausgenommen 
werden. 

Nunmehr, Hohes Haus, muß ich mich mit 
;einer Sache beschäftigen, die eigentlich eines 
demokratischen Kräftemessens völlig unwür­
dig ist, weil sie sich der glatten Unwahrheit 
bedient und natürlich weitesttragende Folgen 
für die Zusammenarbeit der Sozialpartner in 
Osterreich haben kann. Wenn man ständig 
einen Partner, nämlich die Landwirtschafts­
kammern, nach dem Nadelstichsystem einmal 
halb, einmal ganz offiziell, einmal auf Um­
wegen dier unkorrekten Haltung bezichtigt und 
ihnen auf Grund dieser aus der Luft gegrif­
fenen Beschuldigungen /Sogenannte Sank­
tionen in Form von Bundesprüfungskommis­
sionen vor die Nase isetzen will, dann darf 
man sieh nicht wundern, wenn von seiten 
der Präsidentenkonferenz dementsprechend 
reagiert wird und die Frage der weiteI1en 
Mitarbeit in der ParHätischen Kommiss ion auf­
geworfen wird. (Zustimmung ·bei der OVP.) 
Ich frage mich nur nach den AU!Sführungen des 
Herrn . . . (Abg. S e  k a n  i n a: Herr Kollege 
Koller! Ist eine Prüfung so etwas Unange­
nehmes?) Wir wehren uns nicht gegen Prü­
fungen . . . Abg. S e k a n  i n a: 1st euch denn 
eine Prüfung so unangenehm?) Nein, ich er­
kFire Ihnen: Eine Prüfung ist nichts Unange­
nehmes, weil ich Ihnen ansChließend aurs den 
Fakten beweisen kann (Abg. S e  k a n  i n a: 
Also eine Prüfung ist nichts Unangenehmes?), 
daß wir bei Prüfungen nichts zu fürchten 
haben. (Beifall bei der OVP. Abg. 
S e k a n i n a: Wenn Sie nichts zu fürchten 
haben, Herr Kollege Koller, dann lassen Sie 
sich prüfen! - Abg. K e r n : Lassen Sie sich 
prüfen! - Abg. S k r i t e k: Wir haben ja 
nichts zu verteilen!) Wir :stehen auf dem 
Standpunkt der Gleichberechtigung. Dann set­
zen wir bei allen Interessenvertretungen eine 
Prüfungskommisis ion hin. (Beifall bei der OVP. 
- Abg. S e  k a n i n Q: Wir haben ja nichts 
zu verteilen! Das ist ja ein UnterSchied! Die 
Arbeiterkammer verteilt ja nichts! Aber Sie 
verteilen etwas!) 

Herr Kollege 1 Ich verstehe dann nicht, wie 
der Herr Kollege Abgeordneter Tull von den 
"segensreichen Auswirkungen" der Paritäti­
schen Kommission sprechen kann und auf der 

6. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 74

www.parlament.gv.at



282 Nationalrat XIII. GP - 6. Sitz1lllg - 17 .  November 1 97 1  

Koller 

anderen Seite Sie die:se segensreiche Tätigkeit 
dieser KommiSISion geradezu . . . (Unruhe.) 

Präsident Probst: Bitte, hören Sie sich den 
Redner an. 

Abgeordneter Koller (fortsetzend): Meine 
Damen und Herrenl Obwohl die Anschuldi­
gungen gegenüber den Landwirtschaftskam­
mern geradezu ungeheuerlich sind, ist es gar 
nicht so einfach, j emanden zu finden, der die 
Verantwortung dafür trägt. 

Der Herr Bundeskanzler sagte vor einigen 
Tagen in einem Pressegesprädl. im Palais 
Dietrichstein, was die Belangsendung der Par­
te,ien betrifft, so müssen die Initiatoren dafür 
zur Verantwortung gezogen und einer Kritik 
unterzogen werden und nicht die Regierung. 
Wie wenn der Herr Regierungschef nicht zu­
gleich Bundesparteiobmann der SPO wäre. 
(Bundesminister Dr. A n  d r 0 s c h:  Vorsitzen­
der!) Oder Vor-sitzender, ja.  

Was die konkrete Frage betrifft, sagte der 
Herr Bundeskanzler, nämlich die Anschuldi­
gungen gegen die Landwirtschaftskammern, 
so habe er iSchon vor den Wahlen gegen diese  
Praxis massive Vorwürfe erhoben, und bis 
jetzt habe er keinen Grund, diese Vorwürfe 
zurückzunehmen, bevor er nicht anderweitig 
informiert sei, denn die Unterlagen habe ,er 
ja vom Herrn Landwirtschaftsminister erhal­
ten. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wer ist nun wirklich für die:se Kampagne 
gegen die Landwirtschaftskammern verant­
wortlich, und was ist der tiefiere Grund und 
die ' Ursache, warum man jetzt auf ,einmal 
einen Sozialpartner, der in der "Paritätischen" 
segensreich mitarbeitet, so angeht. (Ruf bei 
der SPO: "Segensreich" ? Preiserhöhungen!) 
Hier, meine Damen und Herren, fehlt uns das, 
was jetzt so modern geworden ist, nämlich 
die Transparenz. AUe diese Dingle Isind etwas 
durchsichtig. 

In den Belangsendungen wurde zum Beispiel 
noch am 8. November vorgeworfen, daß von 
den 83 Millionen Schilling, die die Bundes­
reg,ierung für die Vergütung der Treibstoff­
kosten zur Verfügung gestellt hat, in Tirol, 
Kärnten und Steiermark kein Gro.schen an 
die Bauern ausbezahlt wurde. (Der P r ä  s i­
d e n  t übernimmt wieder den Vorsi tz.) 

Meine Damen und Herren! Wie sieht nun 
die Wirklichkeit aus? - Zwei Beisp.iele :  Die 
Tiroler Landwirtschaftskammer hat am 7. Juli 
den Auszahlungsbetrag angewiesen erhalten, 
sie mußte 1 8 .000 Einzelfälle durchrechnen, 
listenmäßig erfassen und hat am 22. September 
die Beträge an die zuständi,gen Kassen über­
wiesen. (Zwischenrufe bei der SPO.) Wenn 

der Bewertung,serlaß . . .  (Weitere Zwischen­
rufe bei der SPO. - Gegenrufe bei der OVP. 
- Der P r ä  s i  d e n t gibt das Glockenzeichen.) 
Es ist auCh. kein Zinsenerlaß des Landwirt­
schaftJsministeriums in dieser Richtung b.1sher 
an die Kammern hinaus'gegangen. Ich bitte 
Sie ,  sich an Ihren Herrn La'lldwirtschaftsmini­
ster zu wenden, wenn Sie glauben, daß Sie 
siCh. hier benachteiligt zu fühlen haben. 

In der Steiermark dasselbe, meine Damen 
und Herren: Am 15 .  Juli wurde vom Mini­
sterium der Betrag angewiesen und im Laufe 
des Monats August, also knapp fünfeinhalb 
oder sechs Wochen später, ausbezahlt. Es 
waren 50.000 EinzelfäHe zu berechnen, zu 
überprüfen und in Listen zu erfalSsen. 

W,ie diese Beispiele also zeigen - und es 
wurde sofort in den landwirtschaftlichen Mit­
teilungen verlautbart, daß nämlich die Be­
träge an die zuständigen Kas!sen angewiesen 
wurden -, entspricht es nicht den Tatsachen, 
daß im November kein Groschen an die 
Bauern ausbiezcrhlt wurde. 

Das Urheberrecht, das möchte ich eindeutig, 
meine Damen und Herren, feststellen, und ich 
bitte Sie, sich zu beruhigen, das Urheberrecht 
und die Durchführung für den Ausspruch : Kein 
Groschen .für die Bauern ! ,  bleibt schon dem 
Herrn Bundeskanzler erhalten, und den neh­
men ihm die Interessenvertretungen nicht ab. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. K e r n:  Das 
ist ja nicht die erste Unwahrhei t, die er ge­
sagt hatt) 

Er läßt s.ich das Urheberrecht auch gar nicht 
nehme'll, denn er hat ja gerade im gestrigen 
Pressegespräch, wo es um die berechtigten 
Milchpreisforderungen als AUlSgleich für die 
Pr-eissteigerungen gegangen ist, w,ieder be­
hauptet, daß bei der Milch für die Agrarier 
nichts drinnen sei, al:so neuerlich kein Gro­
schen, meine Damen und Herren. (Abg. 
B 1 e c h a: Dafür kriegt Ihr um 37 Prozent 
mehr! Das ist der Gipfelpunkt der Demagogie! 
- Weitere Zwischenrufe bei der SPO und 
Gegenrufe bei der OVP.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Damen und Herren !  Bitte wollen Sie 
den Redner aussprechen lassen I Vor allem 
gibt es ja noch eine ausführliche Debatte zu 
diesem Spezialkapitel. - Bitte, Herr Abgeord­
neter. 

Abgeordneter Koller (fortsetzend) : Herr 
Kollege I Wie im Leben, so ist leS auch Jn der 
Definition für Demagogie - es ist alles relativ. 
Wir :sind ;in dieser Hinsicht halt nicht einer 
Meinung. Das tut mir :sehr leid. (Ruf bei der 
SPO: Ihr seid ja vergeßlich!) Nein, wir ver­
geS!sen nicht. Wir vergessen ViieIes nicht. 
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Ich möchte zur heutigen Fragestunde auch 
noch etwas konkret feststellen, meine Damen 
und H erren. Die buchmäßigen Unterlagen 
interessieren ja anscheinend den Herrn Land­
wirtschaftsminister auch nicht, wie aus der 
heutigen Fragestunde hervorgegangen ist. 
Auch dann nicht, meine sehr verehrten Herren 
von der Regierungspartei, wenn, wie aus dem 
Kontrollausschuß dler steirischen Kammer vom 
8. November 1 91 1  eindeutig hervorgeht, auch 
der :sozia listi'sche Landesobmann des Land­
volkes diese buchmäßigen Unterlagen be­
stätigt hat.  

Der Herr Minister Weihs hat  in der Frage­
stunde behauptet, daß einem Bauern aus dem 
Bezirk Liezen erst Ende Oktober - so, glaube 
ich, hat er gesagt - die Treibstoffbeihilfe 
ausbezahlt wurde. Ein Einblick - das möchte 
ich feststellen - in die buchungsmäßigen 
Unterlagen der steirischen Landwirtschafts­
kammer hätte den Herrn Minister überzeugen 
können, d aß am 3 1 .  AugUJSt 1 91 1  der Betrag 
von 3 ,640.000 S, zusammengefaßt in Einzel­
Hsten, an die 29 Kassen, die für die Bauern 
des Bezirkes Liezen zuständig sind, von der 
Kammer überwiesen wurde. 

Alles andere, meine Damen und Herren, 
was in diesem Zusammenhang ..aus diesen 
oder jenen durchsichtigen oder weniger durch­
s ichtigen Gründen hier behauptet wurd�, ent­
spr.icht nicht der Wahrheit und trifft nicht die 
Kammer. (Abg. K e r n :  Man könnte auch 
sagen Lüge!) Ich empfehle daher dem Herrn 
Minister, sich bei ISieinem sozialistischen Land­
volkJsob m a nn, Abgeordneten Preitler, in der 
Steiermark, der bei der Untersuchung im 
Kontrolla u sschuß der Kammer diese Anschul­
di9ungen als haltlos bestätigte, zu informie­
ren. Ich hoffe, daß er sov:iel Verbindung zum 
Obmann :seiner Bauernorganisation hat. Viel­
leicht abe r  hat er mehr Verbindungen zu einer 
anderen K ammer. (Zwischenruie bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Lassen S i e  mich abschließend vom Standpunkt 
der Landwirtschaft folgendes sagen : Der Herr 
Finanzministe r  hat in seiner Budgetrede zum 
Thema Landwirtschaft nur ein paar Rosinen 
herausgezupft und nicht mehr. Er hat aber 
nicht von den vielfachen Belastungen und 
Preissteigerungen, die diJe Landwütschaft be­
treffen, ge:sprochen. So sind allein die Weg­
baukosten .im letzten Jahr zwischen 18 und 
20 Prozent gestiegen, und das alles ist im 
Budget kaum berücksichtigt. Es sind die Trak­
tor- und Landmaschinenpreise Isowie der Bau­
kostenindex in die Höhe geklettert, und es 
ist im letzten Jahr laut land- und forstwirt­
schaftlichem Paritätssp,iegel die Indexdifferenz 
zwischen landwirtschaftlichem Einkommen 
und Ausgaben um 9,2 Punkte auf 1 9,5 Punkte 

gestiegen. Das jst eine Steigerung, die traurige 
Einzelheiten für die LandwirtsChaft zeigt, weil 
es eine Steigerung ist, die es bis jetzt noCh 
nicht gegeben hat. (Rui bei der SPO: Das hat 
der Mussil gemachtf) Der MUSlSil hat den 
DiJeselpreis nicht erhöht. (Zustimmung bei der 
OVP.) Denn die Regierung hat die Budget­
ansätze f.estgelegt, die Regierung hat die 
Düngermittelpreise erhöht, die Reg.ierung hat 
die Treibstoffpreise erhöht und alle diese 
Dinge mehr. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Wenn dann der 
Herr Bundeskanzler geradezu noch Sorge hat, 
daß die Bauern durch das landwirtschaftliche 
Geno5'senschaftswesen angeblich in eine neue 
Art der Knechtschaft gebracht werden sollen, 
!So ist das eine Sorge, die wirklich überflüs.sig 
ist. D e nn uns Bauern macht das, was seine 
Agrarpolitik uns auferlegt, wesentlich. mehr 
Sorgen, das können Sie mir glauben. (Beifall 
bei der OVP.) 

Aber ebenso bereiten uns auch die Pläne 
des H e rrn Landwirtschaftsministers Sorgen, 
nämlich die Eigenstänwgkeit demokratiJsCh 
gewählter Einrichtungen durch aufdiktierte 
Räte und Prüfung1skommissionen anzuknab­
bern. (Abg. S c  h i e d e r: Da lachen ja selbst 
Ihre Hühner, Herr Kollege!) 

Allzusehr von Fachkenntnis, Herr Kollege, 
sind S i e  in dieser Frage nicht gepeinigt, sonst 
hätten Sie diesen Zwischenruf niCht gemaCht. 
(Neuerliche Zwischenrufe bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Meine 'sehr verehrten Damen 
und H erren! Ich freue mich abschließend 
wirklich, daß . . . (Neuerliche Zwischenrufe bei 
der SPO und Gegenrufe bei der OVP.) Ich 
freue miCh - abschließend möchte iCh das 
feststellen - wirklich, daß es gelungen ist, 
in der Agrardebatte zum Budget hier iin diesem 
Haus eine solChe Bewegung zu erzeugen, 
denn, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, entWleder i:st es das schleChte Gewissen 
oder es gilt das Sprichwort: Die 'SchleChtesten 
Früchte sind es nicht, an denen die Wespen 
nagen. (Beifall bei der OVP.) 

Man versäumte von Iseiten der Regierung 
keine Gelegenheit, um zu sagen, wie sehr man 
sich um die Bauern kümmert. Abgesehen 
davon, meine Damen und Herren, daß es j a  
ohnedies z u  den selbstverständlichen Auf­
gaben einer Regierung gehört, für alle Grup­
pen das Optimalste zu tun, ist es gerade im 
Falle der  Landwirtschaft völlig unangebraCht, 
sich deswegen einen GloriensChein umzuhän­
gen, denn dieses Kümmern um uns Bauern 
hat UIlJS den höchsten Dieselpreis EuropClJS ge­
bracht und in diJesem einen Fall 1 80 Millionen 
gekost e t !  (Zustimmung bei der OVP.) 
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Koller 
Für die Landwirtschaft soll nach der Budget­

rede und nach der Regierungserklärung nun 
alles besser werden als früher. Dies zu be­
weisen, wird allerding's gerade bei uns, die 
wir das Gegenteil am eigenen Leibe spüren, 
sehr tschwer sein. Oder halten Sie von dler 
Regierungspartei es etwa für ein gerechtes 
und ausgewogenes Verhältnis, wenn Sie j etzt 
zum zweiten Male ein Budget vorlegen, dessen 
Gesamtansatz um rund 10 Prozent .gestiegen 
ist, während der agrarische Anteil an diesem 
Gesamtbudget außer kosmetischen Korrektu­
ren und Verschiebungen keine wesentliche 
Steigerung aufweist? Sie brauchen nur im 
Budget nachzulesen, dann werden Sie das ISO­
fort sehen. (Abg. Dr. T u  1 1: Es sind 300 Mil­
lionen mehr!) Ja, Verschiebungen, 300 Mil­
lionen minus dem anderen, was gestrichen 
wurde I Ist das etwa einer zehnprozentigen 
Steigerung des Oe:samtbudgets aliquot? Ich 
bitte, mir diesen Beweis zu liefern ! Die Aus­
sagen der Bundesreg.ierung und ihr Handeln 
in der Agrarpolitik stehen 'damit im krassen 
Gegensatz zur Gestaltung dieses Budgets und 
damit zur Wirklimkeit. 

Meine Damen und Herren! Ich mömte zum 
Abschluß wüklich die Frage stellen, und diese 
Frage steht auch hier im Raum : Welches 
Interesse hat denn die Regierungspartei, uns 
Bauern auf Umwegen zu "Fußmaroden" dieser 
Industriegesellschaft zu machen? (Beifall bej 
der OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner zum Wort 

chaos g anz sich·er nicht durch v·erstärkte Tätig­
keit im Straß'enhau gelös,t w,erdoen kann, sosehr 
sich der Kolleg.e Horr .auch über die ver­
stärkt·e AktivHät ,auf dem Bausektor gefreut 
hat, denn di'e ISteigerunqen von 12 Prozent, 
die hier tangeführt worden sind, müssen mit 
einem "Deflator" von 7 Prozent korrigiert wer­
den, damit man di·e 'echten Steig·erungen fest­
stellen kann. Damit bin ich bei einem Aus­
druck, der im Par,lament meines Wissens bei 
der R,egierungs-e.rklärung des Herrn Bundes­
kanzlers zum erstenmal g'efallen ist und der 
mir, obwohl ich ,glaube, v,on wirtschaftlichen 
Problemen .einiges ,zu verst.ehen, nicht geläufig 
war. Ich habe daher ;in mehrer,en ·Lex·ika mach­
gesehen und dor.t 'zwischen "Deflation" und 
"Deflonation" nimts igefunden. Die T,atsache, 
d.aß di·eser Ausdruck. "Defl.ator" 'so neu ist, 
veranlaßt mich zu der Uberlegung, ob hier 
etwas dahinte.rsteckt, ob damit 'etwas beschö­
nLgt wterden soll. (Ruf bei der OVP: Sicher 
etwas Unanständiges!) BH:te, .die Frag·e ,der 
Defloration ,g·ehört Zlweifellos in das Kapitel 
F.amiUenpolitik, das muß ein and·er.es Mal dis­
kuUer,t werden. In ·diese.r Richtung bedarf ich 
auch keiner Au�klär:ung durch den F.inanz­
minister, ·aber über den tDeflator möchte ich 
doch ganz .gern einiges wiss·en. Mir ist auf­
gefallen, daß der Deflator die ·tatsächliche Ab­
wertung dadurch beschönigt, daß er in hund,ert 
und oicht auf hunde.rt g,er,echnet wüd, also 
immer etwas niedr,jg.er ist als das, w,as nor­
malerweise als Wert der lnfl.ation bezeichnet 
würde. gemeldet ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Han-

reich. Ich erteile es ihm. Nun, welche Schlüsse sind aus der Einfüh-
rung des :Begriffe.s "Deflator" für ·den Vergleich 

Abg,eordneter Dipl.-Ing. Hanreieb (FPO) : der Position der ,östeHeichischen Wirtschaft 
Herr Präsident! IMeine Damen und Heuen I 
Ich möchte , bevor ich ,auf den eig·enUichen 
Teil meiner Vorstellungen zum Budget ein­
g'ehe, zu den Ausführungen des Her·rn Kolle­
gen T.ull nom :ein 'Paar Wort·e sag·en, und 
zw,ar vor alLem deswegen, weil es iIIlich wurmt, 
daß das magi.sche 'Dreieck. der Wirtschafts­
politik, nämlich W,achstum, Stabilität und Voll­
be.schäftigung, .immer wi·ede·r beschwor·en wJrd, 
so, als wär·e es mögl'ich, .aUe di.ese dr,ei Forde­
rung,en .g,leichzeiti.g vollständig 'Zu ·erfüHen. 
I ch .glaube, ·es muß gesagt werden, daß es bei 
diesen dr·ei wichtigen Punkten .der Wirtsch·af,t.s­
poliitik ,immer nur möglich ist, den einlen 
besser und -die ,anderen dafür etwas schlecht·er 
zu erfüllen. Man hat das Gefühl gehabt, und 
das hat sich ,auch bei de·r Budgetred'e und in 
der Rte.gier;ungsel'klärung ,ge·z·eigt, daß j,etzt die 
perfekte ILösung :gefunden worden ist, diese 
dr:ei Komponenten der W,irtschaftspolitik 
extrem optimal .aufBinander abzustimmen, und 
das 'ist nicht der Eall. 

Ich möchte rw,eiterhin saglen - zu leinem 
Detail, zuge:gebenermaßen -, 'daß das Auto-

innerhalb Europas ;gezogen worden? Es wurde 
gesa,gt, daß sich ,in Os,t.erreich der Deflator 
um 1 Prozent verändert häHe, er sei um 1 Pro­
z·ent 'größer geworden, di'e ,Inflation sei UiIIl 

1 Prozent gewachs�m. Nicht 'gesagt wurde ,  daß 
in den Niederlanden der Defl.ator um 1 ,5 Pro­
z·ent gesun:kJen ist, das heiß,t, daß di.e Nieder­
l.ande ihre Position um 1 ,5 IPro.z·ent rverbessern 
konnt'en. Ich hin der Auffassung, daß wü 
Osterr.eicher ,es uns leistten können, uns an 
den best·en Staaten 'Europas zu orientier'en, 
und ·e.s nicht nobwendi.g haben, :uns unter 
"ferner lieflen" einzustufen. Ich glaube, daß 
wir mit unserer iWirtschaftspolitik dm Hin­
blick .auf den 'Wohlst.and in Europa nach wie 
vor Nachzügler sind. Diie 'Fr.eiheitliche P,artei 
ist der Auff,assung, daß tder Wohlstand nur 
durch Leistung venn:ehrt wierden kann und 
daß daher die Leistung in aUen ;ß.ereicben 
gefördert werden muß. Leistung und Wohl­
stand .für .alle, das wird im Zus.ammenhang 
mit der Vermögensbildung für alle noch ein­
mal ·ein leig,enes Thema .sein, hei dem .auf die 
Kapit,alhildung heim ,einz·elnen unter fmier 
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Verfügbarkeirt größt,er Wert zu leg.en sein 
wird. 

Was tut nun d.as IBudget 1 972, was trägt es 
dazu bei, um unsere Position innerhalb Euro­
pas zu v,etbessern ? Zuerst ni·mmt 'es eine 
Inflation, die .uns bevorsteht, als ge.geben an. 
Wenn di·e Gesamt.a'Usg,ahen um 1 0,9 Prozent 
wachs,en, wie zueTst in der Budgetrede angege­
ben wurde, und ein reales Wachstum von 
4 Pmzent prognostiziert wird, so ist da eine 
Differenz von 6,9 iP.rozent. naß man dann 
auf Grund der ,Einschätzung des,sen, was in 
diesem Jahr übrigbl-eiben w.ird, den Zuwachs 
nominell auf 8,8 Proz,ent :g,eändert hat und 
damit "nur" mehr ,eine 5prorentig·e Inflation 
als selbstv.erständlich in das Budget einbaut, 
macht die Sache um nichts besser. Wo, Herr 
Finanzminist.er, .frage ich Sie, bleibt 'denn der 
K.ampf gegen die Armut, wenn dtese Inflation, 
als seihstverständlich eingebaut, die Ärmsten 
am stärksten itrifft, wie Herr BundeskanzLer 
Dr. Kr.eisky ganz richtig bemerkt hat? Da 
scheint mir eine Differenz Zowischen der R,egie­
rungserklärung mit der Forderung nach 
"Kampf der Armut ! "  und dem Budget des 
Herrn Finanzministers zu sein. 

W'o sind die Maßnahmen zur Sicherung 
steig,ender Lohneinkommen, wo doch d·ie Lohn­
kost.en gering bleiben müssen, w,i'e der Herr 
Finanzminister in seiner Budgetrede sehr rich­
Hg vermerkt hat, w.enn auf der anderen Seite 
verlangt werdten muß, daß die Steigerung 
unserer Löhne stänker se-in .sollte .als in den 
übrigen Staaten Europas? 

In .dies,em Zus,a'mmenhang muß ich auf die 
Äußerungen des Herrn Kollegen Horr ein­
g·ehen und thm s a.g·en, daß wir Freiheitlichen, 
sos,ehr wir dafür sind, daß sich beim einzelnen 
Ba:uarheiter der Lohn, ,den ·er ,auf di'e Hand 
bekommt, spürhar verbesse:r;t, nicht tolerier,en 
ikönnen, daß .die Lohnnebenkosten weiter st'ei­
g,en und daß durch Nebeneinkommen inner­
halh der BauwirtschaH, durch Verbesserungen 
beim Urlaubszuschuß und ähnliches (Abg. 
S k r j t e k: Sind Sie gegen einen verbesser­
ten Urlaubszuschuß?) - Moment, Herr Kol­
lege, lassen Sie mich ausreden! -, die Ver­
gleiche ,zwischen den Einkommen der Unselb­
ständig,en inIl!erhalb Osterreichs und ,außerhalb 
OsterIleichs weiter erschwert werden. (Zustim­
mung bei der FAO. - Abg. S k r i t e  k: Sie 
sind also gegen die Verbesserungen der 
Sozialpolitik, das genügt schon!) 

Herr Kollege ! D arf ich Ihnen dazu folgendes 
sagen: Ich bin der Auffassung, daß sich Sozial­
poHtik dort ,am deutlichsten manifestiert, wo 
der einz·elne möglichst vi'el zur ,eig·enen Ver­
fügung ·auf die Hand hekommt. Es is.t dem 
einzelnen nicht damit gedient, daß in 

ir.gendeiner ,Form so nebenbei und unsichtbar 
für den einzelnen etwas gegeben wird. Der 
mündige Staatsbürger in Osterreich hat durch­
aus das Recht, klar zu sehen, was er an Lohn 
bekommt. Man muß ihm seinen Lohn nicht auf 
dem Umweg über angehobene Lohnneben­
kosten vermitteln. (Beifall bei der FPO und bei 
Abgeordneten der OVP.) 

W:ir Freiheitlichen haben vor .der Wahl 
einen Katalo:g von Forde rungen v.org,ehracht, 
in dem wir den W,eg der österreichischen Wirt­
schaft nach Europa beziehungsweise unser·e 
Vorstellungen 'da.von präzistert haben. Dar­
,unter fällt di,e Beseitigung .aller Wirtschafts­
und Anpassungshemmnisse ;und ,ein. Wettbe­
werbsklima, das ·es der 'Wirtschaft ermöglicht, 
sich auf den großen Gemeinsamen Markt mög­
lichs1 gut vorzuber·eiten. Wir hahen auch ge­
fordert, daß die Umstrukturiterung,en wesent­
lich ·erleichtert und v,erbessert wer,den, und 
wir hahen groß,en Wert auf die Forschungs­
förderung und auf den Umweltschutz gelegt. 

Zu .dieser Problemstellung, besonder,s zur 
Frage der Forschungsförderung, muß aber 
eines ganz deutlich gesagt werden : Das Budget 
sieht zwar beträchtliche Steigerungen vor, 
immerhin 40 Prozent. Wenn man sich die 
Prozentziffer vor Augen führt, dann, muß man 
zugeben, ist es eine sehr ordentliche Zahl. 

Wenn Sie das ,aber mit dem :KJonzept des 
Bundesministeri:ums ,für Wissenschaft ;und For­
schung vergl,eichen rund nun ,ahsolute Ziffern 
miteinander ver.gleichen, nämlich das, was 'Sich 
das Bundesministe,rium für 'sein Forschungs­
konzept ,erwartet ,  mit dem , was ihm tatsäch­
lich :geboten wird, dann muß ;ich Ihnen s,a,g,en, 
daß hier nur 'etwa 65 Proz,ent ,der Forderungen 
erfüllt werden. lDas ist ,eindeu1ig nicht genug, 
um uns'er Ziel 'einer verstäIikten Impulsgebung 
mr die weiter,e Entwicklung der WirtschaH 
über die Forschung ,zu erreichen. Solche Pro­
zentsä:tzie, w,ie 40 Proz'ent, sch,auen wunderbar 
,aus, wenn vorher nichts dag,eweS'en ist. Es 
s'teht f,est, im vortgen Jahr war zuwenig da! 

Meine Damen und Herren! 'Wir Fr,eiheit­
lichen .sind auch für eine Chancengleichheit 
der verstaatlichten ·Industrie und für gleiche 
WeHbewerbsbedingung'en mit der IPrivatindu­
strie 1mmer eingetl'eten. Wir iglauben, daß 
keine polittische Einflußnahme ·auf die Ge­
schäftsführung 'erfolgen soll. Wir ig,est'ehen 
aber �u, daß man über die Fr'ClJge der V,ertei­
lung des wirtschaftlichen Erfolges ,aus ver­
sta,atlichten Industr1ebetdehen unter politi­
.sehen Gesichtspunkten rumind'est reden kann. 
Um das klarzusbeUen und um klare Abgren­
zung'en zu schaff,en, Iglaube ich,  daß man sich 
auch überlegen wird müss,en, an der Str.uktur 
des Budgets v,er,einZrelt Änderungen vor,zu­
nehmen. 
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Ich glaube, man sollte zum BeLspiel die 
LBer.gbauernbilf.e echt .als -das dekLarieren, was 
sie wirk,1ich i:s·t, nämlich .aLs ,eine Maßnahme 
zur Förderung des Fremdenv>erkehrs, um 
sicherzustellen, ,daß der Fremdenverkehr wei­
terhin dadurch ;am Leben und helebt erhalten 
rund .gefördert werden kann, daß di,e Bauern 
die Landschaft schützen .und pfl.eg·en. Zu di-eser 
Erkenntnis sind wir 'inzwischen gekommen. 
M,an sollte das auch kLar aussprechen, und 
man 'sollte daher innerhalb .des Budgets dies­
bezügliche Umstellung·en tr·effen. (Zustimmung 
des Abg. K e r n.) 

Ich bin nicht der Meinung, daß es richtig 
-ist, die Bauern weiterhin als Almosenempfän­
ger hinzustellen, die subventioniert werden 
müss'en, ohne klarzustellen, welch·e Aufgaben 
si,e dafür zu übernehmen haben und auch über­
nehmen. (Zustimmung des Abg. K e r n.) 

Eine weiter Änderung, glaube ich, müßte 
im Ber·eiche der Stützungsmaßnahmen für den 
Kohlen- und den ,Buntmetallber.ghau goef:unden 
werd,en. Dies·e he'iden Bereiche hahen .auch 
von der ILandesv·ert'eidigung her ge sehen einen 
wesentlichen Charakter, eine wesentliche Auf­
g.abe. Ich glaube daher, daß man <bewußt sa·gen 

müßte, daß es .sich hier um ,eine Aufg,a:be 
der wirtschaftLichen ILandesverteidigung han­
delt, und so sollt·e das .auch budgetiert werden. 

Von wegen wir,tsmaHlich,er LandesV'ertei­
digung. Herr 'Finan:mnini'ster l Ich hin an das 
Budget mit dem notwendigen 'Ernst heran­
gegangen. Ich habe mich bemüiht, einen echten 
Uber'blick über d.as ,Budg,et zu gewinnen. Ich 
bin mir als Staatsbürg.er ,auch bewußt, daß der 
Landesverteidigung 'innerhalb des Staa-tes ein 
entspr'echendes IM.aß ,an Bede.utung heig,emes­
sen werden muß . 

Wenn ich abm im Kapitel Wirtschaft unter 
wirtschaftlicher ILandesV'erteidi·gung ,einen Be­
trag budgetier,t find'e, der schlicht als lächerlich 
bezeichnet w,emen muß, dann, Herr Finanz­
minister, frage ich mich, ob man ein Budg.et, 
das eine solche Schwäche ,aufweist, überhaupt 
ernst nehmen darf. Ich möcMe Ihnen erläutern, 
wa·rum. 

,oie wirtschaftliche Landesverteidigung hat 
di,e Aufg,ahe, di,e Lag,erhaltung für den Krisen­
.fall zu sichern ,und teilweise zu finanzier-en. 
Nun hat man über di.eses Thema schon sehr 

viel gehört und Igelesen. Trotzdem is1 im 
J.ahre 1 970 dieses :Budg,et mit sag,e und schr·eibe 
1 0.000 S dotiert .g-ewesen. Dav'Ün sind 1aut 
Rechnungsabschluß ganze 2000 S für einen 
Druckauftrag an di,e Staatsdrucker,ei ·ausge­
g,eben worden. 

Meine Damen und Henenl lIeh mache mich 
€I1bö1ig, den :Budg,etposten des heurigen Jahres 

aus der e1g,enen T.asche um 1 00 Prozent aufzu­
stocken, wenn von den heute hudg,etierten 
8000 S wieder.um nur 20 Pro z·ent , das sind 
1 600 S .ausgeg,eben werden, g.anz abg,esehen 
davon, daß di'ese Post Jeder vernünftigen !Be­
tr.acht'llng -der wirtschaftlichen Landes'Verteidi­
gung leinf.ach hohnspricht und nicht toleriert 
werden kann. (Beifall b ei der FPtJ. - Abg. 
S u p p a n: Was wÜflde der Herr Finanzmini­
ster da sagen, wenn Sie das aus eigenem 
machen?) 

Ich möchte nun ,auf di.e weHere.n Pos'ten 
des Kapitels W,irt:Schaft ,eing'ehen. (Zwischen­
ruf b ei der tJVP.) Nicht das g·anze Landesver­
teidi.gungsbud\get will ich ,aufstocken, ab.er der 
Be.:reich der wirtscha'ftlichen 'Landesverteidi­
guny, wo das ande:re ohnehin so .schlecht be­
handelt wird, müß,t'e etwas veIibessert werden. 
(Abg. M i t  t e r  e r: Es WiIid nicht mehr lange 
dauern und Sie können es allein zahlen!) 
Deswegen -sagt,e ich das j,a. ,Ich darf jetzt zu 
den weiteren Zuschüssen und den wei1eren 
Förderungsmaßnahmen kommen, die den Oe­
we:rbebetrieben im Budget ,entgegeng'ebracht 
werden. 

In di,eseun Zusammenhang habe ich folgende 
F1eststellung gemacht: Die Zuschüsse .g,emäß 
Gew.erbestruktur:vlerbes�erungSJgtesetz sind 
wesentlich unter dem Durchschnitt gestie.gen, 
nämlich nur um 2 ,5 Proz,ent. 

In diesem Zusammenhang ist mir ·ein wei­
ter·es F�tum ,auf.gefallen und ,einte weitere 
Tatsache bewußt geworden, die heute ISchon 
mehrmals ins Gespräch ,g.ebracht worden ist . 

\Es .ergibt sich in dieser P,Qsi,tilQn .folgende Ver­
änderung : Während die K,ammern im Jahre 
1 97 1  12 Millionen Schilling aus dem Titel des 
Gewerbestruikturv.erbesSoerungsg.esetzes zur 
V,er:teilung bekommen haben, macht dies'er 
Betrag im Budg,et 1 972 1 000 S aus.  T,rotzdem 
ist der Gesamtbetrag ,angewachsen, das heißt, 
'es hat sich 'hi'er ·eine Ver,schi,ebung von -der 
Verteilung durch Intel'essenv,ertretungen ,auf 
di'e Verteilung .durch das Ministerium ergeben. 
Ich würde gerne wissen, was diesen Vor.gän­
gen zugrunde liegt, und, da dals auch im Be­
reich der Landwirtschaft der Fall ,ist, würde 
ich gerne wiss'en, wo der Herr Finanzminister 
mit dieser Verschiebung der Finanzen hin­
möchte. Darüber hätte ich gerne Auskunft er­
halten. 

Auch die Investitionsför,derung ist v-erhält­
ni'smäßi'g w,eni,g angestiegen, nämlich um 
3 Prozent. nie Förde:rungsausg,aben betr,ag,en 
im Vergl.eich zu 1970 1 972 nur einen gering'en 
T,e.il, denn 1 970 sind für diesen Zw,eck 1 27 Mil­
lionen Schilling vor.gesehen gewesen, während 
di·esmal nur 74,5 Millionen Schilling zur Ver­
fügung stehen, wa-s immerhin gegenüber dem 
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ver,g,angenen Jahr noch einer Steigerung von den Fragen des iBer.gbauern-Sonderprogramms 
3 Proz·ent entspricht. bef.aßt hat. 

Di,e weiteren wirtschatfts.fördernden Gesichts­
punkte des Budgets ,finden sich .außerhalb des 
Kapitels Wirtschaft, vor allem im Hinblick auf 
die Bauwirtschaft und dami·t auch auf das 
Baune beng,ewerhe. 

Zur :Fra:ge der ,konjunkturellen Auswirkung 
des Konjunktur,ausgleichsbudg.ets wind noch 
separat zu sprechen s,ein, und mein Kollege 
Stix wird sich sicher mit der b ekannten Akri­
bie die'S-es Pr:oblems annehmen und hier zwei­
fellos auch dar.auf hinweisen, daß mit 'einem 
Korujunkturausgleichsbudget der Tatsache 
nicht Rechnung getra,gen werden kann, daß, 
wie Herr 'Prof.essor Kor,en 'gan.z richtig .gesagt 
hat, die Konjunkturentwicklung sehr differen­
ziiert s ein kann und man daher sehr gezielt 
mit Stützungs- und Hilfsmaßnahmen oder eben 
mit verstärktJen Ausgaben eingreifen müßte. 
Ich fra-ge mich ,aHerdings : Wo sind in diesem 
Budget nun wirklich für die gewerbLiche Wirt­
schaft die stimulierenden Effekte? Wo st'eckt 
hier wirkhch der Antrieb, zum Bei,spi'el in 
Richtung v,erstärkt,er Umweltschutz innerhalb 
der Industrie und innerhalb ,des Gewerbes 

W,as nun die Beiträ'f},e der OVP-Abg,eord­
neten Koller .und des Herrn Klubobmannes 
der Volkspartei, Prof'essor D r. Kor,en, betrifft, 
möchte ich -folgendes sage n :  Meine Damen 
und Herren! Der Kollege KoUer hat hier all 
das , was uns ja schon sehr bek.annt ist, wieder 
einmal in .Form einer neuen Pl.att,e aUJfg,elegt. 
Er 'S,agte, di.e La,ge ,der Landwirtschaft sei be­
ängstigend. Die Lage der Landwirt'Schaft ist 
beängstigend, seit es 'eine sozi alistische Regie­
rung gtbt, ,glauben Sie ?  Wo waren Sie denn 
in den 25 Jahren der OVP-'Politik? W,as haben 
Si,e ,denn getan? (Beifall bei der SPO.) 

Meine slehr geehrten Damen und Herren I 
Ich möchte j etzt ,einmal ,Ihre Abg,eordneten 
sehen, wenn Sie .auf di,ese r  Re.gier.ungshank 
einen Finanzminister, eine n ILandwirtsch,aHs­
minrster sitzen hätten, d e r  im G rünen Plan 
weit mehr als 1 MilHardoe S chilling zur Verfü­
gung stente. W.as würden Sie da für Freuden­
tänze aufführen! Wir werden nicht übermütig. 
W'ir wiss·en ganz ,genau, 'wie ,schwierig die 
Probleme der Landwirtschaft sind, und sind 
j ederzeit bereit, gemeinsam diese schwierigen 

tätig zu werden, Isei es,  um die e igenen Werke Probleme, wenn auch Sie das wünschen, zu 
im Hinblick auf ihre Umweltfr,e undlichk,eit zu meistern. 
verbesse rn, sei ·es, um umw,e ltfreundlich,ere 
Produkte zu 'entwickeln? 

Wir werden zwe.ifellos jed e s  einzelne Kapi­
'tel ·einer sehr genauen und s achlichen Uber­
prüfung unterziehen müssen, und eine Ent­
scheidung zu jedem 'einzelne n  Kapitel des 
Budgets wird erst nach einer präzisen Prüfung 
möglich sein, die wir Fr,e iheitlichen Uffi'SO lie­
ber dur chführ,en, als wir ber eit sind, jeden 
Vorschlag :und jede Unterlag'e ,auf ihr,en sach­
lichen Inhalt .und .auf ihr,e p ositiv.e Auswir­
kung zugunsten des .ö.sterreichischen Volkes 
zu überprüfen , :(Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächster R e dner ist der Ab­
geordnete Pfeifer gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Pfeifer (SPO) : Herr Präsident I 

Hohes Haus ! Das Kapitel Land- und Forst­
wirtschaft wird wie aUe üb r iog:en Kapitel j a  
gesondert wtLhr,end >der Budg.etdebatte behan­
delt 'Werden. Ich möchte auf einige Redner 
der beiden Oppositionsparteien , die sich mit 
den Fra·gen der Landwirtschaft befaßot hahen, 
g,anz kurz replizier,en. 

Ich möchte :erstens einm a l  sa.gen, daß der 
Kollege HallT,eich von der Freiheitlichen P,ar­
tei Ost.eneichs - das ist mir auf.g,efallen -
der erste Oppositionsr,edner war, der sich in 
seinem Beitra.g üher Fragen der Landwirtschaft 
echt s achlich von seiner W,art;e aus ,auch 'IDi,t 

Daß Herr Kollege Kolle r  - ich möchte nur 
auf ·eine.s, w,as mir nicht unwesentHch und 'auch 
nicht .ganz ungefährlich e r,schienen isot, repli­
zieren - mit den Bundesprüf.ungskommissio­
nen keine Freude hat, ist mir vollkommen ver: 
ständlich. Es ist Ihr .gutes Recht , beinhart da­
ge.gen zu kämpfen .und zu s agen : Wir brauchen 
diese Bundesprüfungskommissionen nicht ! · 
Aber nehmen Sie zur K enntnis, meine sehr 
verehrten Damen und Herren der Volkspartei 
- ich Isage das auch eingedenk der Situation, 
daß auch wir sozialistitschen Abgeordneten da­
mals während der Regierung der Osterreichi­
schen Volksparte.i als Oppositionsabgeordnete 
mit Diskussionsbeiträgen sicherlich keine 
Waisenknaben waren -, daß bei uns eine 
Frage im Raum stehen bleibt. Wenn Sie diese 
Bundesprüfungskommissionen mit aller Härte 
ablehnen, dann fragen wir : Was haben Sie zu 
v.erherog'en? (Beifall bei :der SPO.) 

Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Klubobmann der Oster­

reichischen Volkspartei, Professor Dr. Koren, 
sag be in seinem Di:skussionsbeitrag unter ande­
rem - ich habe das wörtlich mitgeschrie­

ben -, er müsse auch einige Gedanken an 
die Landwirtschaft verschwenden. Wir wissen, 
daß der Herr Klubobmann Dr. Koren auch als 
seinerzeitiger Finanzminister der Regierung 
Klaus wenn überhaupt nur sehr ungern seine 
Zeit mit den Anliegen der Landwirtschaft ver-
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schwendet hat. Dieser Umstand unterscheidet und im Jänner 1 97 1  in WirkJSamkeit gesetzt 
Sie, Herr Klubobmann Dr. Koren, ,sehr we.sent- - da werden sich dann :schon düe Sozialisten 
lieh von unserem derzeitigen Finanzminister mit der Bedeckung herumraufen müssen. 
Dr. Androsch. Sie, Herr Professor Dr. Koren, Das Bergbauem-Sonderprogramm der Regie­
meinten, daß wir Sozialisten - so sagten Sie rung wurde von Dr. Koren als "poLitischer 
wörtlich - seit ein bis zwei Jahren das Herz Gag" hingestellt. Ich möchte diese Unterstel­
für die Bauern entdeckt hätten. Sie sagten lung namens meiner Fraktion auf das ent­
dann weiter, daß nur die richtige Landwirt- schiedenste zurückweiJSen! Wir Sozialisten 
schaftspolitik bis 1 970 durch die Volkspartei werden den österreichischen Bergbauern durch 
unseren Finanzminister in die Lage versetzt das Bergbauern-Sonderprogramm innerhalb 
hätte, einen populären Akzent, wie Sie wört- von fünf Jahren 1 ,5 Milliarden zur Bewälti­
lich sagten, in der Agrarpolitik zu setzen. gung ihrer schwierigen Probleme aLs staatUche 
Dieser Behauptung, Herr Klubobmann Doktor Hilfeleistung zur Verfügung stellen. Sie von 
Koren, möchte ich entschieden entgegentreten. seiten der O:sterreichischen Volkspartei hätten 
(Abg. G r a i: Das wundert ihn nicht! Das ist 25 Jahre Zeit und Möglichkeit gehabt, dieses 
anzunehmen!) Herr Klubobmann Dr. Korenl Problem, wenn 'Schon nicht zu lösen, so wenig­
Als Sie von der richtigen VP-AgrarpolHik stens ;in Angriff zu nehmen. (Beifall bei der 
sprachen, waren Sie entweder schlecht .infor- SPO. _ Abg. Dipl.-lng. T s c h i  d a: Sie wissen 
miert oder Sie haUen :sich mit den landwirt- nichts vom Bergbauernförderungsprogramm! 
schaftlichen Problemen zuwenig befaßt. 

_ Weitere Zwischenrufe bei der avp.) Ich 
War die Agrarpolitik der avp richtig? Die stelle noch ,einmal fest : Sie haben in dieser 

letzte Milchpreiserhöhung der Volkspartei, Richtung nichts getan, und ich weiß auch, 
von der heute auch schon gesprochen wurde, daß Ihnen das sehr, 'Sehr unangenehm ,1st. 
war, wenn man den 1 .  Jänner 1 967 aUisschließt, (Zwischenrufe bei der avp.) 
am 1 .  Mai 1 965. Am 1 .  Jänner 1 967 haben Sie 

H h H I I h h b . l ' t d t o es aus c a e em el en gesag , den Milchpreis zu Lasten des Konsumenten 
daß mein Dehattenbeitrag Isehr kurz sein wird. um 1 S erhöht ; der Bauer erhielt keinen Gro-, 
Ich möchte mich daran halten. sehen. Sie stopften damit notdürftig Ihre Bud-

geUöcher. Wir haben den MilchpreiJs um Dieses vorHegende Budget für das Finanz-
30 Groschen angehoben; 25 Groschen bekommt j ahr 1 972, Kapitel Land- und Forstwirtschaft, 
der Bauer für die erste Qualität mehr. ist ein bedeutender Schritt in der BLickr.ich-

tung einer modernen Agrarpolitik und in einen Bei den Brotgetreide-Ausgleichsmaßnahmen' 
größeren; integrierten europäischen Markt. hat der damalige Finanzminister Koren über-
(Beifall bei der SPO.) haupt keine Zeit für die Landwirtschaft gehabt, 

und unser Rinanzminister muß die damals nicht Präsident: Als nächster Redner hat sich der 
bezahlten Beträ·ge, die in die Hunderte Mi!- Herr Abgeordnete Mitterer gemeldet. Ich bitte. 
lionen gehen, in Budgetüberschreitungsgeset-
zen unterbringen. Abgeordneter MUterer (OVP) : Meine sehr 

geehrten Damen und Herren ! Hohes Haus l 
Zur Sozialpolitik meinte Dr. Koren, es sei Ich möchte vorweg einmal feststellen, daß ich 

lediglich dafür vorgesorgt worden, die Voll- elmge Male den Myrdal-Ber.icht zitieren 
ziehung beschlossener Gesetze durchzuführen. werde. Er Hegt in ei�em Paperback-Konzept 
Kein Groschen mehr, ISO erklärte er wörtlich. hier vor, und ich werde m ir erlauben, auf 

Meine sehr verehrten Damen und Herren einige sehr ähnliche Erscheinungen hinzuwei­

der Volkspartei I Ich erinnere mich noch ganz s en. 

gut an das damals von Ihnen während der Ich darf einmal feststellen, daß in diesem 
monokoloren Reg,ierung Klaus so "sagenum- Myrdal-Bericht der schwedischen Myrdal­
woben" vorgelegte "Sozialpaket". Mit diesem Kommission unter anderem auch zu lesen ist, 
Sozialpaket wurde nach nächtelangen Ver- daß der Tüchtige ,  Begabte und Erfolgreiche 
handlungen auch die Bauernpens ion b eschlos- mehr oder weniger nichts dafür kann - es 
sen. Ich habe Ihnen damals erklärt: Bevor wurde ihm von der Natur mitgegeben -, 
dieses Gesetz in Rechtskraft treten wird, wird und es müssen ihm noch mehr Steuern aufer­
es novelliert werden müssen. legt werden, damit der Untüchtige und Unbe-

gabte ein ungefähr gleiches Leben führen Dieses ganze Sozialpaket haben Sie damals 
kann. unter eine Devise gestellt, nämlich :  Was 

wenig kostet, w.ird 'sofort beschlossen und Ich glaube, das ist ein sehr interes:santer 
sofort eingeführt ; was mehr kostet, wird aus Ges.ichtspunkt, der ja dem Egalitätsprinzip 
wahlpolitischen Uberlegungen sofort beschlas- oder dem EgaLität-Fordern entspricht, das in 
sen und nach den Wahlen eingeführtj und der französischen Revolution schon zutage 
was sehr viel kostet, wird sofort beschloss en getreten iist �nd nicht einmal damals durch-
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gesetzt werden konnte, sogar nicht einmal in 
der russischen Revolution - wir wissen ja 
alle , daß man von Egalität dort heute s ehr 
weit entfernt ist -, das aber nun die schwe­
dische sozialistische Regierung, offenbar ge­
stützt auf ihre kommunistischen Stimmen , 
durchzusetzen versucht. 

Ich möchte das also feststellen, weil es doch 
sehr wesentlich ist, wenn man über ein soziali­
stisches Zukunftshild spricht, wenn man über 
ein Zukunftsbild leiner sozialistischen Partei 
spricht, daß man jenes Land anpeilt, das ja 
auch von Ihnen immer als Beispiel genommen 
wurde, und daß man sich überlegt : Wie soll 
dieser Weg aussehen? 

In der Budgetrede zum Bundeshaushalt 1 972 

macht Isich wieder einmal deutlich bemerkbar, 
wie zwiespältig eiS für eine sozialistische 
Regierung ist, zwischen Scylla und Charybdis, 
nämlich der Frage der Währungsstabilität und 
der des Wachstums, durchzuturnen. 

"Die Bundesregierung" - so heißt es dar­
in - " ist sich des außerordentlich unsozialen 
Charakters" - hier !sind wir absolut einer 
Meinung - "einer inflationären Entwicklung 
bewußt . . .  " Siehe Seite 4 der Budgetrede.  

Dann aber stellen wir fest, daß die ganze 
Erlstellung des Budgets keine stabilitätsbe­
wußte Orientierung auf Wie ist. Ich glaube also,  
daß diese Feststellung allein schon sehr be­
deutungsvoll ist. 

"Ein kleines Land" - so sagte der Herr 
Finanzminister - "mit ISO starker außenwirt­
schaftlicher Verflechtung wie Osterreich ist 
internationalen Einflüssen besonder,s stark 
ausgesetzt ." 

Ich teile diese Meinung. Aber w� bleibt 
dann, meine Damen und Herren, die Wahrheit 
des Slogans der sogenannten hausgemachten 
Konjunktur, also einer Konjunktur , die nicht 
abhängig ist etwa von der deutschen oder 
anderen großen Konjunkturentwiddungen, wje 
wir tsie heute haben? 

Oder - so muß ich nun fragen, wenn wir 
hier fortsetzen - soll das heißen, daß O ster­
reich gegenüber dem internationalen Pnejs­
auftrieb schutzlos dasteht, daß Preisauftriebs­
impulse ausschließlich vom Ausland kommen 
und daß interne Preisauftriebskräfte praktisch 
nicht bestehen? Gerade das Budget 1 972 ist 
aber in Iseiner internen Entw.icklung von einem 
sehr starken Inflationsfaktor gekennzeichnet. 

Ich darf das unter Beweis stellen : Die St'81-
gerung des Ausgabenrahmens um fast 1 1  Pro­
zent ist doch ein be deutungsvoller Hinweis, 
wenn man bedenkt, daß in dem Budget der 
OVP-Regjerung di ese Steigerungs rate 7,8 Pro­
zent betrug , daß sie bereits unter F.inanz-

minister Androsch im Jahr 1971 9,7 Prozent 
betrug und nun 1 1  Prozent beträgt. Hier  kann 
man also wirklich feststeHen - das wurde 
auch von dem Herrn Finanzminister bestä­
tigt -, daß der Voransdllag einen expansiven 
Charakter hat. Wie reimt :sidl das aber nun 
zusammen? 

Herr Minister Dr. Androsch hat gemeint, 
daß diese Ausweitung annähernd der für 1 972 

erwarteten nominellen Zuwachsrate des 
Bruttonationalproduktes im Ausmaß von etwa 
9 Prozent entspricht. Das heißt, der  Herr 
Finanzminister rechnet schon im vor aus mit 
einer ständigen Inflationsrate von mindestens 
5 Prozent, denn die reale Stejgerunglsrate be­
trägt ja laut Wirtschafbsforschungs institut 
4 Prozent. Er hat also praktisch diese Ent­
wicklung schän als sicher angenommen . 

Eine solche Inflationsrate 'Scheint vielleicht, 
möglicherwei,se - ich kann es nicht bes tätigen , 
aber ;ich muß ja aus dem Budget gewisse 
Schlüslse ziehen - willkommen zu se.in, weil 
der Finanzminister Isonst nicht allen Ressorts 
die StJeigerungsraten der Budgetansätze hätte 
zusa'gen können. 

Die Bundesregierung ließ sich laut Minister 
Dr. Androsch bei der Erstellung des Budgets 
von gesellsdlaftspolitischen Wertvorstellun­
gen leiten und setzt damit 1972 den Ischon 1 97 1  

e.ingeschlagenen Weg fort, ihr geseHschafts­
politisches Programm zu verwirklichen, das 
ohne hohe Inflationsraten offensichtlich nicht 
zu verwirklichen ist, also nur mit der von der 
Regierung selbst als unsozial bez e i chneten 
Inflation durchgesetzt werden kann. 

W,ir ,sind also auf dem schwedischen Weg. 
Osterreich scheint in seinen Annahmen in der 
Mitte zwischen der ;schwed1schen Illusion und 
der jugoslawischen Realität zu liegen. 

Ich 'glaube, daß ich Wieder aus dem Alva­
Myrdal-Bericht der schwedischen Sozialdemo­
kraten ,entnehmen kann, daß die Inflation 
- so ,schreibt dieser Bericht wörtlich, ich 
zitiere hier immer wörtlich - tolerierbar sei,  
weil die kleinen Leute kaum sparen, da der 

Staat weitgehend die Daseinsvorsorge über­
nommen hat. - So steht es in diesem Bericht 
drinnen. 

Sie können nun sicher sagen : Wir sind 
nicht in Schweden, warum lesen Sie uns das 
vor? - J a  Sie lesen uns doch immer vor, 
was ,in Schweden geschieht , wie es in Schwe­
den gemacht wird, was ,in Schweden alles ist. 
Gestatten Sie also, daß ich auch auf diese 
Tatsache zurückkomme. 

"Also werden auch kaum Ersparn�sse klei­
ner Leute durch die schleichende Geldentwer­
tung betroffen."  
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Ich glaube nicht, daß man so einfach argu­

mentieren kann. Die hohe Inflationsrate kann 
mit dieser Argumentation ohne Gewjslsens­
bisse offenbar als Preis für das Wirtschafts­
wachstum und die steiglenden Löhne angege­
ben werden. 

Allerdings, aLs im Jahre 1 970 die Inflations­
rate in Schweden mit 7 ,2 Prozent wieder einen 
Höhepunkt erreicht hatte, Isah sich die schwe­
dische Regierung genötigt, für die W,irtschaft 
des Landes einen allgemeinen Preisstopp zu 
verfügen. 

Die Pläne der österreichischen Regierung 
zum Ausbau des Preisregelungsgesetzes zu 
einem Preisstoppinstrument und zur Umwand­
lung der Paritätischen Kommission in eine 
Preis behörde beweisen, daß die sozialistische 
Regierung sehr wesentlich diese schwedische 
Entwicklung nachzuvollziehen scheint. 

Die These von der Belanglosigkeit der In­
flation scheint aber auch in Schweden, wie 
dies in Osterreich der Fall i st, bei der 
Bevölkerung keinen Anklang zu finden. 
Anders sind die Preisstoppmaßnahmen nicht 
zu erklären. Es hat sich nämlim wieder ein­
mal gezeigt, daß in diesem Lande, wo ein 
solcher Preisstopp durchgeführt wurde und 
heute noch gilt, die Inflation lediglich eine 
bestimmte Zeit zurückgestaut werden konnte, 
dann aber nom in viel größerem Ausmaß 
eingetreten ist. 

Die österreichischen Sozialisten haben sich 
zur Erreichung des vollständigen Preisdirigis­
mus offenbar eine Art Stufenplan ausgedacht. 

Die erste Stufe lautet etwa : Die Verantwor­
tung für die Preise tragen die Sozialpartner ;  
aus verschiedenen Stellen der Budgetrede klar 
ersimtlich. Zweite Stufe : Die Regierung - und 
das wurde ja heute schon mehrmals von 
unseren Rednern gesagt - inflationiert wei­
ter, bis die Sozialpartner schließlich überfor­
dert sind und die Preis-Lohn-Flut nimt mehr 
zurückdämmen können. Und die dritte Stufe : 
Ein Preisstopp oder eine Preisbewirtschaftung 
nach schwedischem Muster, denn selbst bei 
Alva Myrdal lesen wir dann, daß das ein 
"gravierender Eingriff in das marktwirtschaft­
liehe System" sei . 

Die sozialistische Regierung hat zwar schon 
in der letzten Legislaturperiode behauptet, sie 
hätte auf budgetpolitischem Gebiet alles 
unternommen, um dem übermäßigen Preis­
auftrieb entgegenzuwirken. Das Ergebnis 
dieser Bemühungen ist, daß der an sich schon 
expansive Voranschlag 1 91 1  - das wurde 
auch immer wieder gesagt - in seiner Voll­
ziehung um 2 Milliarden Schilling überschrit­
ten wird. 

Das Budget 1 972 schöpft den Finanzierungs­
spielraum mit einem Rahmen für Nettokredit­
aufnahmen von 4, 1 Milliarden Schilling 
nahezu voll aus. Die Antwort, wie der all­
fällige Konjunkturausgleichshaushalt, den wir 
ja ebenfalllS vorliegen haben, in der vorge­
sehenen Höhe von 2,8 Milliarden Schilling 
finanziert werden '5011, bleibt der Finanzmini­
ster in seiner Budgetrede schuldig. Ist die 
Bundesregierung also wirklich vorbereitet auf 
eine solche Entwicklung, zur Konjunktur­
belebung zusätzliche Mittel einzusetzen, wie 
es in der Budgetrede heißt? Ich verweise auf 
S,eH,e 51 . Ein Ko.njunlk.'turausgleichshaushalt, 
der nicht finanziert werden kann, wird k.aum 
ein taugliches Mittel sein, "einem ungünstige­
ren Konjunkturverlauf rechtzeiHg -entg,egenzu­
steuern".  

Die Flut der auf uns zukommenden Tarif­
erhöhungen wird in der Budgetrede damit be­
gründet, daß die Stabilisi..erungsbemühungen 
nicht ,einseitig zu Lasten öffentlicher Investi­
tionen ,gehen �önnen. Die InvestitionspoHtik 
des sozi,alistischen Pinanzministers ließ aber 
weder im letzten noch im j.etzig·en Budg·et 
überhaupt ein .stabiHtätspolitisches Konzept 
erkennen. Di,e InvestiltionspolHi:k ist mein-es 
Erachtens sogar prozyklisch - anstalt anti­
zykl,isch - und damit i'nflationsverschärfend. 

Die W'irtschaft ist sich der ,gmßen Bedeu­
tung der Infr.astmkltur.investitionen durchaus 
beiwußt. Wir sind ,aber immer da.für einge­
treten, daß eine V,erstetigung der Inv,estitions­
politik der öftientlichen Hand zur Währungs­
stahil'itält beizutragen habe. Wenn die Regie­
rung vorh-at, auf l ang.e ISicht die Investitionen 
um 8,5 Prozent pro J,ahr - laut Inves titions­
programm - zu ,steig,ern, dann ist es 'stabili­
tätspolitisch wohl 'eindeutig falsch, die Investi­
tionen 1 97 1  um rund 12 Prozent und 1 972 

um rund 13 Proz'ent ,zu .erhöhen, beides J.ahre 
mit Konjunkturüberhitzungserscheinungen 
und extremen Preissteigerungen. 

Ist das Inv,estitioD'sprogr.amm ·also ernst ge­
meint, dann kann .das nur bedeu1·en, daß -in 
später,en J ahr.en nur w-es1enltl'ich geringere 
Steigerungen der Investitionen möglich sein 
werden, und zwar g,era'de dann, wenn ,si,e zur 
Kon'junktmhelebung dringend nöti.g wär,en. 

Allerdings hat man .den Eindruck, daß zwar 
v1el über langfristige Or,ilentierung der Budget­
politik - darüber wurde heute ja schon die 
Kritik eröffnet - und besondeTs übeT €'in 
langfristiges Investitionsprogramm geredet 
wird, daß .aber das, W,CLS bi,s jetzt darvon vor­
handen ist, ili,emarul ridl'tig k,ennt und für di,e 
jährliche Budgeher,ung auch off.ensich!tlidl be­
langlos ist. Der Herr ,Finanzminister hat es 
j'edenfalls nicht für notWlendig oder vielleicht 
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nicht ,für rnö·glich er,achtet , das vj.elg,e.pr,iesen.e 
zehn j ähri,g,e InvestHionsprogr,amm zumindest 
als Beilag,e dem BudgetentWlUrf anzUlSchließ.en. 
Auße r  der häufigen V,erwendung des Worbes 
"läng,erfriSltig" lassen sich in diesem :wie audl 
im letzten BUdg,eterrtw,urf k,aum längerfr,istige 
Konzept,e ,erkennen. 

Eine soziaHstische Regi,eriUng hat natürlich 
überhaupt .keine Bedenken, Wählerschichten 
und Intter,essengruppen durch Umver.teilungs­
maßnahmen ZlU köd,ern. Es Hegt ·auf ihrer 
ideolo.giscben Linie, daß s ich ,aLlein durch eine 
zunehmende Auswe'itung des öffentlichen 
Sektors der soz'ialisUs che Sta,at von selbst .er­
g.ibt. 

Oer Herr Finanzmini:ster sa'gt'e in d,er 
Bud.g,e.trede, daß ein armer Sta,at kein g,erech­
-ler Staat sei. Moderne Wohlfahrtspoliti:k läßt 
sidl nach seiner Meinung vornehml'ich über 
die Ausgabenseite verwirklichen. Das heißt 
aber mit anderen Worten doch auch, daß ein 
r'eicher und mädltig,er :Staat, der die armen 
und ohnm ächUg,en 'Steuerzahler immer mehr 
ausbeutet, von den Sozi.al'islen als gef'edlt 
empfunden wird. AJuch von den ,schwed�schen 
So.zia:liSiten wird ausdrücklich di,e Theorie 
Schumpe t e rs betont, daß ,der Kapi'talitsmus aLs 
Folge der zunehmenden ,staatlichen und gesell­
schaftlichen Aufgaben in den Sozi,alismus 
münden wird. 

Die 'zunehmende Staatstätigkeit g·eht pro­
grammgemäß milt ,einer Verstärkung von 
Pl.anung und Lenkung Hand in Hand. "Wenn 
di'e Gleichheits,ziele" - so w1eder der Myrdal­
Bericht - "der Sozi'aldemokratie e rreidlt wer­
den sollen , ist jedoch eine koordinierte ges'ell­
schaftliche Planuilig ,für die ges.amt,en L'ebem;­
bedinglung,en der Menschen notw,endi·g." Das 
endet dann mit der F,es tste Hung, daß in 
großen S i1edlungen Gemeinscha�t;Slküchen zu 
errichten sein werden, dami·t man hier billiger 
und ,der Bevölk.erullig leichter zugänglich dje 
Verpflegung sich'ersteUen k.ann. - Das steht 
in dem B e richt. D as ist nicht irgendeine ver­
rückte Erfindung, sondern 'es ist h�er nachzu­
lesen. 

Di'e Kehrsleite di'eser Entwicklung i,st die 
wachsende Steuerlast - persönliches Einkom­
men wird immer w eni,ger von der persönlichen 
Leistung b estimmt, sondern von sta,atHchien 
Subventionen und Zuschüssen -, sie ist also 
eindeutig 1,ei'Stungsf,eindlich. Diese Konse­
quenz des So.Z'i'aHsmus wird von der R:egierung 
naltürlich beWUßt v,erschwieg·en. 

Kosmetische Sbeuermaßnahmen, wi'e die 
Lohnsteuerreform im l'etzten Jahr, ,sollen dar­
über hinwe'gtäusch.en, daß die Be'Steuerung 
immer l e istungs- 'Und eirrkommensf'eindlicher 
wird. Di,e Regierung 'lYehaupt'et sogar, daß sie 

mit der letzten EinkommenSiteue rre form die 
Progression gemildert habe - zu lesen auf 
Seite 16 des .g·enannt€n Berichbes des Herrn 
F,inanzministers. Das Gegenteil ist aber der 
Fall. Jedem leuch1:!et ,ein, daß <bei Senkung 
des Tari:fs im 'untel1e.n EinkJOIn!Inensbereich und 
Anhebung im ober,en di,e P'rogression des gan­
zen Steuertarifs steHer wird, als si1e ohnedi.es 
schon ist. Eine so.�i'alisUsche Regierung ist 
daher offenbar nur unter dem stärksten Druck 
der Gewerkschaften, der öffien1lichen Meinung 
und der Oppositionsparteien überhaupt dazu 
zu bringen, steuerliche ZUlg.es'tändnisse zu 
machen. 

Um a'uf die Einnahmenseite des Voran­
schlages 'e1nz:ugehen, sei festglestelH, daß der 
Herr Finanzminister 'eine Stei'g,erung des 
Ges·amtaufilwmmens 1 972 .geglenüb,er 1 91 1  in 
Höhe von 1 2  Prozent enedlne.t hat ; mit den 
an die Länder und Gemeinden abzutretenden 
Anteilen erwa'nt,et ,er einen Ertrag v,on 
1 1 3 Milliarden Schilling. 

Er hat jedoch zu ,erwähnen V1ergessen, daß 
die öffentlichen Ahg,aben, di'e d'en 'Mammut­
ant'eil der g.e.s,amten Einnahmen ausunachen, 
mit 13,9 Pmzent wachsen, darunter die Ein­
kommen- und Vermög,ensteuern mit dem ein­
maHg.en Srpi tzensatz von 1 6,8 Prozient. Dem­
nach w,erden die :Steuern und steuerähnlichen 
Einnahmen im Jahr:e 1 972 36, 1 Prozent de,s 
Bruttonationalproduktes heanspruchen, wäh­
rend si,e di,els im Jahre 1 911 n'Ur mit 35,9 Pro­
zent taten. Der Anteil der öfiientlich'en Hand 
am Sozia1produkt nimmt al.so ununterbrochen 
zu. 

Man :k,ann nun vielLeicht einwenden, daß 
die Steigerungsr,ate von 1 6,8 Prozent hei den 
Ein:ko'IIllmen- und V€rmög,ens.te<Uern niedrig.er 
sein wi1rd, weil j a  im heurig,en J,ahr mehr, als 
im VomnschlaJg 1 97 1 vorgeSiehen war, auf­
kommt und d,aher ·die Aus'gangsba'Sis für den 
Verglei ch höh e r  liegt ; ich bin aber überzeugt, 
daß im Jahr,e 1 912 trotz der konjunkturellen 
Entsp.annung ,ein ,g,egenüber dem Vomnschlag 
größ'erer Ertrag bei den IStooern :und stellier­
ähnlichen Einnahmen ,einüet,en wird, weil in 
di,es,em Jahr mit dem üblichen "time .Lag" di,e 
hohen Absdllußzahlungen für die konjunk­
turleUen Spitzenj ahre 1 969 und 1 970 fällig 
werden und ,außerdem die PfiOgressions­
maschinerie infolge der Teuerung stärker an­
geheizt wird. 

Die s onsu,g,en Sinnahmen, wi,e di€ Bet'ri,ebs­
einnahmen der Bundesbahnen, der .post und 
der Monopole, ,sollen im Jahr,e 1 972 in e'inem 
Ausmaß von 9,1 Prozent g,egenüber 1 91 1  stei­
gen, a1&0 im Gle ichschriU mit dem Wiachstum 
des Br:uttonahonaLprocLuktes marschi,eren; es  
ist aber 'schon vorg·esehen, daß es nicht dahei 
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blei.bt, sondern daß TarHv,eränderung,en das 
Bild ver.w-andeln werden. 

Zur Steuerreform hat der Herr �F.inanzmini­
ster wenig KoIikretes in Aussicht gesltellt. Er 
spricht zwar von -der Einßührung der M�hr­
wertste'l1er zum 1 .  Jänner 1 973 als der iersten 
Etappe einer großen Steuerreform, hinsichtlich 
der weiteren Etappen ·erwähnt er aber nur 
mehr di,e 'ProgressionsmHderung, Maßnahmen 
im Bereich der Eheg,aU'enbesteuerung und 
- oetwas mystisch Cliusoge d'rückt - di'e RefoflIIl 
der Berücksichtitgung der Sonder,ausgaben. Wir 
kennen diese Art 'von parteidünesisch. 

Schon bei der Mehrwertsteuer muß ich aber 
einen AU\9,enblick aooa1t<en. Es ist noch. kein 
vorlagereifer Entwurf vorhanden. Niemand 
weiß, mit welchen Belastungssätzen zu rechnen 
sein wird. Im Referentenentwurf ist zwar ein 
R.eg,elsatz von 16 ,Proz,ent vor.ges,ehen, a ber 
d,er ;Finan"llIIlinis1ier hat bei der Ubergabe 
dies-es Entwurfs ,an die Off.entlichkeit ,aus­
drücklich von ,einer [lochmaliog,en Brüfung des 
Satzes durch obj,e'khve Gutacht'er gesprochen. 

An sich ist di'e,se Vorg,angsweise, �uerst 
einen Steuers,atz in die Welt 'Zu s·ettLen und 
ihn nachher verifizieren zu lassen, schon eigen­
artig. Noch mehr aber muß man ,sich wun­
dern, daß di,e Off.en1Hchkeit und insbesondere 
die an di.eser Rleform besonders interessierte 
Wirltschaft da,s iEI'Ig'ebni,s di,eser Gutachten ,bis­
her nicht Z'u Gesicht bekamen. 

Der Herr Finanzmin1st,e.r hat die Ges'etz­
werdung der M'ehrwer'tst'euer seinerze,it lauch 
von dem Kons'ensu'S der OppositiQlll ,abhängig 
g,emacht. Bisher ist er mit dieser Frage lan 
uns noch nicht her,ang,etr,eten. Meines Erach­
tens schlägt es aber di-es'bez:ÜlgI'ich bald 1 2  Uhr, 
weil man die Mehrwertsteuer, die eine grund­
leo9'ende Änderung nicht nur ,der Ums,abzsteuer­
technik, sondern auch der K,alikula.tion, de's 
Rechnungswesens und des g,anzen Pr,eisge­
füg'es Z'U'T Folge :hat, nicht 'beschließen und 
sofort zur Anwendung hri,ngen kann. Zwischen 
Be.schlußf.a,s:sung und 1nkraUtpeten muß lallen, 
-der Wirtschaft wie auch der Finanzverwal­
tung, Zeit zum Uberdenken und zur Vorbe­
reitung g,eg'eben w,erden. Der 1 .  Jänner 1 973 

er,scheint miT daher als ein äußerst wackeliger 
Termin. 

Bedeutet nun eine zeitliche Verschiebung 
- das wäre auch eine sehr interessante Frage, 
die sich hier daraus ergibt - der Mehrwert­
Isteuereinführung, daß zum 1. Jänner 1 973 auch 
die für diesen Zeitpunkt angekündigten klei­
neren Korrekturmaßnahmen unterbleiben? 
Wie iso11 überhaupt die zweite Etappe der 
großen Steuerreform aussehen und wann wird 
sie realisiert? 

Eine Progressionsmilderung wäre ja schon 
weiß Gott für 1 972 fällig, weil die heuer 
feststellbare Inflationierung Gewinne und 
Löhne in immer höhere Schichten des Pro­
gressionstarifs treibt, sodaß nach Abzug der 
Steuer vielfach ein geringerer Realgewinn 
beziehungsweise ein geringerer Reallohn ver­
bleibt als vor der Erhöhung. 

Ich verstehe sehr gut, daß der Gewerk­
schaftsbund sich darüber alteriert hat, weil 
man hier überhaupt taube Ohren zu haben 
scheint. Ich verstehe auch das Murren der 
Arbeitnehmer über diese geradezu drakoni­
sche Erfassung des Einkommen- und Lohn­
zuwachses. Die gewerbliche Wirtschaft leidet 
ja nicht zuletzt durch die Zusammenrechnung 
der Ehegatteneinkünfte und durch das Problem 
der Scheingewinne schon seit Jahren unter 
dieser Entwicklung. Genauso wie die Arbeit­
nehmer ist sie an einer gründlichen Remedur 
dieses Tarifgefüges interessiert. 

Verwunderlich ist, daß der Herr Finanz­
minister, der diesbezüglich zum 1 .  Jänner 1 973 
Begradigungen vorzunehmen gedenkt, zu­
nächst nur mit dem Gewerklschaff.sbund dar­
über verhandeln will und nicht auch die 
übrigen Beteiligten eingeladen hat. Die Ein­
kommensteuer und der Einkommensteuertarif 
gehen aber j edermann an, und nicht nur die 
Trä.ger einer bestimmten Einkunftsart. Auf 
dem G ebiet der Haushaltsbesteuerung herr­
schen noch immer immanente Ungerechtig­
keiten. Bei gleichen Einkommensverhältnissen 
schneidet der Haushalt mit dem Alleinver­
diener - gleichviel, ob er selbständig oder 
unselbständig ist - wesentlich schlechter ab 
als der Doppelverdienerhaushalt. Unter Ein­
fluß unserer besonders gearteten Tarif­
struktur ergeben sich hier Belastungsunter­
schiede, die nicht länger hingenommen wer­
den können. 

Was der Herr Finanzminister mit der Be­
rücksichtigung der Sonderausgaben zum 
1 .  Jänner 1 973 meint, bleibt unklar wie vieles. 
Erinnert sei j edoch an die Worte des Herrn 
Bundeskanzlers vor der Märzwahl 1 970, daß . 
die österreichischen Arbeitnehmer getrost 
weiter Zusatzkrankenversicherungsverträge 
und Bausparvereinbarungen abschließen kön­
nen, weil er - an die Macht gekommen -
nicht daran denke, hier Verschlechterungen 
einzuführen. Will der Herr Finanzminister 

- wofür Andeutungen vorliegen - derartige 
oder Alters-, Krankheits- und Wohnungsvor­
sorge gewidmete Ersparnisse in Zukunft 
anders behandeln? - Es wäre zumindest sehr 
gut gewesen, hierüber eine klare Antwort zu 
bekommen. 

Der Herr Finanzminister spricht allenthalben 
von Planung. Er hat einen Investitionsplan 
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ausgearbeitet und w i l l  jetzt auch die gesamte 
Budgetgebarung unter den Hut einer mittel­
fristigen Finanzplanung bringen. 

Warum macht er nicht das gleiche auf der 
Steuerseite? Warum agiert er hier von der 
Hand in den Mund und läßt nicht wenigstens 
große Linien erkennen, die er ansteuert? D.ie 
Investitiolllsdaten des Bundes mögen vom 
Standpunkt der Haushaltsplanung für den 
BU'nd, auch für die gewerbliche Wirtschaft als 
Auftragnehmer, durchaus von Interesse sein. 
Die Daten der Steuerreform, die tief in das 
unternehmerische Geschehen eingreifen und 
für die gesamte Volkswirtschaft Markierun­
gen festsetzen, sind es aber nicht minder. 

Wie lang werden also beispielsweise die 
Sondersteuern noch erhoben werden? Wie 
sieht es mit den Liegenschaftseinheitswerten 
aus? Kommt eine Körperschaftssteuerreform? 
Bleibt die Gewerbesteuer allS Sondersteuer er­
halten? Oder wird s ie, wie dies in AUislands­
staaten mit gleidler SteUJerstruktur erwogen 
wird, allmählich in der Mehrwertsteuer auf­
gehen? 

Diese und andere Dinge gehören ,in ein 
Konzept gebracht, aus dem dann eine echte, 
w,irkliche, große Steuerreform herauswachsen 
könnte. 

Bei der Wirtschaftsförderung in der Form 
der Verbesserung der Außlenfinanzierung 
denkt der Herr Finanzminister nur an die 
großen Unternehmungen. Das ist wichtig und 
gut, das möchte ich gar nicht bezweHeln. Er 
erwähnt den Ausbau des Entwicklungs- und 
Erneuerungsfonds, die Kapitalanreicherung bei 
der Industrie-Kredit AG und die Errichtung 
einer Kapitalbeteiligungsgesellschaft. 

Für kleine und mittlere Unternehmungen 
sind diese Institutionen weder gedacht noch 
geschaffen. Aber auch diese Unternehmungen, 
meine Damen und Herren, wollen nicht nur 
leben und wachsen, sondern sie tragen mit 
ihren Ideen, ProduktioDISumstellungen

· 
und 

Rationalisierungsmaßnahmen entscheidend 
zum allgemeinen ökonomischen Fortschritt bei. 
Es gilt daher, rsich di€ser Unternehmungen zu­
mindest im gleichen Umfang anzunehmen wie 
der großen. 

Da diese Betriebe im Hinblick auf den 
Steuerdruck ihre Erneuerungsinvestitionen 
immer weniger ,im Wege der Selbstfinanzie­
rung bewerkstelligen können und auch nicht 
den Kapitalmarkt zur Verfügung haben, sind 
sie auf das Kreditangebot angewiesen. Ver­
schiedene Kreditaktionen, die im Wege der 
Selbst- oder GemeinschafttShilfe entstanden 
sind und teils Zinsenzuschüs:se gewähren, teils 
Haftungen übernehmen, erleichtern die Situa­
tion. Würde der Bund im Wege der Uber-

nahme von Bundeshaftungen das Haftungs­
potential dieser Bürgschaftseinrichtungen stär­
ken, wie dies zum Beispiel beim Entwick­
lungs- und Erneuerungsfonds der Fall ilst, wäre 
ein Multiplikator-Effekt zweifellos erre.idlt. 

Neben der Demoralisierung der Leistung,s­
willigen durch Besteuerung und Inflation neh­
men die Sozialisten auch dClis persönliche 
Eigentum aufs Korn. In der Regierungs­
erklärung des Kabinetts Kreisky II genießt 
das Bodenbeschaffungs- und Assanierungls­
gesetz Priorität. D.ie Bundesregierung werde 
bemüht sein, einen Ausgleidl zwusdlen den 
privaten Interessen an Grund und Boden und 
den Anliegen der G emeinschaft herzustellen. 
- Soweit, sogut. Wie das in sozialistischer 
PraxLs aus<sieht, darf ich Ihnen w,iJeder an dem 
schwedischen Beispiel laut Myrdal-Bericht 
zeigen. 

"Ungefähr 40 Prozent" - so heißt es in 
diesem Bericht - "des Wohnungsbestandes 
an Mehrfamilienhäusern ist immer noch 
Privatbesitz" - also wJe schrecklich - i 

"Eigentümer sind s owohl private Hausbesitzer 
aLs auch Wohnungsunternehmen und Ver­
sicherungsgesellschaften. " 

"Auf lange Sicht muß erreicht werden" - so 
heißt es im Myrdal-Bericht -, "daß kommu­
nale, gemeinnützige und genQssenschaftliche 
Wohnungsunternehmen die Wohnungsversor­
gung steuern. Wenn die Neubauten, beson­
ders die für größere ,integrierte Wohnbereiche, 
sYlstematisch in kommunale oder 'gemein­
nützige Hände -glelangen, wäre das eine vom 
allgemeinen sozialen und besondeI1S vom 
gleichheitspolitischen Gesichtspunkt aus zu 
begrüßende Entwick.lung, ' ·  

WJr können uns also ungefähr darauf ge­
faßt machen, was hier in WirklJchkeit da­
hintersteck.t. 

Im schwedischen Programm findet sich auch 
ein weiterer Hinweis, welchen Platz der 
Eigentumsgedanke bei den Sozialisten ein­
nimmt: 

"Die Zeit sehle.int reif" - wieder im Myrdal­
Bericht - "für eine Uberprüfung des Erb­
rechtes zu sein. D als Erbrecht entstand als ein 
Mittel dazu, der eigenen Familie das Eigentum 
zu bewahren und das zu mehren, was erwor­
ben worden war. Auf diesem Wege ist im 
Laufe der Zeiten eine Kla:ssen- und Privi­
leg.iengeseUschaft aufglebaut worden." 

Das kommt aus einem schwedischen Bericht , 
nicht -etwa aus e inem russuschen. 

Wie stark die Mentalität gewiSiser Kreise 
in Osterreich schon j etzt von der soziaHsti­
schen Eigentumsideolog,ie durchdrungen ist, 
zeigen die Vorgänge im Zusammenhang mit 

6. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 53 von 74

www.parlament.gv.at



294 Nationalrat XIII. GP - 6. Sitzung - 1 7. November 1971  

Mitterer 

der Schließung der Papierfabrik in Hinterberg, preisdämpfenden Maßnahmen davor 'gewarnt 
eines stark defizitären Betriebes, den der hat, daß Erweiterungen der Kontingente 
Eigentümer nicht länger aufrechterhalten gegenüber den Ostländern gemacht werden. 
wollte, Trotz völliger Erfüllung aller gesetz- Ich kann mich sehr gut erinnern: Auch ich 
lichen Ansprüche der Arbeitnehmer und einer habe als Ressortleiter des Handelsministe­
darüber hinausgehenden freiwilligen sozialen r.iums Aufstockungen aus den Ostländern vor­
Vorsorge, ganz besonders für Härtefälle, genommen. Das war auch richtig und gut im 
wollte die Gewerkschaft versuchen, den Sinne entsprernender Gegenmaßnahmen. (Abg. 
Eigentümer zur Weiterführung des Betriebes S k r i t e  k: Was Sie machen, ist alles richtig! 
und Inkaufnahme weiterer schwerer finan- Was andere machen, is t alles schlechtl) 
zieller Lasten zu zwingen. - Aber zwischen Aufstockungen und Kontin-

Die heftigen Vorwürfe zeigen, daß schon genterweiterungen ist ein großer Unterschied 
heute in Osterreich von gewissen Krejsen 'dem - ich möchte Ihnen das sehr klar und deutlich 
Unternehmer das Recht abgesprochen wird, sa'gen -: Kontingenterweiterungen sind Zu­
über Isein Eigentum zu verfügen, wenngleich sagen, die Sie nicht mehr zurücknehmen kön­
er allen gesetzlichen und Isozialen Vorausset- nen, Isodaß Ihnen dann bei handelspolitischen 
zungen nachkommt. Gesprächen jedes Atout aus der Hand ge-

In Schweden ist j a  diese Entwicklung immer- schlagen ist. Daß wir Isolche Gespräche weiter­

hin noch weiter gediehen. Das ist kein Trost, führen müssen, ist klar, denn wir können nicht 

aber eine Feststellung. nur aus dem Osten importieren, wir wollen 
auch unsere Exporte stärkien, weil wir unsere 
Arbeitsplätze sjchern wollen. Daher ist eine 
Zus age, die nirnt zu gegebener Zeit zurück­
genommen werden kann und damit kein wei­
teres Atout sichert, handeLspolitisch falsch. 
Ich möchte das nicht allS Maßnahme gegen die 
Preisdämpfung, sondern nur aus rein handels­
politischen Erwägungen feststellen. 

Ähnliche Vorschläge werden jetzt in j üng­
ster Zeit auch vom Herrn Vizekanzler Ing. 
Häuser zum besten gegeben. Er hat sie dann 
zwar abgeschwächt, geändert und variiert, aber 
was man e.inmal ges agt hat, ist eben gesagt 
und bleibt ja weiter im Raume stehen. Ob 
wir . . . (Abg. lng. H ä u s e  r: W,o habe ich 
es gesagt?) Ja, natürlich, Sie haben die Er­
klärung abgegeben. (Abg. Ing. H ä u s e I : 
Wollen Sie das auch hier sagen: Wo habe 
ich es gesagt?) Herr Vizekanzler lng. Häuser! 
Ich empfehle Ihnen, das in der PreSISe - ich 
meine jetzt nicht "Die Pres:se" -, wo es ge­
standen ist, r,ichtigzustellen und zu sagen, daß 
Sie ·es nicht gesagt haben. Das haben Sie nie 
getan I (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
Ing. H ä u s e r: Habe ich getan!) Nein, das 
haben Sie nicht getan! Zeigen Sie mir die 
Richtigstellung ! Ich bitte Sie darum. Sie haben 
es nie getan. Sie haben wohlweislich nur 
geredet und gesagt : Ich meine , ich glaube, lich 
könnte ! Aber Sie haben keine Richtigstellung 
getroffen. (Abg. lng. H ä u s e  r: Habe ich 
getan: "Salzburger Nachrichten", "Kleine Zei­
tung"! - Gegenruf des Abg. S t a u  d i n g e r.) 

Ob wir mit solchen sozialistiiSchen Methoden 
wirklich erfolgrekh den Weg zu der in der 
Regierungserklärung und auch in der Budget­
rede zitierten Europareife beschreiten können, 
das erscheint mir fraglich. Einen Beitrag zur 
Europareife dürfte das Budget 1 972 j edenfalls 
leisten, einen sicher, nämlich zur Europareife 
der Prei,sste1gerungen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 
auf eine Bemerkung des Herrn Abgeordneten 
Lanc verweisen. Ich glaube, er ist nicht im 
HauSIe, aber ich möchte ersuchen, daß iirn dazu 
Stellung nehmen kann, trotzdem er nicht hier 
ist. Er hat nämlich geme,int, daß Herr General­
sekretär MuS'sil im Zusammenhang mit den 

Herr Bundeskanzlier Kre.isky hat anläßlich 
der Wahlen - das ,ist ja bekannt - den 
Sozialismus versteckt, um Randschichten­
wähler zu gewinnen. In iseiner Regierungs­
erklärung 1st er nach dem System verfahren, 
das der Theaterdirektor im Prolog von 
Goethes Faust empfiehlt: "Greif nur hinein 
ins volle Menschenleben, wer vieles 'gibt, wird 
j edem etwas geben ! "  

Kreisky bedachte die meisten Schichten mit 
netten Worten und war mit Gemeinplätzen 
nicht sparsam. Prüft man aber den Gehalt, 
muß man feststellen, es  bleibt herzlich wenig 
übrig. 

Und ähnlich verfährt Herr Bundesminister 
Dr. Androsch, indem er fast nur das Ange­
nehme erwähnt, die bitteren Pillen aber 
schamhaft verpackt. Vom Ausland faJst unab­
hängige Konjunktur auf der leinen Se,ite, also 
"hausgemachte" Konjunktur, zugleich starke 
außenwirtschaftliche Verflechtung, inter­
nationalen Einflüssen besonder:s ausgesetzt. 
Die Wohltaten des Staates werden aufgezählt, 
aber die Opfer der 'Bürger bleiben unerwähnt. 
Keine neuen Steuern, aber dann sagt man s o  
nebenbei am Rande : Na, der Umweltschutz 
wird Ihnen doch hoffentlich ,etwas wert sein, 
und andere Dinge auch. Also neue Steuern, 
in anderer Form angekündigt. Den armen 
Bürgern muß man helfen, aber 1 972 hat man 
für die Arbeiter und Angestellten ,in Form 
einer echten Hilfe durch eine Lohnsteuer-
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refürm kein Verständnis. Das ilst die Realität. den ,es je ga·b. (Demonstrativer Beifall bei der 

(Zustimmung bei der avp.) SPO.) 

Ein leicht expansives Budget hier auf der 
einen Seite, aber auf der anderen S eite wüllen 
wir mit  einem expansiven Budget in einer 
Superkünjunktur die Preisentwicklung be­
kämpfen. - Ich glaube, das sind doch Unge­
reimtheiten, die wirklich j edem klar und ver­
ständlich sein müssen. 

Nach dieser Euphürie gewünnener Wahlen 
hat uns der Herr Abgeürdnete Sekanina 
freundlicherweise immer wieder gesagt : Wir 
haben 93 Mandate , wir haben die Mehrheit, 
nehmen Sie das zur Kenntnis !  Herr Kallege 
Sekanina ! Wir haben es zur Kenntnis genüm­
men. He.ißt dals aber, daß wir j etzt nichts 
mehr sagen dürfen? (Abg. W i e  1 a n  d n e  r:  
Schau t  nicht so aus, daß Sie nichts mehr sagen 
dürfen!) Dürfen wir als grüße Oppositiün nicht 
unsere Meinung !sagen? Ich glaube, das ist 
doch das gute Recht der Oppüsition, die Mei­
nung zu sagen, und es hat gar keinen Sinn, 
wenn Sie immerfürt dazw,ischenfahren (Abg. 
S e k a n  i n a: Das ist mein gutes Recht, da­
zwischenzureden!) und dazwisch enrufen: Wir 
haben die Mehrheit, nehmen Sie das endlich 
zur Kenntnis ! Auch vorgestern haben Sie das 
hier von diesem Podium aus ge.sagt . (Zustim­
mung bei der avp.) 

Wir können also. sagen, daß wir einem 
Budget, IS a wie es jetzt vürliegt, mit sülchen 
Mängeln, mit solchen Schwächen und mit sül­
ehen Ungereimtheiten keine Zustimmung 
geben können. Ich glaube, daß wir auf zwei 
Dinge ein Recht haben : auf Budgetklarheit und 
auf Budgetwahrheit. 

Das ma'g sich ,sichedich ,ClJuf seine P.erson 
bezogen haben, meine Herren, denn wir Frei­
heitlichen können uns seiner B udg·etrede nicht 
vüllinhaltlich anschließen, wLe rn·eine Küllregen 
j.a bereits ausgeführt 'hahen. 

Herr ,Minister!  Sie hahen in Ihrer Budg,et­
rede unter dem Titel "Ohne ISaa1 keine lErnte" 
festgesteLLt, daß eine varausschauende Struk­
turpüliUk die Grundlage ,für künftige wirt­

schaftliche Erfolge sei , und weiter:  Es müssen 

"Anstren.gungen unternommen werden, die 
GrundaJUSrüstung uns,erer ,Wütschaft zu 
modernisieren" . Da muß lich SiJe aber, Herr 
Bundesminis:trer, fra'gen, wie Si,e sich bei der 
derz,eitLgien Steuer'ge'S'etrzg'ebung vürstellen, 
daß sich -einzelne Unternehmer und Gewerhe­
trreibende recht Kapital hilden s ollen, um Ihrer 
Vürstellung über die Mod,ernisieTung von Be­
tri ehen 'gerech:t zu werden. 

:Di-e Kapitalbildung über di'e Investitiüns­
begünstigung steht meiner Meinung nach auf 
etw,as ,schwachen ,Beinen. Mir fehl,t daher der 
Hinweis bei Ihrer vOTa'usschauenden Struktur­
politik, wie die grüß,e Zahl der mittleren und 
kl,einen Gewerbetreibenden mit ihr,en Hunde.rt­
tausenden vün Angestellten eine ernte Dber­
l,ebe.nschCl'nce bekammen süll. (Abg. S t a  u­
d i n g e I: Auch kein Wort davün in deI 
Regierungserklärung gewesen!) Eben. 

Eines steht jedenf,alls fest, daß 'gerade diese 
Berufsgnupp,en - das wissen Sie genauso. 
,gut wie ich -, die sich im untersten Ein­
kommensbereich befinden, so wie die Lohn­
steuerpflichtigen mit kleinen E i nkammen Iseit 
Jahren auf eine entscheidende Lohn- und Ein-Wir wüllen nicht iein gesellschaftspülitisches 

Experimentierfeld sein, dals - wenn auch kommensteuerprogr,essiansmilc1erung warten. 

mit westlichen, so düch den kommunisti- Ich darf Ihnen sa'g,en, HeI"r Bundesminister, 
sehen sehr ähnlichen Methoden - dem ein- daß Ihre St'euerpoli'tik meiner Ansicht nach 
zeInen keine Chance mehr bietet, indem es  um nichts bess,er ist als die der IS-einerzeitirgen 
durch ein elskalierte.s Egalitätsprinzip via OVP-Finanzminis:ter. (Abg. Robert W e i s  z:  
SteuerpoI.itik den Staat zum Ausbeuter seiner StaudingeI, Beifall!) Denn s ie hemcrnt 'und 
Bürger macht. Wir wollen eine wirtschaft- Ischwächt eindeuti'9 den Lei:strungswillen j edes 
liehe Entwicklung, in der es sich lohnt, zu einzelnen. Ich 'frage auch, wo der Ansporn 
arbeiten, zu leisten und zu leben - kurz: bleiben süll, mehr zu tun, wenn die Prü­
das Leistungsprinzip und nicht das Bgalitäts- gressiün im Verhältnis zum Arbeitseinsatz 
prinzip! (Beifall bei deI avp.) jedem einzelnen zu viel wegfriß t .  

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
i st der Herr Abgeordnete Jüsseck. Ich bitte 
ihn, das Würt zu ergreifen. 

Abgeürdneter Dipl.-Vw. Jüsseck (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen :und Herrenl Auf 
Grund der Budget,rrede des Herrn Bund.esmini­
sters Androsch könnte man im ersten M·oment 
leicht zu der Dlberlegung kümmen - ,e,inige 
ZeHungen haben das Ja auch so frusge­
d:r.ückt -: Wir sahen ,den besten Androseh, 

. Ich .darf hier, Herr Bundesminister, fest­
stellen - übrigens befinden wir uns mit 
unseren Vürstellungen mit ,den Herren der 
Gewerkschaft in völliger Ubereinstimmung -, 
daß die Progressiünsmilderung für die Lühn­
und Einkommensteuer durchaus im Bereidl des 
Möglichen zum 1 .  Jänner 1912 läge. 

In diesem Zusammenhang finde ich auch 
eine Äußerung etwas unglücklich gewählt, die 
ich unlängst in einer Zeitung gelesen habe 
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und die besonders dem kleinen Mann nicht I Uber die Venechnung der Lohnsteuer selJbst 
gefallen hat -- mir hat es sofort der Taxi- braucht man nicht zu reden. Das würde hier 
fahrer draußen vor dem Parlament an den ins Detail g·ehen. Aber sicher ist, ,daß di,es·es 
Kopf geworfen, als ob ich daran schuld wäre, Problem einer dI'illigenden Lösung bedarf. 
nur weil ich zufällig in diesem Haus bin -, Si,e haben auch ,zur V,erwa1tungsv,erein­
nämlich die Äußerung, daß man wegen 40 S f,achung -gesprochen lund, so wie jeder Finanz­
mehr Lohn pro Kopf im Monat doch nicht auf minist'er bisher, ,er,wähnt, daß man auf diesem 
1 Milüar.de verzichten könne, denn 40 S seien Gebie,t energische Schritte setzen wird. Aber 
j a  so gut wi e nichts. Fragen Sie einmal, was bis heU'te sind von keinem Finanzminisier 
der kleine Mann dazu s agt. Immerhin, die solche Schritte gesetzt worden. 
Äußerungen haben wir j a  gehört, und 40 S 
sind immerhin 40 S. In Oberösterreich würde Sie rv,ertI'östen uns ,auch mi,t einer Verein­

man j a  sogar sagen, es sind 80 S, denn die fachung der Steuereinhebung auf den 1 .  Jän­

Spanne, 40 S zu haben oder nicht, beträgt j a  ner 1 973,  m it Einführung der Mehrwertsteuer, 

insgesamt 80 S. - Ich gebe zu, es ist nur ein setzen aber heute keine echten Taten. 

Tropfen auf einen heißen Stein, aber es wäre Ein Beispiel gerade zur Verwaltungsver-
zumindest etwas. komplizi-erung, das iich Ihnen bringen darf, 

Sie versuchen auch in den Schlußworten 
Ihrer Erklärung j ede Kritik vorwegzunehmen 
- wie mein Kollege Broesigke schon sagte -, 
indem Sie erklärten, nur solchen Intentionen 
folgen zu können, wo echte Alternativen ange­
boten werden. Herr Ministerl Es wär,e an und 
für ,sich nicht Au:t:gaJbe einer kl,einen Opposi­
tion, Ihnen handfeste AlternativvO'Tschläge 
daD�uleg'en. Sbe hahen bestimmt mehr Fam­
leute, die ,sich dar.über den Kopf z·elibrem,en 
können, als wir. Aber 'eitwas kann doch ,da�u 
ges,ag,t werden. 

Wenn Sie, w,as ich als ganz sicher annehme 
und wie man auch der Pr,esse entnommen hat, 
spät,e.stens in den nächsten Monat,en d'em 
Druck des Gewerkschaftsbundes werden nach­
g.eben "müss'en" - :ich .möchte das betonen -
und di'e Progressionsmilderung bringen wer­
den, können Sie di,es d.och sicherlich auch 
schon z�um 1 .  Jänner 1972, da Ihruen j a  schließ­
lich heute auch nur dj,e,s,elben MiUel zur Ver­
fügrung st.ehen wie in den kommenden zwei 
Mona,ten. 

Zum z"vei ten haben Sie das vorliegende 
Budget ber,eits vor ,Mona'ten erstellen lass·en, 
zu einer Zeit, da Sie den Wahlausgang noch 
nicht kannten. Ich könnte mk daher vorstellen, 
daß Sie politische Uber.lejgungen anst,el1ten 
und in diesem Huag,et ,einen gewissen Spi,el­
raUIID eingebaut haben. Ich kann zwar llJicht 
sagen, wo di·ese schwache Stelle zu finden 
sein wird, aber ich könnte mir vorS't,eHen, 
daß ·sie vorhanden ist. 

Zum dritten: Echte Einsp.arungen müßten 
nach meiner Meinung ClJuch Tein vom Or,g,ani­
satorischen her mög�ich sein. W,enn allein die 
Kosten für ·die Vemechllfl1Thg d,er ILohnsteuer 
1 1/2 Milliarden Schilling 'ausmachen - so sagt 
man nach vorsichtigen Schätrzungen -, s.o 
glaube ich, wäre hier 'ein ·ech'ner Ansatz zur 
Einsparung möglich. 

s,ei folg,endes :  Mittels Erlaß vom 1 8. Oktober 

1 97 1 ,  rver1a'llltbart im Amtsblatt der Finanz­
verw:altung vom 29. Oktober 1 97 1 ,  wurde hin­
sichtlich der Bewertung von beiweg.lichen, ,aib­
nutzbaren Anla'gegü,tern ,eine Mindestbewer­
tung von 20 Pro.z,ent der Ansmaffulligs- oder 
Herstellungskosten vorgeschrieben. B isher, 
meine Damen und Herren, war der Mindest­
satz mit 15 Prozent anzusetzen. Dieser Erlaß 
erscheint gerade zu einem Zeitpunkt, da be­
reits 90 Prozent der Steuerpflichtigen ihre Ver­
mögenserklärung zum 1 .  Jänner 1 97 1  abge­
geben haben. 

Ich muß Sla.gen, Herr Bundesminister:  Ein 
solcher Erlaß ist mir unverständlich, es sei  
denn, i Ch  würde mich i n  Sdülda befinden. 
Die Folge davon wird nämlich sein, daß die 
Finanzämter zwecks ordnungsgemäßer Erstel­
lung der Einheitswerte eine Flut von Beden­
kenvorhaIten werden hinausgeben müssen 
und die Abgabepflichtigen im Sinne des zitier­
ten Erlasses ihre Erklärungen zu berichtigen 
haben werden. Sehen Sie, Herr Bundesmini­
ster, das nennt man in asterreich Verwal­
tungsvereinf achung I 

Ich darf aher auch auf Ihr,e Ausführungen 
v,el1Weisen, in .denen Sie f,eststeUen, daß 
K,orrektruren am bestehenden Steuersystem 
neben gI1Undl,eg·enden R,eformen notw,endig 
sind. Sie haben uns ,aber d1e Fr,a,ge offeng,e­
laSisen. wann, wie 'Und wo Si,e diese durch­
führen wollen. Etwas Neues oder gar Erleich­
te.rungen haben Sie uns nicht g,ebr;acht. - Im 
Gelgentetl. Sie 'ziehen - würde ich .sagen -
echte Vorteile dar,aus. daß durch die laufende 
Geldentwertung und durch Anh�b.ung der 
niedrigen Einkommen diese in eine Progres­
sionssbufe h1neinwachsen, di,e Ihnen, Herr 
Minister, zusätzliche Einnahmen bringt. 

Wir Fr,eiheit1ichen sind ,aher nach wie vor 
der Me-inung, daß eine Stärkung der Kauf­
kr,aft des Schillings wesentlich wirksamer 
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durch eine Milderung der Lohn- und Ein­
kommensteuerprogr.e·ssi'Ün erreich't werden 
könnt,e. 

Ich darf Sie vielleimt auch daran erinnern, 
HeH Bundesminister, daß Sie in Ihrer Bll'dg,et­
rede 1 97 1  noch aillJsdrücklich .festg€halten 
haben, daß Si·e die Sorrdersteuern für keine 
Dauerlösung haLten. IMit Befremden muß fest­

g,e stellt weJ1den, daß dLese Auffassung off·en­

bar völlig in Ver.gessenheit g,er.aten ist, denn 
in Ihrer Budg,etrede 1 972 wird nun da.von 
nicht mehr ,gesprochen. (Abg. S t a u  d i n g e r: 
" . . . doch alle Lust will Ewigkeit" !) Sie sagen 
e s .  

Ich darf aber auch daran erinnern, daß i n  
der Regierungserklärung vom April 1 970 eine 
g r undlegende Reform des bestehenden Steuer­
sy stems für diese abgelaufene Gesetzgebungs­
periode angekündigt war. Außer Ihrer sdlon 
angeführten Erklärung über die Reform bei 
der Mehrwertsteuer finde ich nirgends eine 
ähnliche Passage. 

Ein zusätzlicher Punkt, den ich in Ihre r  
Budgeterk'l änung .auch vermisse, ist ein näheres 
Eingehen auf eine Änderung - wie heute 
s chon einmal hier ausgeführt wurde - des 
dringend notwendig gewordenen Finanzaus­
gleiches. Es ist durchaus verständlich - sicher­
lich -, daß Sie diesmal die Landwirtschaft 
besonders hoch dotiert haben. Sie erwarten 
sich wahrscheinlich davon politisches Kapital 
und beackern damit ländliche Hoffnungs ­
gebiete, vergessen aber dabei, daß die Städte 
heute in schweren finanziellen Sorgen und bis  
über den Hals  in Schulden stecken . 

Es .fälH Ihnen aus dies·en verschiedenen 
Gesichtspunkten sicherlich auch leicht, zum 
Beispiel etwa für den Umweltschutz einen 
etwas größeren Ansatz geltend zu machen. 
Ich habe aber auch festgestellt - wenn ich 
d en Herrn Kollegen Sekanina hier kurz zitie­
r en darf -, daß er zum Umweltschutz an­
scheinend eine andere Auffassung als Ihre 
Fraktion, Herr Bundesminister, im allge­
meinen hat. Zum Umweltschutz haben Sie , 

Herr Kollege Sekanina, die 1 07 Punkte der 
O sterreichischen Volkspartei zitiert. Ich er­
w ähne ausdrücklich, ich brauche die Oster­
reichische Volkspartei mit diesem Waschzettel  
b estimmt nicht zu verteidigen. 

Sie haben sich 'hier,  ich möchte f.ast sagen, 
über etwas lustig gemacht, und zwar über 
den Satz : Wenn ein B aum gefällt wird, seien 
d afür zwei andere zu pflanzen. - Dazu sei 
doch gesagt, daß solche Binsenweisheiten 
sicherlich schon im Alten Testament festge­
halten waren und ein typisches Beispiel dafür 
s ind, wie ,lebensnotwendig das Grün in unserer 
heutigen Gesellschaft ist. I ch  erwähne diesen 

Satz deswegen, weil idl damit zum Ausdruck. 
bringen möchte, daß es sicherlich, Herr 
Sekanina, auch andere Leute gibt, die ganz 
gute Ideen haben können . 

Herr Bundesminister I Dtesen letzten m einer 
Sätze möchte ich ,zum Anlaß nehmen, Sie 
darum zu ·er:suchen - so wie es Ihr KliUb­
obmann Gratz angekündigt hat -, Vorschläge , 
in diesem Fall von uns, von der kleine r,en, 
von der freiheitlichen Opposition, nicht nur 
an'lJlihören, sondern di·ese auch BJbzuwäg,en und 
zu prü�en. 

ErlaiUlben Sie mir, daß ich mit einer Anekdote 
hier meinen Abschluß find·e : Ln einer Mit tel­
schule in Oberösterreich Iwurde unmittelbar 
nach der Wahl in diesem J.ahr eiine Deutsch­
Schularbeit ,gegeben mit dem Titel :  "Jede:s 
Land ha't die Regierung, die es verdi,ent' "  
Einer der Schüler sch-rieb lediglich den lakoni­
schen Satz : "R:echt .geschieht uns '" - Dieser 
Schüler erhielt darauf die Note fünf, "nicht 
genügend". 

Herr Minister ! Ich darf Si·e biUen, tun Si,e 
das Ihr€ dazu, 'damit die fr·eiheHlichen Ahg,e­
ordneten Ihnen ,eine bessere Note g.e,b en kön­
nen und dieser Au.sspruch des Schülers nicht 
drohend über der österreichischen Wi,r,tschaft 
stehen bleibt. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sidl. Herr 
Abgeordneter Dr. Gruber gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren! Betvor ich 
zu dem mir selbst g,es.tellt.en Thema komme, 
möchte ich noch .ruuf eine Kontwv·erse zurück­

kommen, die 'ich am V,ormitta.g mit He rrn 
Abgeordneten Lanc hatte, der ,aber l,eiider 
nicht im Saal ist. Es scheint mir aber doch 
wichtig .ZIU sein, daß ich hier eine Klars.tellung 
mache. 

Herr Abg,eorone,ter Lanc hat von dem An­
satz Förderung für Wissenschaft und For­
,schung gesprochen und hier ·eine ,auf den 
·ersten Blick .s.ehr niedJ1ige Ziffer g€nannt, die 
mich ZlU einem Zwischenruf verleitet hat. Die­

,ser Zwischenruf ist umso leichter verständlich, 
laIs wir ja in den Beilagen, d1e uns der Herr 
Finanzminis.ter zur Verfügung Ig,estellt halt, 
auch e'in Blatt finden : "Ausgalb.en für Wissen­
schaft !Und For,schung " .  Hie,r heißt e.s auch: 
"Die Förderung von Wissenschaft und For­
schung ist ein eI"klärter Schwerpunkt des 
Regier.ungsprogramms. " Es ist dar.auf hinge­
wiesen, daß ,im Budget für diese Gruppe 
3,3 Milliiardoen Schilling �ur Verfügung sltehen. 

W,aJs der Herr Abgeordnete Lanc aber geme'int 
hat, ist der Ansatz 1 4 1 .  Aber auch hier er­
geben sich Punkte, die klar.gestellt werden 
müssen. 
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Herr Ahgeordneter Lanc 'hat in seinem Ver­
gleich zwischen dem J,ahre 1 967 und dem 
Jahre 1 972 nicht b.erücksichtigt, daß 1 1 8 Mil­
lionen SchiUin,g für das AUg'e'J.!1€-ine Kranken­
haus !Und 49 Millionen Schilling für Klinik­
bauten miteinhez.ogen wurden, also Ansätze , 
die zweifellos in ein anderes Kapitel g,ehören 
und nicht .in dieses. 

Ich möcht.e aLs'O sagen, daß einerseits mein 
Zwischenruf ,auf einem Mißverständnis beruht, 
aniderers'eits aber d,er Herr Abgeordn-ete Lanc 
nicht korrekte V,eI"gleiche gebracht hat, denn 
·an sich muß man der Frau BundesII1Jinister 
das Zeugnis ausls,t·eUen, daß sie für Wissen­
schaft lund Forschung wesentHch mehr heraus­
geschlagen hat, .als der Herr Abgeordnete 
Lanc in seiner Wortmeldung zum AusdruCk 
brachte. (Abg. Dr. Herta F i r n b e l g: Vielen 
Dank!) Frau Ministe,r, 'wir sind es schon g ,e­
wohnt, 'UIlJS g,egenseitLg Komplimente zu 
machen ! 

Ich möchte nun auch an eine Bemerkung 
des Herrn Finanzmini,sters ans chHeß,en , die in 
seiner Rede enthalten ist. Er hat den Dichter 
L u:d!wig Börne ziti,ert : 

"Die L'ebensKrafit eines Zeitalters 1i,egt nicht 
in seiner Ernte, sondern in s'einer kussaat." 

Der Herr Minister bezieht d'ielSe Le!bens­

weisheit wohl aJUch .auf sein Budg,et. Er meint, 
daß dieses Budg.et einer Aussaat gleichkomme 
und di·e Ernte wohl später einmal folgen 
würde. 

Budgßh'lede des Finanzministers heben diese 
Tabsache besonder,s hewor. Nur die Frage 
ist nirg'entds beantwortet :  Woher stammt denn 
dieses W-i,r,tschaftswachstum? W-enn etwas fest­
st,eht, dann sicherlich die Tats,ache, daß 'es 
nicht von der sozliaHJs,tischen Regierung 
stammt !  (Beifall bei der OVP. - Zwischen­
rufe.) 

Die sozialistische RegierUIlig kann für das 
Wirtschaftswachstum des J,ahr:es 1 970 nicht 
verantwor,tlich ,gemacht werden, wo sie doch 
erst in d.iesem Jahr 'ins Amt g,elre,ten Lst. Zu­
dem hat die soz'ralisHsche R.egierung auch im 
Jahre 1 970 nichts oder kaum 'e1w,as daru bei­
getag,en, daß das Wifttscha'.f.tswachstum tat­
sächllich in dieser Höhe eintritt. Auch im Jahre 
1 97 1  ist immerhin noch e'in beachtliches Wirt­
schaftswachstum vorhanden, a'ber aluch dafür, 
meine sehr ver,ehrten Damen und H-erren von 

der Link:en, können Sie nidlt die Autoren­
sc::haft be,anspruchen! 

'Mit ,dem WirtschaHswachstum sind natürllich 
auch di,e Einnahmen des Staates gelsHe'g,en, 
und der Herr Finanzminister erntet, w,o er 

nicht 'gesät ha,t I (Abg .. S c  h i e d e r: Die Schul­
den!) Er holt sich die Früchte , Iwie ich sag,en 
möchte, ·a,us dem Garten der OVP. (Beifall 
bei der OVP. - Heiterkeit bei der SPO. -
Abg. S e  k a n i n a: Aber im Garten der OVP 
gibt es schon viele welke Blätter!) 

Herr Abgeordneter Sekanina ! Darf ich meine 
kus,sage an �nem Beispiel demonstrieren. 
(Abg. S e  k a n i  n a:  Der OVP-Garten ist nicht 
mehr so grün! - Abg. L a  n c: D er OVP-Gar-

Herr Minister, dieser Ausspmch hat aber ten hat ausgeschaut wie nach einem Hagel­
auch e'ine Kehrseite, und hier ist man geneigt, schlag in der Oststeiermarkl) Herr Abg'eord­
mit einem Zitat aus dem Evangelium zu er- neter Lane ! Ich muß fe.shtellen : Sie sind 
widern : Sie, Her,r Mini1ster , g.1eichen j enem immer gerade zur Unzeit da. Wenn man sich 
Mann, von dem ·es dort heißt, daß er erntet, mit Ihnen ,aiUseinandersebzt, sind Sie nicht 
wo ·er nicht gesät hat ! <(Beifall bei der OVP.) da ! (Beifall bei der OVP.) Wenn man schon 

Sie ernten nämlich das Wirts cha:Etsw,a chs- Zw.ischenruf,e macht , soll man auch die Höf-

turn, das Sie nicht nur nicht gesät, sondern 
sog.ar zum Teil heftig bekämpft haben. Ich 
denke dabei da r,ilJIl , welche Stellungnahme Sie 
seinerzeit � den Wirtschaftswachstumsgeset­
z.en abgeg,eben hahen. Sie halben sich mit aller 
Kraft dagelgengestemrnt. Beute ist keine Rede 
mehr davon, daß diese Gesetz,e nutzlos wären, 
daß sie vielleicht sogar 'Schädlich :wären für das 
Budget. 

Sie haben seinerz·eit den Koren""Plan krHi­
stert und am Strukturv,erbesserungs,g-esetz 
Mängel entdeckt, alles Maßnahmen, di,e ,1hnen 
heute die Ernte einbringen, zu der S'i-e selbst 
nichts Ibei.getragen h.aben. 

In aUen Publikationen, W,ahlaus,sagen et 
cetera finden wir ein hohes Lob für das Wir.t­
sch.aftswachstum von 7 ,1  Pmz,ent im J,ahr'e 
1 970. Auch die RegierunQlserklärung !Und die 

lichkeit haben, im Hause zu se'in, wenn andere 
R·ed:ner auf die AUlSführungen eingehen. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. L a n  c: Da müssen 
Sie mich vorher verständigen, daß Sie spre­
chen!) Das we'I1de ich nicht ,tun ! Ich erwarte 
von einem Abgeordneten, daß >er im Ha,1.1S ist. 
(Abg. L a  n C: Wie ich Sie gehört habe, bin 
ich sofort hereingeeiltl) Es wär,e dom das 
scblöns,te, wenn ich Sie vers,tändi,g,en würde, 
w.enn ich die �bsicht habe,  rn'ich mit Ihnen 
auseinanderzUlSetz.en. Das fällt mir .gar nicht 
ein! (Abg. S k r i t e k: Wenn Gruber redet, 
werden alle hereinrennen!) 

Ich darf also an einem speziellen Beispiel 
die Th:es,e erläut,ern, die ich vorhin aufg,est-ellt 
habe, und zwar am F.all  Wohnung,sbau, miot 
dem sich etwas kursoriJSch ber·eits Herr Abge­
ordneter Horr beschäftigt hat. Diesem Fr,agen­
komplex ist in der R-egi·erunrgserklärung ein 
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ganz besonderer PLa,tz e·i.ngeräumt worden. Er 
rangiert ber,ei'ts an 1Jweiter Stelle der konkre­
ten Fragen. M.an hätte nun annehmen dürfen, 
daß die&er besondere RJa-ng auch im Budget 

und in der Budgetrede des Herrn Finanz­
ministers zum AUSidruck kommt. 

Die Paissagen, die der Herr Firnanrzminister 
diesem Kapitel gewidmet hat, sind aber über­
haupt nichts Eig.enständiges, sond,ern nur ein 
Nachhe,ten der R�gliemng,serklärungen der 
Jahr,e 1 970 und 1 97 1 ,  wor,twörtlich . Der eine 
Satz, der von ihm selbst stammt, ist nur der 
Hin'Weis, um wieviel die zweckgebundenen 
Einnahmen für den Wohnun,gshau im Budge t 
1 972 s.t.eigen werden. Das hätten wir lauch 
selbst nachle s.en können. (Abg. S e k a n i n  a: 
Wer weiß, ob das bei Ihnen möglich ist!) 
Herr KoLl-e,ge Se�anina, so gut wi'e Sie kann 
ich auch lesen! Aber wk ,sind j a  ,solche 
flwischenrufe des KoLle,gen Sekanina schon 
g'Bwöhnt, Zwischenrufe, di,e absichtlich unter 
die Gürtellini'e g·ezielt ,sind. (Beifall bei der 
OVP.) Aber da müsisen Sie sich dann mit 
anderen auseinandersetJz,eni mit mir können 
Sie auf dieser Ebene nicht peden. 

Der Herr Finanzminister ist äußerst zrufrie­
den mit seine r  Feststellung, daß di,e zweck­

geibundenen Einnahmen für den Wohnungs­
bau von ·etwa 3,9 ,auf 4,6 Milliarden SchiUing 
stei,gen werden. 

Ich möchte aber eindeutig folg'endes f.est­
stellen : Erst'en s  handeLt ·es sich hier um zweck­
gebundene Einnahmen, und zlwar ist dies,e 
Ar,t der Einnahmenr,eg.elung mit dem WtOhn­
hauförderungsiges,etiz des Jahres 1 967 von der 
OVP g,egen Ihren Willen beschlos'sen worden. 
(Beifall bei der OVP.) Hätten wir damal!s nicht 
aUe QueUen für dem WohllllUngshau weiterhin 
offeng,ehalten, die es vor.her geg,erben halt, iUnd 
für dile Z.UI�unH abg,esiche�t, es stünde heute 
nicht so günstig :um di,e Finarnzierung des 
WdhnungSibaues. Damals ,war,en Sie allerdings 
da'g,egen. 

Es sind Zlwe ckgehundene Binnahmen, habe 
ich ges'a.g.t. Der Herr Finanzminister hat aus 
dem Budget selbst nichts dazu be�getragen. 

Die finanZlielle SicherstelLung, wie ich 'ge­
sargt habe, erfolgte im J'ahre 1 967 durch das 
Wohnbau�ördeTrUngs,gesetz. Di,e ,exorbitant 
hohe Steirgerungsrate ist aber dar,auf ZlurÜcX­
zuführen, daß es eine exoI1bitant hohe Steuer­
progression rgtbt, denn .diese zweckgebundenen 
Einnahmen :sind ,jla mit der Einkommen- und 
Lohnst,euer ,g;ekoppeH, und gäbe 'es nicht dort 
diese über dem DurchschniU Hegende Stei­
gerungsrate, gähe es auch nicht :diese hohen 
Einnahmen für den WohIlJungsbiliu. Es ist also 
das, was über die Steuerprqgr,esslion im all-

gemeinen ,gesagt wurde, hier -im speziellen 
noch. einmal �u sagen. 

Trotzdem muß die Fr'ClJge g'ehr ernstlich er­
hoben werden, ob 'Init der höhepen Summe 
auch 'tatsächlich' mehr gebaut w,erden kann. 
Es ist vom Herrn Finanzminister selbst darauf 

hing,ewli'ß"sen iWorden, daß diese Steigerunrg 
nahe'lJu 1 8  Proz,ent beträg,t , wesentlich mehr 
,als die Ste igerung beiJm Budget im allgemei­
nen. Aber !Wir dürfen nicht übersehen, daß 
wir Kost'eIlJs'teigerungen auf dem Ba'llsektor 
haben, die auch w,eS'entHch über dem Durch­
schnitt der Kostensteig,erungen liegen. Wenn 
w'ir b:esonders im Westen Osterreichs schon 
lä'I11gst nicht mehr mit den Baulmstensät'Zen 
da's Auslangen finden, die wi r  seinerzeit f.est­

gestelLt halben und die wir im VOIijahr fest­
gestellt halben - das Land Salzburg mußte 
zweimal :hiintereinander di,e zulässirg,en Baru­
kostenrichtsätze erhöhen -, so ist leider f,est­
zuhalten, daß BaUJk.ostenstei,geIlUrll1gen rbis zou 
20 Prozent keine Seltenheit iSind. 

Herr Bundesminis.ter l Wenn Sie uns auch 
irg'endwie frohlockend diese Steligerung von 
18 Proz,ent v,erkündet haben, !So wird damit 
'in Osbeueich um k'eine Wobnung mehr ,gebaut 
werden können, weil die Preisst,eigerungen 
auf dem Bausektor aUe di,ese Erhöhungen 
wi,eder auffressen. 

Ich muß auch irn dJiesem Zuslammenhang auf 
jene kuß'erung zurückkommen, die der Herr 
Bundeskrarl'zler in seiner Regierungserklärung 
bezüglich der Wohnbauleis'tung gemacht hat. 
Er sag'te : 

"Im J.ahre 1 970 Wlur:den nur 44.980 Woh­
nungen ferHg,gestellt. Diese Zahl wurde in 
der W'ahlw erbung irrtümlicheI1Weis'e von der 
Propa.ganda einer Partei gegen Idlie Bundes­
regierung ins Treff,en geführ,t, wobei ·allerdings 
den Autoren dieser Propaganda der Umstand 
entgaIl\gen sein dürfte, daß 1Bau'be,ginn und 
Planung von Wohnungen, die im J'ahr 1 970 
fertig,gest,eUt worden sind, offenbar in die 
Är,a der f,rüheren Bundesregierung gef,allen 
s,ein müssen." 

Mit diesem Absatz darf ich mich doch wohl 
auch lein bißchen beschäLtig,en. Der Herr Bun­
deskanz.ler irrt, wenn er gl.arubt, es set uns 
hier ,ein Ir,rtum unter1aufen; er hat ja uns 
angesprochen, wenn er von "einer Partrei" 
redet. Er irrt nämlich auch, wenn ler gl-aubt, 
daß Wohnl.lJDrgen, die im Jahr,e 1 970 fiertig­
geste.llt worden sind, ,eben in der Zeit früherer 
Bundesr,egLerungen ,g'epl,ant und begonnen 
worden wär,en. Insof.ern is.t das natürlich rich­
tig (Zwischenruf bei der SPO), daß die Pla­
nung schon vorher vorgenommen werden 
mußte, ahe,r sie lag ja vor und sie lag in ClJUS­
reichendem Ausmaß v,or . Wo es gehapert hat, 
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das w,aren die Mittelzuteilung:en bestimmter 
Bundesländer 'im J'ahr,e 1 968 und im J.ahre 
1 969. (Abg. Anton S c_ h 1 a g e r: Slavik!) Des­
halb war im J.ahre 1 970 die Fer,tiigstellung von 
Wohnungen unter dem Stand des Jahr,es 1 969. 

Wir halben das ganz ,genau ,g-eprüft, wo 
weni,ger Wohnung,en fe,rUg,ges'tellt worden 
sind, wo ,al'so in den J.ahren 1 968 und 1 969 
- man müßte East ,an ,eine Sabotage des 
WohnbauiföIlderuIljg'sgesetzes 1 968 dabei d'en­
ken - d-erart gezögert worden ist:  .ausgerech­
net in den sozialiSlt'1smen Bundesländern Kärn­
ten und Wien! Das Wohnungsdefiz'H, das hier 
im JahI'e 1 970 mit insgesamt 4000 Wohnungen 
im Bund entstanden i st, dieses WohnuIlJ9's­
defizit stammt zu 4500 aus Wien allein. Dazu 
kommt noch eine beträchtliche DefizitleiJStung 
aus Kärnten, und wir hätten nicht soviel Woh­
nungen im Jahre 1 970 fe.rtig,g,esveHt, wenn 
nimt in ,anderen Bundesländern eine S.teige­
rung der WiohnhauLeils,fjllJl1g herbteigeführt wor­
den wäre. 

Aber was ist die Schlußfolgerung daraus? 
- Es kann nicht das Ges,etz schuld sein, und 
es kann auch n'icht di.e Bundesregli,erung der 
OV:P ,schuld .sein, denn wenn es mit dem 
gleichen Gesetz, nämlich mit Idem Wohnbau­
förlderungsigesetz 1 968, 'etwa in Salzburg oder 
in Tirol oder in Oberöpterreich möglich war, 
die WohnhalUleistung /Zu stei.g.e'Ill, ·dann frag·e 
ich :  W,arum war dies nicht auch i.n W,ien und 
in Kärnten möglich? .(Beifall bei der OVP.) 

Hier lieg,t .also die Schuld eindeutiig bei 
sozi'alisti'sch,en Regierungsst,eUen . Der Herr 
Bundeskanziler hraucht uns nicht einen Irrtum 
zu unterschi,eben. Wir haihen smon gewußt, 
was wir gesagt haben, als wir di-e VeTant­
wortung dorthin geschoben .harben, w.ohin sie 
nämlich witklich gehört. (Abg. G r a t  Z: "Hin­
geschoben" ist richtig! - Abg. G r a  f: Wo sie 
hingehört!) Sie g,ehört .alUch dorthin, und w,enn 
Sie woiBen, dann Ibleibe ich bei diesem Aus­
druck, denn .es ist von der R,egierung zum 
AUJSdfiuck ,gebracht worden, als man diese 
Ziff,ern in der Offentlichkieit das el'ste Mal 
las : Man sieht also - die OV<P hat hter 
ein schl,echtes Ges'etz gemacht! Wenn Sie uns 
da's zugeschoben haben, Herr Abg e ordne,ter 
Gratlz, dann nelhmen wir auch das Remt für 
uns in Alnspruch, diese VerantJwortung wieder 
zurückzuschiehen. (Beifall bei der OVP.) 

Tm übri'gen wenden wir uns mit diesem 
Kapitel bei der Spezialdebatte noch etwas 
näher zu heEassen haben. 

Ich da,rf lin diesem Zusammenhang doch auch 
auf eine BehalUptung des Herrn Abgeordneten 
Tull zurückkommen, w,eil er sich hierherge­
stellt und im Brustton der Uberzeugung er­
klärt bat: Die SPiO hat noch nie ,ein Wahl-

versprechen gebromen, wir haben alLes 9'e­
halten, was wir ve·rspmmen haben! - Das 
ha,t er hi,er eI1klärt. 

Nun, vi,ag hat man vor der W,ahl 1 970 
verspromen? - 1 00.000 Wohnung,en pro Jahr 
dunh ein!e Steijgerung von 5000 pro J.ahr 
zusätzlich! In der Regierungse,nklärung von 
1 970 stand :alUm noch das Vers.pr,echen von 
5000 Woonungen mehr pro Jahr. In der Reglie­
rung,serklär\lJD.g 1 971 ist man schon vorsichti­
ger geworden, da hat man nur mehr eI1klä,rt : 
eine höhere Anzahl als bisher ;  so besCh:eiden 
ist man 19,eworden. 

Aber, Herr Abgeordneter Dr. Tull, Sie kön­
nen die 'f.atsache nicht v.om Tisch wischen, 
daß bier ,ein Versprechen, das die Sozialisten 
abgegeben haben, glatt ,gebrochen worden ist. 

Ich habe vorhin a:uch 91esagt, daß aus dem 
Budget direkt dem Wohnungsbau nichts zu­
fließt. Ich muß mich hier etwas korrigieren. 
Es fließt 1latsächlich etwas zu, nämlim der 
Anleihedienst für die Anl,efhen des Wohn­
haus-WiederaJUfbaufonds und des Bundes­
Wohn- und SLedlungsfonds. Aber interessant 
ist : Auch dieser Anleiihedienst hat eine sin­
kende Tendenz, und im J,ahre 1 972 werden 
daLür um 24 MiHionen Schilling w.eniger aus­
'geg�ben als im J.ahr 1 97'1 .  Bemerkcenswer,t ist 
ja immethin auch die Tatsache, daß die sozia­
listische Regierung und ihr Finanzmin1ister ab­
solut nicht dlanan denklen, etwa ,auch mit An­
leihen und ähnlichen Maßnahmen dem Woh­
nungsbau zusätzliche Mitt,el zuzuführ,en, um 
närn:lich di.e Wohnbfftuleistung wiI1klich stei­
gern ZIU können und nicht nur die Kosten­
steigeruilli9 wett'Zumachen. 

Warum ich diese Frag,e überhaupt an­
schneide? - Weil j a  die Sozialisten seiner­
zeit im Zusammenhang mit unseren Beratun­
g,en zum Wohnhauförderungsgesetz ,eine For­
denung erhoiben ha'ben. iSie haben ,nämlich da­
mals verloangt, daß j ährlich 35 Prozent jener 
Summe, die an Izwecktgebundenen .Eionnalhmen 
hereinkommt, lauch ,v,am ofinaD.71ministe r noch 
dalZugelegt werden müs'sen. 35 Prozent ! Der 
Antrag Weilkhart, Moser und :so weiter 
�st uns selbstverständ.Jich noch in 
·Erinnerung 'geblieben. Wir werden 
noch manchmal darauf zurückkommen. Wir 
kommen auch in dieser Stunde da:flauf zurück, 
weH der sozialistische Finanzminister weder 
35 Prozent, .nom 1 0  Proze.nt, noch 5 Prozent 
dazlugelegt hat. Er !hat nämlich gar nichts mehr 
dazugelegt. 

So schaut es auch mit den sozialistischen 
Zielvorstellungen in einer Zeit aus, in der 
eine OVP-Alleinregierung da ist, und mit 
sozialistischen Vorstellungen, wenn die eigene 

6. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 74

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 6. Sitzung - 17. November 1971 301 

Dr. Gruber 

Partei, nämlidl die SPO, die Regierung zu 
stellen hat. Daraus k<ann man dann natürlich 
auch die entsprechenden Schlüsse ziehen. 

Ich glaube, daß die Bevölkerung, die der 
SPO die Mehrheit gegeben hat, ihr diese 
nicht zuletzt wegen der Versprechungen auf 
dem Wohnbausektor gegeben hat. Man sieht, 
daß die Regierung auch auf diesem Gebiet 
weder in der Lage noch gewillt ist, diese 
Versprechen einzulösen. 

Nun noch zu einigen anderen K1apiteln aus 
dem Bereich des Bauwe s ens, weil sie auch 
hier angesdlnitten worden sind. Der Herr 
Finanzminister selbst und auch der Herr Ab­
geordnete Harr haben heute die Sache so dar­
gestellt, als ob wir auf dem Sektor des Schul­
baues und des Hochschulb aues weiß Gott wel­
chen Fortschritt zu verzeichnen hätten. Idl. darf 
Ihnen doch einige Ziffern hier nennen. Die 
Situation ist so : 

Bei den Uegensmaftsankäufen -sind 62 Mil­
lionen vorgesehen gegenüber 67 Millionen 
im Jahre 1970, also im letzten OVP-Budget. 

Für wertvermehrende Instandsetzung sind 
81 Millionen vorgesehen gegenüber 85 Mil­

unter Einbeziehung auch der Hochschulneu­
bauten die schon mehrfach erwähnten 
690 Millionen Schilling gegenüber 643 Mil­
lionen im Jahre 1 97 1 .  Das ist eine Steigerung 
von 7 Prozent. Herr Bundesminister, ich frag e :  
I s t  das wirkLich ein Fortsooitt: 7 Prozent Stei­
,g,erung !bei 20 Prozent B al\.l!lwstensteigerung? 

Wir müssen leider feststellen, daß auf die­
sem so wichtigen Sektor im nächstem Jahr 
weniger gebaut werden kann als im heurigen 
Jahr. 

Sie haben ferner daJiauf hingewiesen: Ja, 
aber dafür haben wir noch die 20 Millionen 
Schilling für das Leasing. Im Jahre 1 97 1  waren 
es 50 Millionen, heuer sind 70 Millionen 
dr-innen. Das würde zusätzlich ein Bauvolumen 
von 200 Millionen Schilling bedeuten. 

Herr Finanzministe r !  'Sie dürfen doch nicht 
übersehen, daß die 50 Millionen, die im Vor­
jahr dlünnen waren, nicht heuer noch einmal 
sozusagen Ibauwirksam :für Neubauten einge­
setzt ,werden können , !Sondern das -ist echt 
ein Rück,gang um 30 Millionen oder -um 
300 MiHionen Bauvolumen. Das ist die Wahr­
!heit ·auef diesem G elbie t l  

lionen i m  Jahr vorher und 82,7 Millionen im Man klönnte hier noch manch·es andere De­
Jahre 1 970, also auch hier eine Verminderung. bai! anführen. Ich ,gla ube _aber nicht, daß es 

Auf dem Hochschulsektor zeigt slich das 
gleiche Bild ; viel stärker allerdings auf dem 
Sektor der allgemeinbildenden Schulen. Hier 
ist nämlich der Ansatz für wertvermehrende 
Instandsetzung von 77 Millionen im Jahre 
1 970 über 52 MilLionen 1 97 1  auf 41 Millionen 
im Jahre 1972 abgesunken. 

Lediglich. bei den berufsbildenden höheren 
Schulen ist eine Steigerung zu verzeichnen, 
was aber nicht verhindert, daß hier ein Minus 
von etwa 30 Millionen Schilling gegenüber 
dem Jahre 1 970 aufscheint. 

Dasselbe BiLd finden wir bei der laufenden 
Instandhalltu�g ; ebenfaUs eine Vel1lIlinderung 
der Ansätze. Deshalb frage ich.: Herr Finanz­
:minister!  Wie sollen die notwendigen Instand-. 
setzungen und Instandhaltungen bei den stei­
genden Baupreisen bewerkstelligt werden, 
wenn hier nicht einmal wenigstens im Ausmaß 
der Kostensteigerungen nachgezogen wird, 
wenn man .sogar die Ans ä tze ,senkt? 

Der Ansatz für Einmietungen im Bereiche 
der Unterrichtsverwaltung ist ebenfalls ge­
strichen worden. 

Und j etzt komme ich zu der großartigen 
Sache NeUbauten. Bei den alLgemeinbildenden 
Schulen ist zwar eine S teigerung von etwa 
5 Millionen Schilling, bei den beruf.sbildenden 
höheren Schulen ist eine größere Steigerung 
zu verzeichnen, insgesamt finden wir aber 

Sache der 'ersten Lesu�g ist, schon aHes vor­
wegzunehmen. 

Ich habe diese Beispiele deshalb g.ebr,acht, 
um zu zeigen, daß e s  mit der SchlweI1pUnkt­
bildung, die Sie, H e rr Finanzminister, groß 
herausg-estellt hahen, nicht Slehr weit her ist, 
weder auf dem Gebi et des Wohnungsbaues 
noch ,auf ,dem Gebi,et des .scbJu1baues. 

kh werde dann 1n der Spe:zialdehatte noch 
nach:weisen, daß es in Vlielen Bereichen des 
Kap11:els Unterricht und Kunst ebenfalls nicht 
zum besten mit dieser SchwerpUniktbi1dJung 
bestellt ig,t. 

Ich bekenne mich aber dazu - hier möchte 
ich mich in einen gewissen Widerspruch zum 
Abgleordneten BIIoesigke steHen -, daß der 
Ber,eich Bildung und Forschung etn echter 
SchwerpuIl!kt zu sein bat und daß auch die 
so vi,eUach angespr.och'enen klassischen Staats­
aufg,aben von einst etwas ozurück:zutreten 
haben geg,enüber neuen Scbrwerpunlkten, di,e 
in unser-er modernen Ges-ellschaft stärker ge­
sehen wer.den müssen a1s in d,er V,eI1gangen­
heit. 

IW,enn es so wäl1e, daß hier ein echter 
Schwerpunkt vorhanden ist, dann könnte man 
ohne 'Weiteres ja ·zu diesem Budget sagen. 
Aber dieses Budget .gibt vor, besondere 
Schwerpunikte zu setzen, bei genauem Hin­
sehen aber finden wir :kJeüoon, der nicht schon 
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von der OV,P .gesetzt worden wäre, und was 
vor allen Dingen entscheid,ender ilSt: Wcu fin­
den leid-er bei genauem Hinsehen auch,  daß 
die Steigerung.sllaten, die zur Zeit der UVP 
g ehalten werden konnten, nun unter einer 
sO'Zialis.tischen iR!egieflung nicht mehr gehalten 
werden IDönn-en. 

Schliimm ist, daß diese ZUWlachsrat,en weit­
gehend -auch durch Kostensteigerungen wieder 
beseitigt werden und daß in vielen Bereichen 
die Ko'Stenste�gerU'Illgen wesentlich über das 
hinausIgehen, was der Finanzminister mehr an 
Mitteln eing.ese.tzt hat. 

Dies-es Buid.get  häLt aJUch a.uf den v;on mir er­
wähnten Gebieten nicht das, was es v;erspricht , 
und darum finden wir k,eine Ursache, ihm z.u'Zu­
sümmen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr 
Abgeordneter Dr. - Blenk gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr Präsi­

dent! Hohes Haus ! Meine sehr verehrten 
Damen und HeHen ! Im ersten Abs1atz der 

Ausführungen in der Finanz- und Bud­
getrede des Herm FinanZiministers ist -ein 
Satz enthalten, :dessen Gewichtigkeit zwar ge­
legentlich am Rande angeklungen j'st, mit dem 
sich aber eigentlich bisher noch niemand näher 
befraßt hat: Es j'st die Frage nach der gesell­
sChaftspolitischen Zielsetzung des Budgets 
oder, ich möchte weiter greifen und sagen, 
nach der rgeselLschaftspolitiischen Zielstellung 
dieser Regierung, nach der ·geseUschaftspoli­
tischen ZielsteHung der Soziali'stischen Partei . 

"Die Bm1desregierung ließ .sich bei der Er­
s tellung von .gesellrschaftspolitischen Wertvor­
stellungen leiten",  ISO heißt 'es wörtlich ,  und 
zwar im Anschluß an eine Ablehnung der 
sogenannten konservativen Philosophie. 

Meine namen und Heuen! ICh verstehe , 
daß di ese Frage ,bis heute hier im RaJhmen 
dies·er Debatte und auch im Rahmen der 
Debatte zur Regierungserklärung noch keinen 
bre iteren Anklang gefunden hat, und zwar ein­
fach desweg-en , weil es beim -ersten Hinsehen 
eine Art fast nicht entwiirrbaren Zickzackkur­
ses dieser Partei , dieser Regierungs erklärung 
und der Budg-etrede -gibt. 

Ich möChte Ihnen, um ,das zu untermauern, 
einige kur.ze .MaI1ksteine 'Wiedergeben. 

Bundeskanzler KreiJsky hat im Rahmen sei­
ner Regierungserklärung den von manchen 
tolerant oder abschwächend empfundenen Aus­
druck ,,'sozialdemokratische Politik" verwen­
det. Er hat 'gemeint, daß siCh die RegieruD-g 
bei ihrer Reforrnarbeit von sOZlialdemokI'aÜ­
sehen Grundsätzen leiten lasse, also, wie er 
hinzufügte , von Ideen, die in den letzten 

hundert J,ahren in 'so maßgebender Weise 
die PoLitik der modernen Demokratie beein­
flußt hätten. 

Der Klubobmann der Isozialüstischen Frak­
tion, Herr Abgeordneter Gratz, hat das 'in dem 
Sinne untermauert und :erweitert, daß er sa.gte, 
für die SozialiistiJsche P.artei 'sei die 1dentität 
von Wahlprogramm und Regi-erungsarbeit ge­
geben, der Wählerauftrag sei auf das Wahl­
und Regierung·sprogIlamm und nicht auf ein 
sozialistische,s Osterreich .ausg-erichtet. 

Als Konsequenz dazu. mußte man fast er­

warten, daß -sich der Abge'ordnete Cz.emetz 
denn doch mit drohendem Ze.igefinger zum 
Wort meLden mußte. Herr Abg,eordneter Czer­
netz hat Isodann etwas gesagt, wa,s mir sehr 
bedeutsam eflscheint, und zwar nicht -deswe­
gen, wetl wir ihn -alls einen s ehr maßgeblichen 
Ideologen der Partei k:ennen, sondern des­
wegen, weH er tatsächlich der W,ahr-er ,ge­
wiss,er Dinge ist, die man heute a.m. lielbsten 
vertuscht. Er hat nämlich 'gemeint, daß für 'ihn 
Demokratie ohne Ideologi-e praktisch undenk­
bar sei. Er hat die Ost'erreichische Volk:spartei 
dazu beglückwünscht - warum er dies tat, 
weiß iCh nicht; er wird sich ,sicher seine Ge­
danken darüber .gemacht haben -, daß sie 
nun /Zu einer ReideolQgis ierrung ikomme. Ich 
glaube, es war für ihn mehr der Aufhänger 
dafür, den Ausspruch zu tun, der mir nun 
s ehr gewichtig erscheint, nämlich :  Meine Her­
ren, :such'en Sie nur weiter l Ich wünsche Iihnen 
viel Glück. Wir haben, jlawohl meine Damen 

und Herren, die SPO hat in Wirklichkeit eine 
sehr klar'e Ideologi,e. 

Da muß .ich V!ielleicht m anche Verwirrungen 
auch im Lager der sozial;istischen Abgeordne­
ten etwa,s beheben . 

Die SPO hat am 1 4. Mai 1 958 -ein Programm 
beschlossen, das Iseinerzeit nach langen Dis­
kussionen schLießlich den Weg in den P:artei­
tag gefunden hat, ein Programm, das auch im 
neuesten WirtschaftJsprogramm -ausdrücklich 
als gülti'g erwähnt wurde, ein Pro.gramm, das 
Bundeskanzler Kr,eiJsky vor allem im Zusam­
menhang mit der VeflstaaUichungsdebatte vor 
der Wahl ausdrücklich lal·s auch für ähn gültig 
bezeichnet hat, j enes Progr-amm der SPO - das 
muß man, wie ich ,glaube, wiJssen -, das 
neben Benedilkt Kautsky, neben den damali­
,gen Zentr,alsekr_etär Pipeflger , neben Professor 
Klenner auch den damaligen Staatssekretär 
im Außenmini:sterium, Dr. 'Bruno Kreisky , als 
wesentlichen Mitautor hatte. 

Der ge·dankliche Gehalt dieses Programmes 
enthebt UIlIS, wenn W1ir ,es 'studi,eren, eigentlich 
der Ffage, ob denn nun " sozialdemokratisch" 
wichtiger als ,,'sozialistisch" oder ob die SPO 
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marxisti,sch oder nicht marx-istisch Isei, denn 
Herr Dr. Benedikt KanItsky hat in seinen 
einleitenden Worten zu diesem Programm 
- Kollege Fischer lächeltj ,er kennt das wahr­
scheinlich 'genauso ,gut - folgendes gesagt: 

Wir woUen ein Programm schaffen, das 
j eder übernehmen kann, Marxist und Nicht­
marxist. rr Wir handeln nach meiner Me'inung 
am besten" - das �st jenes Programm, zu 
dem :sich Kanzler Kreisky vor weDJigen 
Wochen Ibekannt hat! - "im Gei'ste von 
Marx und Engels, wenn wir nicht an ihren 
Worten . . .  festhalten, sonaem wenn wir 
traChten, in ihrem Geist, im Geist des eChten 
demokr:atischen Sozial/ismus weiter zu wir­
ken." 

Meine Damen und Her;ren! Damit hat 'aJuch 
der Begriff der Sozlialdemokratie auf einmal 
einen ganz besonderen Klang bekommen. Denn 
der Geist von Marx und Engels i!st der Geilst 
der Sozialdemokratie, des demokratisChen 
Sozialismus. 

Ich glaube , daß auch die Verstaat1Jichungs­
debaH-e hier einen neuen Aspekt bekommt, 
zumal sie vor der Wahl ziemlich virulent 
war, als Herr Kanzler Kre�sky ,schlußendliCh 
gemeint hat : 

Schauen Sie, iCh Istehe diesbezüglich auf 
dem Boden des Parteiprogl1ammes 'von 1958, 
wo es heißt, daß dafür, was und ob veI1Stdiat­
licht wird, dals Gemeinwohl maßgeblich sein 

wird. 
• 

Er hat allerdings den nächsten Satz niCht 
dazugelsagt, nämlich j enen Satz, der da lautet: 

"Klein- und Mittelbetriebe :sowie Eigentum, 
das der eig,enen Arbeit dient, werden aber" 
- wi,e be'nuh.ig'filld! - "looi'llesfans verg.es'ell­
schaftet werden." 

Mei[lJe Damen rund Herren! Das sill1Jd die 
ideologischen Zielstellungen, di'e letztlich die­
ser Partei zugrunde liegen. Der Herr Kanzler 
hat vor :elinem Jahr, als er im Zusammenhang 
mLt der Er,stellung des Budgets für 1 97 1  von 
J ournalilsten gefragt wur.de, wo denn das Be­
sondere dieses BudgelJs liege, gemeint: Ich 
habe noch keinen Auftrag zu 'einer sozialüsti­
sehen Polittik. 

'Meine namen und HerItelIl! Ich glJarulbe, daß 
wir uns das vergegenwärtigen müssen, wenn 
wir hören, daß dies'es Pmgramm - was siCher­
lich in vielen Fällen nicht stimmt - von ge­
seHschaftspoliHsChen Wertvor,stellungen ge­
zeichnet sei.  Ich glaube aber, wir müss'en uns 
darüber im klaren sein, Idaß es das Ziel der 
Politik dieser Regierung lilst, !daß das unver­
rückte und 'e'fklärte Ziel einer Umwandlung 
der Gesellschaft im Sinne der sozialistischen 

ZielvoI1Stellung.en nach wie vor be stehen 
bleibt. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wann wird das 
OVP-Programm fertig sein?) 

Ich möchte Ihnen dazu 'sagen : Wir haben 
einmal rin ,einem zwischen parteilichen Krei,g 
darüber gesprochen und haben gemeint: 
Sicherlich i,st die Frage, nach welcben präzi'se 
formulierten VOI1stellungen die OVP Dun vor­
geht, heute deswegen mehr in den Mittel­
punkt gerückt, weil siCh die SPO praktisch 
ihres eigenen Programmes im Interesse der 
Wahlstrategie und Wahltaktik zu entledigen 
veflSuchte. Ich Isage Ihnen, Herr Dr. Fischer, 
noch einmal : Man muß die Entwicklung der 
Dingle letw,a:s verfoLgt herben. Ich Idarf ,das für 
mich 7JufälliJg lin AnspruCh Ilielhmen (Abg. Dok­
tor F i s  e h e  r: Zufällig!), !UJm 'Zu w.iSlSen, wi:e­
weit ,aLle di;es'e V,erw,iJschuntg,en und V,erwir­
rung:en di'e 'baltsächlichen Zi-elsbeUIUl1Jg,en wi,rk­
lich dn F,r,a'gle rg,9stlellt haben. 

Ich bin heute nicht mehr ,der Meiruung, daß 
die Fre.'g,e lautet : Wlind IsiCh Helrlr Dr. Kfleirsky 
oder die SPO durchsetzen? Ich :bin zu1Jilef:st 
,davon übe l1z.eUigt, daß WS, wozu er Isich nach 
w,�e vor beke'I1'Ilt, ClIuch das Prog.I1amm der 
Sozila1ilsrlJiJsch:en 'Parrtei ,iJSt. Herr HäiUJs;e,r wil1d 
mir hder zweifellos z'UJstimmen. 

Meine Damen unld Heriren ! In der BuJdget­
rerde, unld zwar im erstren IgrullidsäbzlicheJll und 

'aJIla,lytilSChen T.eril w;ioo di€ Pos�ition OsteIifIBichs 

im intrernartiontlJlen Vieng,Leichisfeld 1S'ldZ7Jierrtj 
das wa,r IS'Ü 'etwiaJS w:i:e eine echte Wündilgrung 
und Beschöniglung :der rde:r:ZleitJi'geIl La'g,e. 

Herr Kol'lege Gruher hat schon rdamlUf hin­
ge'Wli:ese(ll : Bs heißt , daß aUe posi ti Yen EI1Schei­
nru'nglen der rgl8tg,eJ1lWärtLgen Wütscbaftssima­
ti an, eingeschlossen die Strukturverbesserun­
'9100, die InVlelStJitio,fissitruation lUIlId ISO weiter, 

, ;zilelbewußt'eIl wiI1tsCha�trspollitiJschen Maßnah­
men" �u veroanlren iS,eilen. 

Ich möchte .hie,r ,an Herrn Dr. Gnuber an­
schlließ;en, der rda !g,emedmt hat, eis weDde s.icher­
lich ldem Herrn HnaiIllZminilst,er laum rgeläufig 
sein - so WlLe les jledem wirtschaftJspollititsch 
informli.erben MffilJscben 'geläufig ,ist -, daß 
letZitLich wirbschaftspol,itisch'e Maß1rua,hmen, wie 
man das heute 'fiodem 1gern IStagt, mit feinem 
Trime ,Lag, mit e.ilner :Zleitrlich,elIl Vierzögl€;rung 
von Idurcbsclmittlich zwei JIa!h,nen wirikJsam 
werden. (Präsident Dr. M a l  e t a  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich möcht,e ,a:uCh iden .litefianirSchen Exlmrs 
nicht nochmals zitieren, den der Herr Finanz­
miIllister .bei Hörne runte:rm:Offimen hat, wo ,er 
vom Säen. iUlnld 'Ernten 'spLach. Sicher j,st, daß 
das, was heut,e rdi.e '�egj:eI1Ung ,aillf ihr Konto 
schreliibt, zwei��eUos :I1licht von ihr laJuSigelsät 
wUI1de. 
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Meine ISiehr ver:ehrt€ln Damen IUnd HerDen I 

Ich möch"tJe :z;ulffi BuJdg'et lin w.1ede,rholender 
Form - dies odesw,egen, weH ,es mi,r ·eilIlflach 
notw,endJig iel1Scheint, g,ewi'sSie ,Grunldsätze 
imme.r w.iJedler zm br.1Ilig'en - folgendes f,e'st­
stellen : Es ist nicht konjunkturg.erecht 'Und 
W(iI1d Ic1'ie P·rei!Ssbei,geIlUDlg vel1Schärf,oo. Es liJSt 
ein ilnf1.ahonäres Budget, !das lreline W1achJs­
tumsförd,enmg und kleine Struk1m:r:venbesse­
r,ung !i1Il einem konzeptiv,en Simlie lbe1n1haltet. 

Für die ProdJU:kttvjtätSlste�g,eI1Ung ISlind mehr 
Investitionen in Ileistungsfähigen Betrieben, 
1st eine besser'e AUJs:hi1dung und IStnd Lei­
st'U'llgsanTteli'�e lIlotw,enldtg. Das Btudget gibt lSi!€ 
nicht. Es sucht im w:es'ent1ichen IllUr delIl Sbalats­
anteil auszuweiten. Es ·werden ·gesunde 
Staabsfinan:z;en gefolldert, 1d1ese werden ·aiber 
- ,ich Wlalg,e das ISO :�u fOrmlli�ieTtl�tll - auf 
Kosten der Wirtschaft laJI1Ig:estIleibt. 

Me,ilße Damen und Herrlenl Di,e Investitionen 

des Bundes IsoL1en um 1 3  P,yoZ'ent lauSigeweitet 
w,erde.n. Ich IgLarube 'nicht, daß IIlian dabei b.J.ei­
belIl kla:nn, ·weil IdBJS ihöher dst, laIs ,es ,La�ng­
fristig im Inves!titionspr:ognamm vOl1ges.ehen 
i·st. Di,e Struktur de,r ,]nVlelsflitioIlJen Ides Buooes 
ist auch nicht Idanach hes1Jimmt - dJaJS ,er'gibt 
doch ej!I1Je knilflische Prüf,ung -, ·wo der ,g;rößte 
Bei.:Lr.ag zur Wlachs,flumsföIldeIlUJng ,erfoLgt, son­
dern danach, wo der Istärkste Drruck. lauf pol,i­
tischer, Hes linnerpartei.1icher, Ebene ,aUJSgeÜJbt 
wUl1de. Ich 'erwähne im Idile,Stem ZmlSlammenhang 
die sehr hedelUtsame .Arulswleiwng des Investi­
Honsprogr,ammes der ·Bunldes:baJmen, 

Es f,ehH Wleiters 'ei�e !genauie Bed,a·:dsUinter­
suchung, ,eine Kostenn:ut2JeIllana,lyse de.r I'nve­
!stiti onen , ,BlUf deren GIlUThdLajg,e j:a .Letztlich enst 
edn Investitionsprognamm te IlsteJ1lt wenden 
könnte, 'das Pr.i.oIliltäben nach Isachlichen Ge­
'sichtsp11nkten IseflZJt. 

Die verstaJatLichte I'IlIoostI1ile list imme,r ·ein 
lJi.ebki!I1Jd g,eWleiSen. Der Herrr Sbaats'slekir;etär 
Dr. �esel!sky, der Is.ich j1a g·eme aLs Vlater der 
V,elrstaJatliichten :be�elidmet, hiat hie·r sicher auch 
k'eline .rei.!llJe Fr,eude, WetIlJll ler ·f.eSItstellt, Idaß 
nicht mehr Mittel ::t;Ur V,erfÜJguilig stehen, daß 
die VlefiSlbaatlicht,e 11Je!l1erdiillJgls ,auf das Ko.n­
junktufiBJUlsglleichsbUidget v.erWli:eseu WliIid. 

Wlir 's:eIhen Ihisher, meine soor v.er,ehrben 
Damen und Her.I'etll, 'im gan�en Komplex der 
Reooganisatton der ver.staaHichten BetI1ielbe 
noch keiIlJe ErfoLge. Dile VOI1aiUlSsetz:tmg für 
e1TlJen B.e.itl1a'g Zllim Wlachlstulffi dist nichJt g;e­
schlaff,eu wmtd!en, 'es ,sind di'e ,geSletz�icbJe:n .Aiuf­
la:g,en der Reor.g,cmiSiabion, die j:a hehiiJstet 
W,M,en, noch 'nicht lerfi11U wOl1detn. 

W,eit€rs :  Für dile IDViestibiOIlJen der Wjrt­
schaH siiJlJd !ei,n1g,e Ispekta:kiuläre Ansätze vor­
hand,en, Trot�d,em 'WICllgl€ lich ,au·ch hier die 

FOI1IllulLeI1ung : Es Isinld keine ,WlelSlentlichen För­
rderrung,en entha!lt€lIl. In lemz·e:men Blerelichen 
- llJnd das beg,rüße dch, weIlJn auch darüber 
!im R·ahIIlioo der Spezha1cLe'baJttJe lIloch-sehr rela­
tivierende Worte gebraucht werden müssen -, 
wile beilsp.ileLswetg.e iml Flr,emdenVi€Tke'hr, sind 
dLe Ansätze ,erhöht women. Nur am Rlande 
lSei vermerkt, :daß :diJese ISIeJ.tSlamJe Lnter:eslsen­
und Hedeutung,sver,lag,el1U1lIg in eillllem spür­
baren WI�densprruch rz.u den 1 400 ,Experten und 
ihren Arbeiten stand, für die gewissermaßen 
der Fr.emlderiverkehr, ähnLich wie die La.nd.­
WlirbscbJaft, die heute schon zitie,rt wurde, Inur 
·eline R.a:ndenschieinu.ng IUnserer W,i,rbschaf.t U!I1Jd 
Gesi€,Uschaft war. Es ist IBJber für die übri'ge 
Wir,tschiaft InJicht mOOr ,an Mitteln I'ZJUr Vierfü­
gung g,este'll t worrden. 

Ich Ibin nicht 'ge:g!€IIl die kiul<turel.1Jen Leis·tun­
goo., meine Damen IUnd HeHlen, weiß Gott 

nicht, und ich Ihin Ider .letz'be, der ,etwa die 
Bundestnelater .tn lihI1er geiSiamtkllllbuTiellen Be­
delUtung anzweif.eln rnöchite, ,a'be,r ich möchte 
hile!r doch ,einen Viengleich 'zJ.iJelhen. Ich möchte 
nämlich �ests1lellien, Idaß !dJi,e Ig€lSaJIlltJen Fördl€­
,rungsmittell des BuJndes'ffiinlis'teniums für Han­
dlel, Gewerbe und I'OOustrie g'eringler silIlJd als 
das Defi:z;i,t der BUIllJc1estheater. U:nd last. not 
lea:st - da's Ischeint nliir, me.i:ne Damen IUnd 
HerJlen, 'am bedeutsamsten ::z;u sein - der 
Begriff der Industriepolitik scheint über­
haupt aus dem SpIlachischiatz der Riegie.I'11Thg 
verschwunden zu sein ; 'wiederum in kr·assem 
WI.iJcLersprruch �u den schon zil1:!Le.r1:!en 1 400 Ex­
perten. Denn wa:s wir im Budget vorfinden, 
tst IIllichts MS e�ne ErtIllllJeIlUJIlJglspost von neuer­
dings 20 MHlionen Schillling, die offenbar auch 
nur noch eilne Art Relikt der seitnerneitiJgen 
Vons<tell.iulngen 'daIls.tleIH i 'eine EnimlJeTUnlgiSpost, 
die aber iluch nicbt nach ,einem SchWlerptmkt­
prog,namm irg,oodW11e ieiJll:gleiSetzt w.eI1den soU 
- zumindest ist nichts daraus zu ersehen -, 
nach einem SchwerpunktprogI"BJmm, 'Von dem 
man kÜJher so vi,el 'gesprochen hiat. Dile e,ilIlzdge 
Maß'IllaJhme, d!�e der FiJnIa:Ili2lmi.ni:ster erwähnt, 
die mau noch 'etw.a indlUJstrirepolJi,tiJsch IdaslSi­
fizieren könnte, ist der Ausbau des E- und 
E-Fonw, dlie Stänkru.lIlJg der Inv,esfliUcmskredd.t 
AG U!llId !die Er.I1ichtu1l!g ,einer Kapd:talbeteili­
guI1i9'S91€\Sletlsch!aft, laL�es Dinge, meine Is;ehr ver­
ehr,ten Damen und Herren, di.e w.:Lr dem Koren­
Plan entnehmen. 

Auch für d'ie Innenfinanzierung der Industrie 
und der ges·amten Wirtschaft gibt e.s keine 
neuen Vorschläge. Wlir haben heute schon 
hinreichend gehört, daß di,e Steuel1senkung 
neuerdings verschoben ist und welche Wirkun­
g'en dClls hat. Ich möchte aber zusätzlich meinen, 
daß das Budget in seinem Optimismus, der 
heut'e auch ISchon, ich wÜl1de sagen, besorgt 
fest.gestellt wurde - in seinem Einnahmen-
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optimismus -, die Steuer- und KreditmögLich­
kei ten so weitgehend ausschöpft, daß es auch 
das nächste J,ahr keine Reserve mehr für den 
Abbau der Sonder-steuern -gibt, jener Sonder­
steuern, die von Anfang an nur zeitlich be­
grenzt gedacht waren . W'enn wir die gesamte 
Steuersituation heute vergleichen , dann stellen 
wir  fest, daß di,e Steuerbelastung derzeit 
35,6 Prozent ,des Sozialproduktes aUJsmacht. 
Im Jahre 1 970 waren es noch, nebenbei gesa-gt , 
gleiichviel wie im Jahre 1 966, nämlich. 36, 1 .  
Die ständig steigende Steuerbelastungsquote 
zei,gt, wie systematilsch die LeilStung,sanreize 
geschwächt werden. Wenn di'e biJshenige Poli­
tik fortgesetzt wird, meine Damen und Herren, 
dann, glaube ich, können wir uns an den 
Fingern abzählen , '  daß das marktwirtschaft­
liehe System , das zweifellos nicht in den 
geseUschaftspolitischen Fernzielen die:ser Par­
tei enthalten ist, gefährdet iJst. 

Ich habe mir in der Vorbereitung zu den 
heutigen Gedanken die Mühe 'gemacht, Unter­
lag en aus früheren Berichten und Darstellun­
gen von Mitgliedern der Re.gierung durchzu­

sehen, und es i'st vor allem interessant zu 
sehen, WalS der Herr Staatssekretär im Bun­
deskanzleramt Dr. Vese1sky, der sich Ja sehr 
eingehend im Laufe der J.a'hre mit Problemen 
der Budg,etpolitik, der Budgettechnik , der Bud­
getp rognosen auseinander,gesetzt hat, dazu ge­
meint hat. Ich darf Ihnen sagen, man erkiennt 
auch daraus , bei aller Fachkenntnis des Herrn 
Dr. V,eselJsky, daß es hier um GesellschaftJs­
poHtisches geht, daß man dem Budget primär 
einen Einkommensumverteilungseffekt zuer­
kennt. Ich habe hier einen Artikel, aus dem 
ich wörtlich einen Satz mit Genehmigung des 
Herrn PräSidenten zitiere, worin es heißt, daß 
"die Budgetsanierung , die Rat,ionalisierung 
e ine r -sinnvollen Budg-etpolitik nur durch einen 
Verzicht auf weitere Steuersenkungen möglich 
sei,  daß im übrigen", auch das ist nicht uninter­
essant zu hören, " die bestehende Einkommens­
umv e rteilung durch die Bewertungsfreiheit 
und ähnliche Ding-e gehemmt werde". Das, 
glaube ich, muß man im Zusammenhang mit 
diesen gesellschaftspolitischen Ziel1stellungen 
des Herrn FdnanzministeI1S auch bedenken. 

Daß die kleine Steuerreform zu Be·ginn die­
ses Jahres die Progression des Gesamttarifes 
erheblich verschärft hat, ist bekannt, und ich 
möchte meinen, meine Damen und Herren -
das wurde auch schon einmal vom Herrn Abge­
ordneten Horr, allerding's in einer , wie mir 
scheint, ver,fremdenden Werse erwähnt -, daß 
auch das ganze Problem de's Arb eitsmarktes 
sehr wesentlich mit dieser Fra,ge der Steuer­
progr ession �us'ammeD'hängt und auch mit der 
Frage der 'ständigen Ausweitung ,der Lohn­
nebenkosten . 

Ich möchte mir hier einen Gedanken vorzu­
tragen erlauben, der möglicherweise die 
Widerstände ,gegen die Zurückdämmung der 
Lohnnebenkosten im Inter-esse einer e chten , 
klaren Ausweitung des effektiven Reallohnes 
r,eduziert, nämlich, daß man zum Bei.spiel dazu 
übergehen könnte, den Arbeitnehmer die Ab­
gaben mit Erlagschein selbst einzahlen zu 
lassen. Das 'würd.e eine Lohnpolitik :im Sinne 
Europas wesentlich begünstigen. 

Schließlich ist auch reg:ioI1lalpolitisch, meine 
Damen und Herren, nicht sehr viel Wese nt­
liches aus dem Budgetentwurf und aus den 
Worten des Herrn Finanzministers zu e nt­
nehmen . Es wird zwar die Bedeutung des 
Finanzausgleiches herausgestrichen , es wird 
die Bedeutung der Inv,estitionen der Gemein­
den anerkannt, aber konkrete Vorschläge, wie 
der Finanzausgleich, der ja nächstes Jahr aus­
l aufen soll, gestaltet wer,den soll, ,sind bisher 
nicht bekannt. Es wird lediglich auf die Raum­
ordrrunglskonferenz verwiesen. Das ist eine 
Praxis, mit der man ja bekanntermaßen Pro­
bleme, dice einem nicht sehr genehm sind oder 
deren Lösung man zumindest im .A:ugenb lick 
noch nicht 'absieht, auf die lange Bank schieben 
kann. 

Wenn schließlich der Herr Finanzminister 
d avon spricht, daß es uns geluI1lgen sei, den 
Wohlstand Englands nahezu zu ,erreichen 
- wobei er wohl das Einkommen pro Kopf 
meint und nicht das Vermögen und Kapital -, 
dann meine ich, stent das ein Lob auf die 
Wirtschaftspolitik der v;ergangenen Jahre dar, 
die das erreicht hat , aber es ist zugleich auch 
eine Warnung , keine Wirtschaftspolitik 
zu betreiben, wie sie beispieLsweise die 
Labour-Party in den verg,angenen Jahren be­
trieben hat, die das Wachstum Englands 
weit zurückbleiben ließ. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 

Ich möchte ,nochmals wielderholen: Di'eSJes Bud­

.get wird ,preilSsteigernd ,wirken, ,es ist inflatio­
när, ,es bi.etJet keinJe Wla!chstJum!sföl1demden An­
reize, es hat keine konjunkturgerechte Grund­
,stnuktur. 

Kad Alu!sch meint'e eimmal in eÜ11em ArtikeL 
in dem 'er 'sehr hefti'g g,egen di,e heute so leicht 
bdiglatJeUiJS1iJer1le InfLation aJUftrat, d1es-e s'ei im 
Grunde genoIImllen das Erlgiebnis einer Uiber­
fo.l1de:rrung der Wirtschaft. W:ir versuchen stän­
-d1g, ,alUS ldem Soz.iJa:lprodukt mehr h:er:aUJsru­
ho.l,en, -als dniJl!Iliem. ist. Da:s , meline Damen :und 
Herren, ist eine fals che, ,w.etl eben eine inflatio­
när-e Politik und ein Konz.ept, das nicht nur 
die Wirtschaft überfordert, Isondel1IT das läng,er­
fri:s_tig auch dem kleine.n Mann an den Lebens­
nerv .geht. 
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Dr. Blenk 

Die Infltati;on, vor de'r Wlir heute stehen 
- meiiIlle Damen und He,r,ren, dJaJs rrua cht die 
Prohl,ematik so komplex -, �st kein.e - wenn 
Sile so Iwollen - altmodische, ist ke�il'e jeIlier, 
dile durch NachlfI'aJgeÜfberhaing prOiduz:iert wur­
den, ISOIndern si,e ist 'eine l,eider k'aum mehr 
scble.ichende Kostendruck-Infliation. Daiber 
müßte 91eI1ade vom Boog.et afUIS 1lJUes versucht 
werden, UJIll die KosteIllS1Jelhg.erung·en uoo damit 
di,e Infl.atioruste!Iliden:z nicht weiter anzuheilzen. 

W,as geschii,e'ht aber tatsäch!lich , :so wie aals 
BulcLget vo.r IUns .liegt? Ich hin sicher , daß wir 
am J,a'hnes€nclJe dlies:e PrognO!sen nicht ·als 
irgendeme Helbseher-ei, sond'ern l!e'ide-r als bit­
te,re T,ats,acbJe empfinden w,eDden. Bs willrd nicht 
nur klein Geg'eng·ewicht gegen die umfassende 
PDeilslstei,gerungswleHe ,geschaffen, Isondern es 
wird s'elbst maßgebHch ICllaJZiU ibeigletmg,en durch 
die VerläJ�g�eruIlig der ullmittetba,r preiswiJrk­
samen Steuera,rten, durch dJa's DefiZii1, dess,en 

budgletpo.J.itischJe Gewichtung Ziusä,tzlich infLa­
tionsfördemd wJ l'kt , und schiheßlich wrch ein 
vorg,es:eheIl!els EventUJalbt1Jdg,et, von dem ich 
meti'llle, daß eiS in setIller Anlag,e von talischen 
kOillj unlktlllirpolitiischien Zi,e;lvomtellrung1en und 
Grundüb'er,legunyen aJUJsgeht. 

Meine SieJn �epehr·ben Damen u'llld Herren I 
AbschUeß,end mömt,e ich foLgendes sagen: 
SichierJich gibt es cmglesichbs der sehr komple­
x,en Proh1emaNk ]{leine P,a1entIöslU'IlJg. AlbeT 
ich meine , daß d�e Politik, die heute betr�ebien 
W'ird , mehr Aspelkte haben müßte, 'ei'Illen br,ei­
t'er�n K!atallog von MaßDlalhmen a,nzubi'eten 
hätte , die tabsäcblllirn in Richtung aJUf eine 
Dämpfru[}Jg der gaIliZien oo'twick'Lung hincuus­
g,ehetn : im cuußenhanJd.elJspOilHischen, ,im 'Wett­
bewerbs- und kartellrechtlichen, im arbeits­
maTktp01iHschen, im regi<ma,lpoldti's,ch,en Be­
reich 'UIl!d ISO weiteT. 

D1e:s'e Potitik wird - so wi'e es Sa!Il11ll.elson 
e:iIIl1l1H,l g,ena'IlJllt hat - eilll :ständ,tgles Br·emsen 

und Gasgeben im Wdrtschalftsalhl,auf sein müs­
sen, Im Mittelpunkt aber dieser 'g,amz'en T,ern­
nik des BremsleIlls und GaJsgehe11ls wird eine 
langfristig konzipierte Budgetpolitik stehen 
m"l..SlSIe\Il. Dais WOTt Langfr1i:stJig hören wir immer 
wieder , ,alber nichts deutet darauf ihin, daß 
eline ta,tsäChlich lä,ngerfnistilg.e Kon:repti on da­
hinbe!rst,eht . lIm MittelpUJnkt wind stehen müs­
sen ·eiIlle Budigetpd.1itik, däe konjunkt'UIIger!echt , 
die st:abilitätsoI1i:entiert, d1e wachstumsför­
demd und IStrukturvertbessernd ist, ei/ne Not­
wendi,gk,eit, mei!IlJe Dalluen uIlid Herren, dJiJe der 
vorU,eg,erude BntW7llir·f i.:n ·seine.r Gnuooa.nlalg.e 
in keiner W·e:iJSe e.r,füllt. Ich danik'e. (Beifall bei 
der OVP.) 

AbgeoI1dneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dentl HOihe,s Haus! Während der ganzen 
Debatte ,blahe ich herute häufig den Herrn 
FionaJll'Zlmdnisber rund seine rehls g,e�aßte, teils 
'ernste Miletne heobachtet. Dabei Wlurde ich an 
eine humo.ristische W'eilsbJeit eIlinnert, die wü 
dem AmerHoo.ner Mark TWlalin veIldanken. 
Ma'I1k Tw,ain ihat gesagt : "W,iT Heben j,ene 
MeIliSmen, die fIlisch her,aIUSISaglen, IW1as sie 
deDlk-en, VOIiaJUJs-gesetzt, sie denllren dasselbe 
Wlie wk" 

Ln diesem SilIme möchte lich das Budget des 
Herrn BunJdesfiIllaIl!ZIni,nistens unte,r einem g,mz 
bestimmten Aspekt betr,achten, nicht eJinze.lne 
Kapitel hera,usgr,eifen, iSo:ndem eilIlIDaJl belUr­
teJ!Len, wi,e dieses Hudg·et in der gesamben kon­
ju.nk1mrpolitischen L1liIlIdscha:ft aussieht. 

Zunächst ,muß feIStgestellt w,erden, daß auch 
,das vorg.e,leigt,e Budget 1 972 inn Wles,en tl i ehen 
eine Forts.etznmg aUer früher,en B1lIcLg!et.s dlar­
st,slilt. Es Siind dlais d1e Hudgells der von Jahr 
zu JKlihr, ihesonderlS seit 1 967, rasant st'eiig:enden 
Defi'zite. Entgegen de.r -g.eslicherten Er.kJennt."1iis 
der WirtschaJftswiJSis.enschaft:en von der Not­
wendilglmit eineT antizy,ld�schen FilIlia'Illzpolihk 
waren a:Ue Budgets der let'ztetn Jahre alUslge­
sprochen konj!UIlik1JurwdJdr�g . ni.e ste:ilgeiliden 
DefiZiibe waren g,e.ncuu das Gegent,eH v'on dem, 
WJaS dü,e arntizyklilsche Finanzpollitik fordert, 
nämlich in Zeiten der HOchkonjul1Jktur Kassen­
ÜJbeDschüsse im StaJatshaJUshalt Z1U oollden. (Abg. 
J u n g w i r  t h: Steuersenkung!) 

Twtzdem :1st eiln ,g,ewilsser Unterschied bei 
dem vorgel.elgt'en BUJdgetentwll.lir.f 1 972 zu be­
merk'en. We:l1lIl ma·n scugt: Wo v,i,e,l Licht, da 

auch vliel ScbJa,tten , so möchte ich das ZHlat 
'umdrehen und von dieslem BUJdget Slalgen: Wo 
viel Schatten, da auch ein wenig Licht. (Abg. 
S k r i t e k :  Das widerspricht der Natur!) 

Ich möchte Il!icht ,ans:behen, zunächst e.ilIlmal 
j ene Pn.Hlkte positiv Z1U vermeIilren, di,e das be'i 
ob}ektiver BetmchtJungsweLsle v,erdienen. Der 
PQsitJilve Gesichtspunkt bei dies1em Budget ist 
die äußerliche, die scheinbare Stahilisierung 
dels Defizits. LaJUt v.oliansch!lag Igab es .im Jahre 

1 971 ein BudgeWefiZiit von 9,8 Mil�ila.roen Schi1-
l iIllg. Dais gibt es jetzt wliedlßr. Bs ist aIso 
bei a'bsolut ,gleichen Zahlen elin g,ew:isser 
äußerlicher StahHisleDU11l9's,effekt fes1:JzusteUen. 

Di:e Optik scheint dem Herrn. Bunde,sfin:aiIlJZ­
mi'nister gel,ungen ZJU sein, die Optik nämlich , 

unt,er der mystischen Grenze eines Defizit,s 
von 1 0  MIHUarden Sch!i'l1i.nJg Z1U bleiben. Aber 
wir müssen lliIliS damit bef,alSIs'em., wLe es hinter 
di,eser Optik aussieht, ob diese scheinhare 
Statb:ilIität nicht einen Zus·band vortäruJscht, der 
nicht vorha,niden lilst. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet Zunächst ilSt fes·tZiUlSteHen, daß rli,eses Defizit 
ist der Abgeordnete Dr. Stix. Ich erteile es ihm. von 9,8 M.Lllila'nden SchiB/1ng in der äuß,erHchen 
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Dr. Stix 

Shabi1ldslel1U1Ilig trotz einer Steig,ewng des AU5-
galb:envoluJmens um 1 1  Prozent zustande ge­
kommeiIl 1st, weH EitImaJhmensteiJgerungen von 
rund 12  Prozent veranschlillgt wurden. 

Nun eIihe'bt sich natürlich die Fllage, ob 
diese Prognose maJiiJstiJsch ist. Man kann ge­
teUter Meinn.1DJg darüber sein, ob die Vorall.ls­
schät:mIllig der Entw:iddJung des SoziJalp,roduk­
t,es, wie sie ZJl.liI'etzt vom IlIlJStitJut für Wirt­
schaftsforscbJu,ng Ulnd auch vom Beimt IQBgeben 
wurden, stimmt. 

Als Pl1akbike ,r 'ClJUJS dem Wirtsch,aftSileoon 
möchte ich Is,agen: Eines hiat oder Herr Fi'l1alIlz­
min:i'ster v,erlITlJutlich ,ga'DIZ r,icht�g ednkalk:uliert, 
daß nämlkh die E1nn.al1men aus detn öfient­
lichen Abgabe n , die dem Budget 1972 zu­
fließen, ja im wesentJlichen aus den enormen 
stelUerJüchen LeiJstnliIlig,en der Hochkonjunkwr­
j a,hre 197017 1 resultieren . Insofern scheint 
mir die'Se Prognose des Herrn Finanzmini,sters 
nicht völlig von der Hand zu weisen zu sein, 

Bevor ich nun dieses Defizit von 9,8 Milliar­
den Schilling auf dj,e gegebene aktuelle Kon­
junktursituation projiziere, möchte ich einen 
Sprung mach en und mich vorwegnehmend mit 
dem Eventualbudget, mit dem Konjunkturvor­
anschlag befrnssen. Der Fjnanzminister hat da­
für rund 2,8 Milli!arden Schilling vorgesehen , 
also für den Fall, daß die konjunkturelle Ent­
wicklung im Jahre 1972 abflacht und stützende 
Maßnahmen d e s  Staates erforderlich macht . 

In diesem Konj unkturvoranschlag ist vor­
gesehen, daß die Ansätze in allen Gebarungs­
bereichen in der Höhe einheitlicher Hundert­
sätze praktisch erhöht werden. Das halten wir 
Freiheitlichen für einen konjunkturpolitiJschen 
Fehler. Wir sind der Meinung, daß 
ein solches Konjunkturbudget nicht gleich­
mäßig über alle Bereiche gestreut werden 
dürfte, sondern Schwerpunkte zu bilden hätte. 

Ich möchte j etzt zurückgehen zu dem Defizit, 
das wir haben. Dieses Defizit ist nicht zuletzt 
daraus entstanden, daß eben in eini,gen Sek­
toren beziehungsweise GebarUIlJg,shereichen 
die Ausnahmen weit über den Pro�entsatz der 
durchschnittlichen Ausgabensteigerung des 
Budgets anges e tzt wurden. Und da frage ich 
jetzt : Wäre es nicht im Sinne ,einer vernünf­
tigen Konjunkturpolitik richtiger, die im Bud­
get beabsichtigte Schwerpunktbildung zu 
einem Teil in jenes Konjunkturbudget, in 
jenen KonjunkturvoraU!sanschlag hineinzuneh­
men? Da's würde nämlich e'I11,all.l'ben, ,das Defizit 
des aktueUen. BudgetJs 1 972 :zru senken bezie­
hungsweise in 'einem b estimmten Aus'lllJaß, 
auf das ich g.lekh eiIl!gehem wer,de, zu vermei­
den. 

Bei diesem Defizit muß bei voJ.ksw.irtsmaft­
lieher Betmchwngsweise natürHch zugegeben 
werden, daß es IlIUr ein inl,andswirlksames Defi­
zit von 2,2 MilLiJarden enthält. Das ist ·eine 
Größenofo(:mung, di,e ,in einem Konjunkturbud­
get durchaus PoI,atz hätte, ,alll!ch im Sinne der 
von :dJer R€igieIlUIlJg bealbsichbigten Schw.er­
punkflb:iJId'l1Illg UJIl!tengebr.acht 1JU we;rde.n. 

Wir fI1ClJgen daher den Her,rn FiIlJanzminister, 
waIlUID ,er ,eioo sOilche konjlUnkturpolitisdl 
sicher zweckmäßig,e Uber,legung nicht in seim 
Konzept mit einbezogen hat. 

Aber auch dieses inlandswirksame Defizit 
von ,rIlJur" 2,2 Milliarden 1st angesichts der 
aktueLlen Konju,nktudage prolb1ematiJsch. Der 
Her.r Hnanzmi.Iüster hatte 1m Okt'Ülber dieses 
Jahres seIher erklärt, daß wir nicht 'IlIUr Voll­
beschäft�glUng, sOll'dem eine überhitzte Kon­
junktur haben . Lu der Zeit einer solchen über­
bitzten KonjlUnktur g,i1lt also die Reg,e1, daß der 
Sta,at an ,sich DlberschüSlse 1JU htlden hätte . 
Das ist g:e'IlJau das Gegenteil von dem, was 
hter mit ,einem Defizit, wenn auch l1JUr von 
2,2 MHli.arden, .g<emJacht wild. Es '1st umso 
naheliegeIlJder , di,es,e 2,2 Mitlliarden e:bner har­
ten KI1i-tik zlu unteI1ziehen. Der RechUlUngsab­
schluß 1 970 beweist, daß es auch anders geht, 
denm. im RechinlUoIllgsabsch1uß 1 970 war das in­
landswirkslame Defizit ,auf 0,2 MilHal1den a,b­
gesenkt. 

Ich forage daher den Herrn Hnanz,min1ster: 
W!al1UID gLaubt er, e:s 1m Budget 1 972 nicht 
fertigbringen zu können, trotz einer über­
hitr.z:ten Konj'unktJur , wj,e er es seil:ber so beur­
teiil.t hat, trotz e,iner äußer,st arugelSpannten 
P,reis:sitJuation auch für das Budge,t 1972 das 
inlandswirksame Defizit zu senken, nach unse­
rer Meinung mindestens a,uf Null? (Beifall bei 
der FPO.) 

Ich möchte drei Beispi1el,e für die ilünter der 
scheinbar günstigen Defizitstabilisierung 
stehende infLator,ische Hnanzgeharung her,aus­
greifen; drei Beisp1eLe, die nur zelg,en, daß di,e 
A:bwickhung der Budg,etJs , die prekHsche 
Hnanzgebanung der R'egiel1Ullg keiineswegs so 
konjlUnkt'll.vbedacht ist, wiie das in theoreti­
schen Ä'll.ßeooIlig,en, sei es 'in der &€ig,i,erungs­
erklärung, sei es in der Budgetrede, uns hier 
wei,s,gerrnacht wind , 

Da ist einmal das kleine Beispiel der Auf­
löslliny der Rück1ha'gen im Budg,et. Ich möchte 
nur die Z'ahllen IlJennen: 1971  Wiurden Rück­
lagen in der Höhe von einer dreiviertel Mil­
liiar.de SchHling aufigelöst. Für odalS Budget 
1972 jlst die AruUöSlung von 1 ,04 Milliarden 
Rüddageu vor,gesehen. Das sand Nettoz'ahlen, 
denn weder 1 97 1  noch 1972 ist eine Z1Uifühnung 
zu Rückllagen vonge.s.ehen. Diese Aru.flös'll.'D.g 
v,on Rück1mgien ilst 'hier l1JUr ein Symptom für 
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Dr. Stix 
die inflatorilsche Fina�g·eharung, die wir die­
sem Btundesmini:ster trotz allle:m vorwerfen 
müSlsen. 

Ein z·w,eites Beispiel a'UlS dem Gebiet der 
Finanzschuld des Bundes betreffend die Bun­
deStSchatzscheine. Die BUITldesschabzscheine die­
nen dazu, .einer kurz- und mitte1fristilg'en Bud­
getfinanz-ienung vlOr,an7mhe,uen. Ich halbe mir 
die Zahlen aJll'S den MitteiLu[]gen des Direkto­
r.ilUms der Nationalbank aiUJSigehoben. Es .er,g:ilbt 
sidl folgende Ste1genuIligsrate bei den :Bundes­
scbJatzscheinen, also bei der kIurzf:r,istigen Bun­
desschuldfina,J]zieflUiIlJg. 1 968 waren es 681 Mil­
liO'Ilen SchHJing an ZruwachsIlaten, 1 969 waren 
es 1 ,7 Miilüarden SchiHing, 1 970 1 ,386 Mtl­
lianden Schilling und im ensten Halbj,ahr 197 1  
4,67 MilLiarden Schilling ZJUfWlams a n  kul1Z­
fri.stigen Brundesscbabzsmeinen. Meine Damen 
und Hem,enl Da,s tst Kredi�ge:1dschöpfl11ng im 
BankensYlStem und ein evident inflatorischer 
Vongang. (Beifall bei der FPO.) 

ALs dr,ittes Beispie:l e,in viel l eicht deswegen 
'helißes Eisen, weill es auCh odlie Rechte des 
Hohen Hauses herÜlhrt. Es handelt 'sich um die 
Ha,ndhaibuDig der ,sogenannten Ver,w,altung.s­
schulden, j ener Schu.Lden, die nicht zu den 
orden1Jlichen, 'genehmigten FitnalJ]�schuLden des 
Bundes g,ehören, .sOJl.dern di,e die Dienststellen 
aus eig:enem machJen, indem sie AiuJsZlahLungs­
rückstände oder Z.alhlung"srückstände eingehen. 
Wissen Sie, wie hoch diese Zahlen 'sind? - Im 
Redlnulligsabscbluß für 1 970 finden Sie di-es'e 
illeg'wl,e Scbluldenausweitung des Bundes im 
Wege von Verwa,ulUngssmUl1den mit über Zlwei 
Mil.liarden Schilling aUSigew,iesen . 

Diese zwei Milliarden SchiUintg sind nicht 
nur eine AushölhLung der Budgetr,echte des 
Hohen Haruses, denn diese zWlei MHU,ar:den 
Schilil!ing sind nicht g.enehrrügt , sie stellen 
außerdem ei[}Jßn weiteren Beitr,a1g ZIU einer 
inflationären FinatUZlgeba,rung rllar. W,amrm? 
W'eil ,diese Verwa1ltung!sschulden in einer Art 
Dreiecksverhältnis Zlwi,sdlen DieruststeUe, Auf­
trwgnehmer be.ziehullligsweise Lieferlanten und 
den Baniken gam nOI1IDal im W,ege der Bank,en 
vo,rfinJanziert werden. Es handelt sich UJffi Vlor­
fina'ßZierte Auslglaben des Bundes, die keine 
Deck.iung dIurch Beschlüsse dieses Hohen Hau­
ses finden. 

Ich meine, daß wir eigentllich atMe ,aufg·er'ufen 
wären, diesen Pl1aktHren, der BiLdJung von Ver­
waltungSischulden neben der Fin aI1lZ:S mulden­
gebarung des Bundes, erhöhte Aufmerksam­
keit zuzuwenden. 

lDas waren dmi Be�spie1e, d:ie zeig,en, wie 
sich hiiIlter eLnem arudl äußerliCh nicht scblecht 
aussehenden Budget in Waihrheit dodl eine 
konjunktJUrwidritgie i'llHator,ische Finanzgeba­
rung abwickelt. 

Ich möchte aber auch ,auf das K'apitel der 
Aus,�a,J]dsversch'UI'dung 2lU ,sprechen kommen, 
denn auch hier ist die in den letzten J,ahren 
e1ng.er,i'Stse.ne AiuJslandsverschru.ldlU,ng :g,anz 
sicher,uch konjunkburwidriJg . Die Z.ahlen für 
die AUJsiLa'ndsverschuldfU!ng lauten folgender­

maßen: Der Stand war 1967 noch 7 ,2 Milli.ar­
deiIl, er ist 1 968 auf 1 1 ,8 Miilli,arden ang,ew,ach­
sen, 1 969 auf 12,7 MillUarden UlIld hat 1970 
den Stand von 1 3,4 MHl1arden erreicht. 

Es ist nun als posibv 2'JU vermeflken, daß 
im RechIlflmglS.albschluß 1970 'eine Verlang­
samung dieser heunnulh]gend ZlUn�hmenden 
Ausllandsversdmldru.nJg 'nachg,ewiesen 'ist. Es ist 
bßJgrüßenswert, daß :sich im J'aJhre 1970 die 
Nettoversch'U1dung im Ausland nur mehr um 
7 1 9  Mililionen Schini,ng ,gesteigert hat. 

Wir Fr,eiheitlichen siiIld der Meinung , daß 
es aIlJges-ichts der konjlUnkturellen Lage einer 
überhitzten Hochkonj.un:k:tur richtig und zweck­
mäßilg wäre, AluSlaoossdlIulden verstärkt zu 

tiLgen. 

Wenn Herr Bundesfil1'anZlffiinister Androsch 
vor zw,ei Tagen - wenn ich mich nicht irre -

die Äußerung g.etan hat, er woUe diese IlUnd 
1 ,7 MiLHard.en Mehreinnahmen, die une:r;war­
tet im Redmungsj.a:hr 1 970 ei,ngetreten s ind , 

dalZlu verwenden, um gewisse Ausl.a.nds:schul­
den vorzeit.i'g ,�u tiLg.en, dann S'aJgen wi.r Frei­
he:itlichen dazu j a, weil ,es kO'Iljunkturpölitisch 
r,ichti.g ist. Wir müssen ab.er noch einen V.or­
behalt anbringen, den V.oI1b.elhalt: Di,e Worte 
höre ich wdhl, aiUein mir feblt der Gl1aube .  
- Aber es liegt Ja ,in der Hand des Finanz­
minister,s , uns hier 'ZlU Glältfbilgen 2'JU machen. 

Absch·1ießend :zmr konj.unkturpoliUschen Be­
urteilung des Budgets 1 972 möchte ich sagen: 
Es zeigt .einen schwachen An:s.a,tz ZIU einer 
Besserung glegenÜ'ber der bi,sherigen konjuI1k­
turwidrigen Pr,ax:is der �urückiliegenoden Bud­
gets. Aher dies,er schwache Ans'atz ist unge­
nügend, und wir verurteilen ihn deswegen 
hart, weill er nicht 'S'O schwach !sein müßte ; 
er könnte stärker sein. 

Das inlandswiI1ksarrne Defiz,it im Ausmaß 
von 2,2 MilHal'den SchilHng ist angesichts des 
erhitzten Preisklimas untr,a!gbar. Wir fordern, 
daß im Budget 1972 dieses inlandswirksame 
Defizit auf Null heJ1abgesetzt wird. Ander,nfalls 
müßte sich die Bundesregierung mit Recht den 
Vorwurf g,efallen La,ssen, daß ,ihr Budget tm 
Erudeffekt unsozi,aJ ist, denn - das wurde 
heute j1a schon -ges'agt - nichts ist unsozialer 
al,s eine inflationär,e Politik, nicht,s -ist unsozia­
ler als Preils;g.te�gel1lmgen, nidlt IlIUr ge.genüber 
den Bezielhem fester ankommen, aaso gegen­
über den Gehalts- und Lohnempfäng.ern und 
geg,enÜlber den Rentnern, sondern auch - das 
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Dr. Stix 
trifft wieder un:s alJle - ge.genÜJb er dem Sparer, 

von dem wir doch e.i-gentlich eIlw.arten, daß er 
rnurch sein€n Verzicht arulf .d€n Verbrauch sei­
ner Ersparnisse die notwe ndigen Wachstums­
investitionen finanzier,t. Wenn wir aber nicht 
bald von einer Preisste1g,ef1uIlJg,srare von 5 Pro­
zent ihellUnterkommen, werden wir diesen 
Sparer entmutigen, und das kann sich für das 
Wachst'1lm unJSerer Wirt,smaft schlecht auswir­
ken. (Beifall bei der FPO.) 

Nun möchte ich zum A,bschluß ein Kapitel 
aus dem Budget her,a'Usgreifen, über das heute 
noch nicht entsprechend ,gesprochen wurde, 
ich meine das �apitel Landesverteidigung . Ich 
bin weiß Gott kein Wehr experte . Aber wenn 
ich mir die Zahlen ansehe, die im Budget für 
die Landesverteidigung angesetzt sind, dann 
bleibt mir nur noch das Kopfschütteln übrig. Im 
Jahre 1 910 WlUrden für die Lande,sverteidigung 
4, 1 3  Milharden a,Ilige:setzt,  1 97 1  ware.n es 
4, 1 4  MiHi-arden - pr·akHsch keine Steige­
rung - , und 1m Budget 1 912 w.erden für die 
Landesverteidi,gung wieder nur g,anze 4,4 Mil­
li'arden Schilling an.ge.se tzt. Dies ist eine Stei­
gerung von etwas Ülber 6 Prozent angesichts 
einer Stei'geroung der Ges,amta,uSlgaben im Bud­
get von rund 1 1  Prozent. 

Ich frage die Bundesregierung : WHI sie 
wirklich das Bundesheer aushungern? W�ll sie 
wirklich die österreichi'scbJe Landesverteidi­
gung auf kaltem W8ige total ruinieren? Ich 
erinnere mich noch genau an die ORoP-Konfron­
tation Kreisky-Schleinzer, und wie Herr Dok­
tor Krei1sky das 'erste Ma:l diese Diskrepanz 
erwälhnte : 60 T'a,g,e Waffenü'blungen haben wir 
beschlossen , aber wir werden ja nur 30 durch­
führen können. - Das ist etwas, was uns 
un,gemein beunruhigt. Wlenn ich mir alber 
Mer die Zahilen im Budget 1 972 anseIhe, dann 
gll8.'Uibe ich dem Herrn Dr. Kreisky, daß er die 
60 Ta,ge W,affenübunge n  nicht durchführen 
kann, denn er sorgt im Wege seines Finanz­
ministers dafür, daß das Geld für das Bundes­
heer übeI1haupt nicht vorhanden ist. (Zwischen­
ruf des Abg. S c  h i e d e r. )  Aber Sie wissen 
g'anz genau, daß ,heute und in diesen Jahren 
die Voraus'setzungen , nämlich der K,ader des 
Bundesheeres kaputtgehen . Und ohne diesen 
K,ader können Sie a:uch in 5 Jahren keine 
30 Tage Waff.enübungen mehr machen. (Neuer­
licher Zwischenruf des Abg. S c h i  e d e r.) 

Ich möchte das K1apitel Landesverteidigu.ng 
mit einem st,aatspoliUschen Appell schli:eßen : 
Dire Bundesreg·iefoU1lig mö,ge nicht die Glaub­
würdigkeit unserer Landesv,erte idigung ver­
spielen ! Sie möge damit nicht die Glaubwür­
diiQkeit unserer militärischen NeutIlalität in 
Zweif.eil ziehen, und sie möge - und das 
geb e ich staatspolitisch zou bedenken - nicht 

j ene Osterreich'er entmutirgen, die bereit sind, 
diesen Staat ernst ZlU nehmen II.l:1ld notfaHs 
auch zu verteidigen ! (Beifall bei der FPO. -
Abg. Dr. T u  1 1: Endlich ein S taa tspolitiker! 
Ein Glück, daß Sie gekommen sind!) 

Prästident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Zittmayr. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr PräoStdent l Holhes Haus I Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren ! Ich bin heute 
offensichtlich wiedler eiIllmal der letzte, nicht 
nur im Alphabet unter 1 83 A:bgeordneten , 
sondern ich bin heute bei dieser ersten Lesung 
angebl ich auch der 'letzte Redner. (Abg. 
P e t  e r : Der letzte Redner der ersten Runde! 
- Abg. Z e i  1 1  i n  g e r; Man 8011 den Tag 
nicht vor dem Abend loben! - Heiterkeit.) 
Das ist richtLg. Ich möchte mich b emühen, 
nach Möglichkeit ganz kurz zu sein , sofern 
ich dazu die Gelegenheit habe. 

Ich möchte feststelLen, daß der Herr Finanz­
mini'ster ilIIl aUgeIlleine� Teil seiner Booget­
rede mit Eigenlob und Selbstbeweihräuche­
rung nicht gespart und insbesondere die Wirt­

schaftsdaten des Jahres 1 970 als Bestätigung 

herangezogen hat. Er hat es aber wohlweislich 
verschwie1gen , daß die gesetzl ichen Grund­
lag,en dafür in der Z eit  der OVP-Regierung 

geschaffen und die auslösenden Initiativen er­
griffen wurden und daß eigentlich sehr viele 
wirtschaftspolitische Maßnahmen , die im 

Budget 1972 auch ihren Niederschl ag finden, 

auf di.e Zeit der OVP-RegJ.erung zurückgehen . 

Das Budget für 1 910 wurde von der OVP­
Alleinregierung so verantwortungsbewußt er­
stellt, daß 2 Milliarden Schilling Mehrein­
nahmen im Jahre 1 970 erzielt wurden. (Zwi­
schenruf des Abg. lng. H ä u 8 e r.) J'a , Herr 
Vi z eka,nzler , das stimmt. VieliLeicht haben Sie 
das damals nicht rkhtitg v.erfoLgt, vielleicht hat 
Ihnen dafür die Zeit ,gefehlt . 

Diesen Erfolg n1mmt in über,triebener Be­
scheiden.heit ilIuch Minister Androsch für sich 
in Anspruch. Der Finanzminister spricht von 
zi,elbewußten wirtschaftspolitischen Maßnah­
nahmen, die zu einer B elebullig der Bautätig­
keit, zur Ausweitung der Industrieproduktion 
sowie zur Strukturvenb e,sserung geführt hät­
ten. Die Tatsacrnen sind jedoch' etwas anders 
und zei.gen das Ge,genteil . 

Schon in der P,reisdebatte hier im P,arla­
me nt am 8. JiUli des heurigen J,alhres haben 
die Ver,trleter der Osterrei chischen Volks­
partei, aber auch die de r  FreilhetitUchen Partei 
der soziallistischen Minderheitsregierung ihre 
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Versäumnisse und Fehler ,aiuf wirtschJaftspoli­
tischem Gebiet nachgewiesen und vorgehalten. 

In der Budgetrede spricht der Einan�mi1llister 
von dem Schatten, der a,uf die Preisentwick­
lung fällt, und von dem auß erordentlich un­
sozialen ChoaHllkter einer inflationär,en Ent­
wicklung. Es wurden hier von meinem Vor­
redner schon sehr ridltLge AusfühnuIllgen g.e­
macht, und es wurde nachgewiesen, daß es 
sich tatsächlich um eine inflationäre Entwick­
ltung größt'en Ausmaßes handelt. Ich ktann das 
nur unterstreichen. Auf meine diesbe'züglkhen 
Aouß erungen ,am 8. Juli des heurLgen Jahres 
haben die sozialistischen Alhgeordneten sehr 
hefti.g reClJgiert. VLel1eidlt kann sich der eine 
oder a·ndere noch erinnern. Schon allei.n auf 
das Wort "Inflation" hat :man sehr sauer 
r·eClJgiert, und jetzt gebr.aucht es der Herr 
Fi-n:anzminister in seiner Budgetrede und be­
stäUgt damit meine AJusfülhrulllgen. S.o ändern 
sich die Zeiten! 

In der Zw.1schenzeit wUl1de auch meine da­
malige Fe'StsteUung, daß durch die über fünf­
prozentige G eldwertver.dünnung der Zuwachs 
der Spar'einlagen zurü<kgeht und die Kredit­
inanspruchnahme zunimmt, von allen B ank­
instituts gruppen mehr oder minder off·en zu­
gegeben. Damals haben Sie auf meine Fest­
stellungen heftig reagiert. Ich möchte das nur 
in Erinnerung rufen, damit Sie sehen, daß 
unsere Behauptungen nicht aus der Luft geholt 
waren. 

Zum Weltspartag hat der Herr Finanzmini­
ster sehr optimistische Aussagen über die 
Spartätigkeit gemacht. Allerdings haben sie 
nicht ganz gestimmt. Der Herr Bundespräsi­
dent Jonas hat richtigerweis·e gewisse Besorg­
nisse über die Entwi<klung der Spartätigkeit 
zum Ausdruck gebracht. Auch das, glaube ich, 
sollte man hier festhalten. 

Wenn gegenwärtig schon durch Monate hin­
durch der Verbraucherpreisindex j eweils um 
über 5,3 Prozent über dem Vergleichsmonat 
des Vorjahres Hegt und die Steigerung g,egen­
über dem April 1 970, also dem Zeitpunkt der 
Regierungsübernahme, schon rund 8 Proz·ent 
beträgt, dann darf 'sich die Regierung nicht 
wundern, wenn die Osterreicher darauf nega­
tiv reagieren, auch wenn die ,sozlaliostische 
Propaganda diese Tatsache verniedlicht und 
immer auf das Ausland hinweist und wenn 
die sozialistische Mundpropaganda in den Be­
trieben die Schuld an dieser Entwi<klung 
anderen zusch·iebt. Die kra,ssen Fehlleistungen 
und Versäumnisse der SPO-Regierung können 
aber nicht verheimlicht werden. 

Dabei stehen ja den Osterre.ichern weitere 
Belastungen bevor:  Benzinpreis, Strompreis, 
Eisenbahn, Wiener Straßenbahn und andere 

PreiserhÖlhungen. (Abg. S k r i t e k:  Sie haben 
aber viel abgeschrieben!) Ja, Sie haben das 
heute ISchon ,ge'hört. Mir ist ,aher, meine 'sehr 
geehrten Heuen von der Unken Seite, nur 
aufgetallen, daß ·sich vom GeweI1ksma:ftslbund 
eig·entlich überhaJUpt niemand Zlum Wort ge­
meldet und daß kein einziger Redner auf die 
AusfÜihruiligen des Ahgeordneten Sandmeier 
geant'wortet hat. (Zustimmung bei der OVP.) 
Offensichtlich hat KoHege Sandmeier mit 
seinen AusfÜlhrung<en den Nagel sehr auf den 
Kopf Igetroffen (Heiterkeit bei der SPO), weil 
sich Ihre selhr gee'hrten Damen und Herren 
so ruihLg verhalten haben und keine Wort­
meldung erfolgt ist. (Abg. G r a t  Z: Weil Sie 
nie etwas Neues sagen, deswegen melden wir 
uns nichtl) Nein, weil Ehnen diese Dinge sehr 
weh tun. Das verstehe ich sehr gut, Herr neuer 
Klu:bOlbmann ! (Neuerliche Heiterkeit.) 

Jedenfalls ist das eingetroffen, was vor der 
WaJhl gesagt wurde, daß es einen sehr starken 
Aufstau V1erschiedener Pre�se gibt und daß runs 
in den nächsten Monaten weitoere wahrn:sinnige 
Kost.enstei,gemngen auf aHen Gebieten bevor­
stehen und ,durch Tariferhöhungen eine be­
sondere Ver'schär,f.ung eintritt. Diese Tarif­
ephölh'l1ngen sind auch für die Land- und Forst­
wirtschaft von auß.erordentlich gwßer Bedeu­
tung - auch das wurde schon angedeutet -, 
wem di.e Land- und ForstwirtschiaH nicht in 
der Lage ist, solche ,gestiegenen Tarife auf 
die P:r;eise ihrer Produkte ummulegen. 

Wenn es so weiterlgeht, meine ,sehr geehrten 
Damen und Herren, dann wird die RegieIiUng 
Krei,sky einen traurigen Weltfielwrd aufstel­
len, denn man r,echnet, ·daß in den zwei Jahren 
von April 1970 bis April 1972 ' die Pr,eis­
stetg·erungen rund 1 1  Pr,ozent arusmachen wer­
den, und es ist ein echter Rekord, der damit 
aULgesteUt wird. 

Felhler und Versäumnisse der sOZlialistischen 
Regiemng allein hätten ,aber noch nicht mI 

dieSier EntwickLung gefüihrt, sondern die Preis­
steigerungen wurden zum TeH durch die 
Regieflung direkt oder indir,ekt ,ausgelöst. 
Auch darauf hat mein Vorredner bereits hin­
gewiesen. Ein Budgetdefizit im Ausmaß von 
1 0  M�marden SchiUing in der Höchstkonj'l1nk­
tur, eine massive ErhöhuIlIg des Dieselöl­
preises ab 1 .  Jänner 197 1 ,  eine Meihrhelast'l1ng 
der Wirts chaft mit K,osten aller Art, eine ab­
normale Uberhitzun;g des Bau:sektoDS und viele 
andere Maßnahmen müss,en der SPO-Minder­
heitsregienung in diesem Zusammenhang vor­
geworfen w.erden. Das Budget 1 972 und die 
bevorstehenden Tarif- und PreiserhöhJungen 
sind nicht ,geei,gnet, eine Eindämmung des 
Preisauftriebes und ,eine Sta'bilisiemng des 
Geldwertes in Osterreich �u eneichen. 
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Ich möchte arn Beispiel der Kostensteigenung 
auf dem Bausektor zeigen, daß die Stei,gerung 
der Budgetausgruben im Jahre 1972 um 1 2  MB­
liarden Schilling oder 10,9 Prozent nicht aus­
reicht, um dieselben Bauleistungen und Infra­
strukturinvestitionen wie 1971 �u erbringen. 
In der Zeit von Oktober 1970 bis Sept'ernber 
1971  !haben sich die Barukosten in Osterreich 
l,aut ONORM und den vom Finanzministerium 
anerkannten Lohn- und Materialpreiserhöhun­
gen um durchschnittlich 24 Prozent erhöht. Ich 
kann das beweisen, weil mir diese Unterlagen 
für ein großes Bauvorhaben vorgelegt wurden. 
Der Herr Finanzmintster wird es sichePlich 
auch bestätigen können, denn diese Erhöhun­
gen im Ausmaß v,on 24 Prozent innerhalb 
eine's Jaihres sind, wie gesagt, laut ONORM 
und laut den vom Finanzm1nisterium aner­
kannten Lohn- und Materialpreiserhöhungen 
eingetreten. Aus,gelöst wmde diese Erhöhung 
durch Versäumnisse der Regierung, die keine 
Anpassung der öffenHichen Investitionen an 
die Kapazität der B aufirmen vorgenommen 
hat, vieUeicht auch deshaLb, weil es unpopulär 
gewesen wäre und am 10.  Oktolber 1 971  die 
absolute Mehrheit ,gefährdet hätte. 

Meine sehr geehrten Damen und HerIienl 
Wenn wir uns nun die einzelnen Ansätze 
im Budget ansehen . . .  (Abg. Dr. F i s  e h e  r: 
Nicl1 t alle!) Beruh�gen Sie sich, Herr Alhge­
ordneter Fischer! Sie sind noch zu jung da , 
als Ahgeordneter ha'ben Sie noch zuwenig 
Sitzfleisch, Sie sind 'noch an das HeDUlmlCllUfen 
gewöhntl (Hei terkeiL) 

Wenn j etzt zum Bei,spiel im Budget 1972 
für die Wohnbauförderung um 1 8  P roz'ent 
höhere Geldmittel, für den StraßeIl'hau um 
8 Prozent mehr, für Agrarinvestitionskredite 
um null Prozent mehr, also die gleichen Mittel 
wie für 197 1 ,  und für Infra'strukturinvesti­
tionen um 13 Prozent mehr Mittel �ur Ver­
fügung st,ehen, dann ist es so, daß mit d iesen 
größeren Geldmitteln die Kostensteigemng 
im gleichen Zeitraum in der Höhe von 24 Pro­
zent nicht ausgeglichen werden kann. Da,s 
heißt mit ianderen Worten, daß um den 
größeren Geldbetrag wen1ger gebaut w e rden 
kann als ein Jahr vorher. Das stimmt, meine 
sehr g,eehrten Damen und Herren, wenn Sie 
es auch nicht zugeben wollen. Da1s heißt, mit 
dem gleichen Geld können weni'ger Schul­
klassen gebaut werden, es können weniger 
Spitäler gebaut wer.den, es können w eniger 
WirtsChaftsgebäude gebaut werden, und es 
kann auch weni'ger in den Fremdenverkehr 
investiert werden. Wenn das der Weg in die 
Europareife ist, den die Regierung angedeutet 
hat, dann weiß ich nicht, was das für ein Weg 
i st. 

Diese Entwicklung - das möchte iCh be­
sonder,s unterstreichen - trifft natürliCh die 
Landwirtschaft besonders hart. Wegen der 
gestieg,enen B aukosten steigen die Beträg,e in 
den Kreditansuchen. Der zur Verfügung 
stehende Agrarinvestitionskreditb etrag ist j e­
doch gleichgeblieben. Daher können mit dem 
gleichen Kreditbetrag 'statt zum Beispiel 
1000 StaUungen im Jahre 197 1  im Jahre 1972 
nur mehr 760 Stallungen gebaut werden. Das 
ist j a  auch der Grund, warum di'e Geldmittel 
bei den Landesregierungen und Landwirt­
schaftskammern immer zmwenig w erden. 

Dann behauptet die sozialistis che Propa­
ganda in den Belangsendungen, d aß die An­
suchen nicht erledigt werden. Sie werden aber 
deshalb nicht erledigt, weil vom Landwirt­
schaftsministerium für diesen Zwe ck  zuwenig 
Geld zur Verfügung steht beziehungsweise 
weil sich die Kreditbeträge in den Ansuchen 
- Herr Minister, Sie können da,s sicherlich 
bestätiogen - von Jahr zu J1ahr wesentlich 
erhöhen, weil die Baukosten eben stark ge­
stiegen Isind. 

Bei der Betrachtung des Kapitels Land- und 
Forstwirtschaft und der Preisausgleiche für 
J ahr 1972 fällt auf, daß abgesehen vom Berog­
bauernsoiliderprogramm in der Höhe von 
300 Millionen Sdlilling praktisch alle anderen 
Ansätze gesenkt oder in gleicher Höhe wie 
1 971  aufscheinen, obwohl, wie schon ange·, 
führt, die l(jaufkraft der zur Verfügung 
stehenden Beträge insbesondere bei  Maschi­
nen und Baumaßnahmen beträchtlich abge­
sunken ist. 

Ich darf auf die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Pfeifer hinweisen, der festge­
stellt hat, daß für die Bergbauern erstmals 
etwas geschieht. Ich möchte darauf hinweisen, 
daß es das Bergbauernsonderprogramm schon 
seit vi,elen Jahren in der österreichischen 
Agr,arpolitik gibt. (Widerspruch bei der SPO.) 

Meine sehr geehrten Herren .Alhgeordneten ! 
Das zeigt wiederum in aner Deutlichkeit, daß 
Sie in den abgelaufenen Jahren das Kapitel 
LandwirtschaH und Grüner Plan offensichtHch 
nicht gelesen haben. (Zustimmung bei der 
OVP.) Ich würde ,an Ihrer Steille selhr ruhig 
sein und nicht zeigen, ,daß ich mich in den 
ab,gelaufenen J,a'hren mit diesen Fr,agen über­
haupt nie beschäfUgt habe. (Beifall bei der 
GVP.) 

Meine s€ihr geehrten Damen und Herren r 
Sie wissen ganz gen.au, daß ,schon seit Jahren 
diese Mittel für das BeI1gbauemsonderpro­
gra:mm aus der Futtermittelimportab�labe und 
aus dem Grünen Plan finanziert wrurden .und 
daß die.se Mittel bereits v,orher in die Agrar-
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förderung einge!baut w,erden. Sie haben sich und deutlich aussprechen: Ein gerechter Preis 
vielleidlt nur einen schönen Ga:g geleistet, für land- und forstwirbschaftliche Produkte ist 
indem Sie die Mittel 'getrennt harben, die der Arbeitslohn für den Bauern genauso wie 
bisher schon ins Ber;gbauerngebiet g,eflossen der Lohn für den Arbeiter oder das Gehalt 
sind, in ein eigenes Progmmm und die anderen für den Angestellten oder die Pension für 
in ein anderes Programm. (Widerspruch bei den Pensionirsten. Die Landwirtschaft hat also 
der SPO.) So kann man es natürlich auch vom Preis her ihren Arbeitslohn. Sie müs:sen 
machen. Herr Minister ! Sie dürfen mir g}au- verstehen, daß sich die Landwirtschaft ge­
ben,  daß ich mich in diesen Dingen halbwegs zwungen sieht, auf Grund der Kostensteige­
auskenne. rungen eine Anpassung ihrer Erzeugerprei,se 

Wenn Sie glaU'ben, daß da:s so wundel'bar 
ist, daß der Grüne Blan 1972 mit 780 Mil­
lionen Schi1liI1g um 0,7 Prozent des Gesamt­
budgets niedriger angesetzt ist aIs 1 97 1  und 
nur mehr 0,63 Prozent des Gesamtbudg'ets 
erreicht (Abg. G r a t  z: Das ist nur wesent­
lich mehr Geld!) : Im Jraihre 1968, Herr Minister, 
also vor vier J·ahren, waren es 814  Millionen 
Schilling, d.as war 1 Prozent des Gesamt­
budgets. Damals waren 84 MiHiarden Gesamt­
bu.dget, j etzt 1 22 Milliarden. So schaut die 
"Bauernfr,eundlichk,eit" Ihrer Regier,ung aus ! 
(Beifall bei der avp.) 

An Treibstoffverbill1gung werden für 1 972 
insgesamt 308 Millionen Schilling vorgesehen, 
obwohl zur Ahgeltung der rDieselpreiser­
hähung mit 1 .  Jänner 1 971  482 Millionen 
Schillin,g erforderlich gewesen wär,en. 1 74 Mil­
lionen Schiloling werden auch 1972 dank des 
grandiosem. Beschlusses ülber die ErhÖlhung 
der Die.selölpr.eise der österreichi;sc..�en Land­
und Forstwirtschaft vorenthalten und damit 
ihrem Einkommen entzogen. Auch das gehört 
hierher. 

Daneben bestehen ungedeckte Mehrerfor­
dernisse in diesem Budget beim Milchpreis­
ausgleich in der Höhe von 265 MHlionen 
SchioHing. Um 1 1 ,3 Miillionen Schilling wurde 
der Preisau5lgJeich für Schl,achttiere 'und 
tierische Produkte gekürzt, obwohl wir s chon 
heuer zuwenig Geld für diese Kapitel hahen. 
Außerdem ha!ben wir das Nichtauslaufen der 
Alkoholsonder'steuer, das die Weinbauern mit 
rund 500 Miollionen Schilling belastet. Als·o 
das sind die "Geschenke" für die Landwirt­
scha.ft im J ahre 1972. 

Diese Auswirkungen und aHgemeine Preis­
steigerungen um 5 bis 6 Prozent sowie die 
Steig,erung der Betriebsmittelpreise insbeson­
dere der Maschinen und der BCliumaßnaihmen 
bedeuten eine MehI1belaslJUng für die öster­
reichi!sche Landwirtschaft im Jahr,e 1 972 in der 
Größenordnung von rund 2 MiHiarden Schil­
Jung. Daß wir uns dafür bei der sozialisti:schen 
Re,gierung nicht bedanken, sondern hefti'g 
gegen diese Benachteiligung protestieren, wer­
den Sie verstehen. (Beifall bei der avp.) 

Aber, meine ,sehr ,geehrten Damen und Her­
ren, eines möchte ich auch einmal ,ganz klar 

zu verlangen. Man kann nicht die Landwirt­
schaft für die Stabilität im Lande verantwort­
lich machen, und rundherum erhöhen sich täg­
lich Pretse und Kosten. Ebenso wie die Löhne, 
Gehälter und Pensionen .stei'gen, müssen daher 
auch die Preise beziehungsweise die Erlöse 
der Bauern angehoben werden. 

Es war in den Jahren nach dem Kriege mög­
lich, durch Erzeugungssteigerung, Spezialisie­
rung und Rationalisierung gewisse Reserven 
auszuschöpfen und das Einkommen zu verbes­
sern. Diese Rationalisierungsmöglichkeiten 
und die Möglichkeit der Erzeugungs'steige­
rung sind heute nicht mehr gegeben. Daher 
muß die Landwirtschaft darauf bestehen, daß 
auch ihre Preise regelmäßiog der Kostenent­
wicklung angepaßt und entsprechend reguliert 
werden. 

Ver.geblich sucht man im. der Budgetrede des 
Finanzministers nach Maßnahmem. zur Förde­
rung des ländlichen Raumes. Bei der Behand­
lung des Finanzausgleiches erwähnt er zwar 
die schweren finanziellen Schwierigkeiten der 
Gemeinden, ohne auf nä'here Einzelheiten ein­
zugehen, spricht j edoch nicht von der größten 
Ungerechtigkeit, die gegenwärtig beim Finanz­
ausgleich besteht. 

Wir haben kein Ver:ständnis dafür, daß 
kleine und mittlere Geme�nden, wie sie über­
wiegend im ländlichen Raum bestehen, pro 
Einwohner nur den halben Betra.g aus den 
Mitteln des Steueraufkommens im Rahmen des 
Finanzaus'gleiches erhalten als Großgemeinden 
mit über 50.000 Einwohnern. Bei allem Ver­
ständnis für die Aufg,aben der Groß'gemeinden 
in den Ballungszentren muß zur Erfüllung der 
vielseitigen Aufgaben der kl'einen und mitt­
leren Gemeinden diese Ungerechtiogkeit be­
seitigt werden. Ein Einwohner soll auch im 
ländlichen Raum soviel wert sein wie in der 
Großstadt. (Beifall bei der avp.) 

Wir wissen, daß ·auf die Landgemeinden 
große Bel,astungen zJU:kommen und daß sie 
finanziell in großen Schwierigkeiten sind. 
Schulbauten, Wasserversorogung, Abwasseran­
lagen, Straßenbau und -instandhaltung, Sport­
anlJagen und vi'eles andere ist im ländlichen 
Raum äußerst vordringlich und kann wegen 
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fina�z ieller Schwierigkeiten oftmals nicht in 
Angriff genommen werden. 

Der Städter erwartet sich ebenso wie der 
in- und ausläIl'dische Urlauber ein geptlegtes 
Land mit en1!sprechenden Straß en und kommu­
nalen Einrichtungen, eine 'funktionierende 
ärztliche Versorgung, eine reine Umwelt und 
bewirtschaftete Kulturflächen in Berg und Tal. 
Dafür muß aber die Allgemeinheit und damit 
der S t a at und die Regierung bereit sein, ihren 
finanziellen Beitnag zu lei,sten, sonst wird das 
Land bald brachliegen, wie wir ja an Bei­
spiele n  in anderen Ländern sehen. Die Flächen 
werden verwildern, und in kleinen Dörfern 
und G emeinden werden entsiedelt und damit 
die Tragfähigkeit des ländlichen Raumes in 
Frage gestellt. Aus den Fehlern anderer Län­
der, insbesondere auch der Vereinigten Staa­
ten, s ollten wir rechtzeitig lernen. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1, auf die SPO weisend: Die lernen 
überhaupt nichts!) Leider kann man beim 
BUdgetentwurf für das J ahr 1 972 keine dies­
bezüglichen Ansätze erkennen. 

Abschließend möchte ich noch ein wichtiges 
und s ehr aktuelles Kapitel anschneiden. Wie 
Sie wis sen, ist nach dem beschlossenen Bei­
tritt Englands zum Gemeinsamen Markt für 
die neu tralen ' Staaten Schweden, Osterreich 
und die Schweiz ein Verhandlungsmandat bei 
der EWG in Ausarbeitung. 

Die sozialistische Regierung stellt die bisher 
bekannten Ergebnisse im schönsten Licht dar, 
obwohl unseres Wissens sehr schwerwiegende 
Nachteile und Mängel gegeben sind. Neben 
der Regelung für Gewerbe und Industrie, die 
ebenfalls für einige Sektoren schwere Nach­
teile und Schwierigkeiten erwarten läßt, soll 
die Landwirtschaft mit ihrem Außenhandel 
vollkommen ausgeklammert werden. Darüber 
hinaus soll  von EWG-Seite angeblich verlangt 
werden, daß Osterreichs Landwirtschaft noch 
dazu e inige Nachteile zugunsten gewisser 
Industriezugestänldnisse in Kauf nehmen soll . 
Anscheinend sind die Herren in Brüssel von 
allen guten Geistern verlassen, und offensicht­
lich tritt ,auch unsere sozialistische Regierung 
solchen Ansichten nicht sofort und energisch 
genug entgegen. 

größerer Menge produziert werden, wie Milch­

produkte , Vieh und Wein, kÖIl!llte mit einer 
mengenmäßigen Festlegung von Kontingenten 
d e r  j ährlichen Lieferung an verschiedenen 
Produkten zu einem vereinbarten Mindest­
prei s  bei einem We.gf.all der EWG-Abschöp­
fung oder bei Festlegung einer geringfügige­
ren Abschöpfung eine Lösung erzielt werden, 
wie sie teilweise j etzt schon besteht. Damit 
würde keine Gefährdung des EWG-internen 
Agrarpreisgefüges eintreten, und unsere Land­
wirtschaft hätte keine Preiseinbußen durch 
den Wegfall der Abschöpfung an der EWG­
Grenze. 

Ebenso könnte auf Gegenseitigkeit die 
gleiche Regelung für verschiedene Produkte, 
die wir aus der EWG einführen, wie Süd­
früchte, Tabak, Olkuchen, Fischmehl, Käse und 
so weiter, in Erwägung .gezogen werden. (Abg. 
Dr. W e i h S: Die Gerste nicht vergessen!) 
Ode r  diie Gerste. Herr Minister, Ihrer Phanta­
sie i:5t hier breitester Spielraum gelassen, 
wenn Sie eine Lösung zustande bringen. (Abg. 
Dr. W e i h s:  Keine Phantasie! Sie werden 
von den Tatsachen überrascht werden!) Im 
Interesse der österreich�schen Landwirtschaft 
möchte ich daher den zuständigen Minister 
auffordern, alles in seiner Macht S tlehende zu 
tun, damit e.ine tragbare Lösung zustande 
kommt. 

Ein vollkommener Ausschluß der Landwirt­
schaft allJS einer künftigen EWG-Regelung 
wur ae Schrumpfung und Tod für diesen 
Berufszweig bedeuten. Ob es ein neutraler 
Staat,  der außerdem ein FremdenverkehTisland 
im Herzen Europas ist, darauf ankommen las­
sen k ann, wage ich zu bezweifleln. 

Wir müssen daher mehr Nachdruck unserer 
Regierung bei ihren Verhandlungen in Brüssel 
verlangen, denn bisher fühlt sich die Land­
wirtschaft verlassen und nicht entsprechend 
vertreten. (Zustimmung bei der OVP.) 

Zusammenfassend möchte ich feststellen, 
daß d atS vorliegende Budget ,in der gegien­
wärtigen Form nicht geeignet ist, die schwieri­
gen wirtschaftlichen Probleme unseres Landes 
einer Lösung zuzuführen, die unsoziale Preis­
steigerung zu dämpfen und den Geldwert zu 
stabilisieren und auch die leistungsfeindliche 
Steuerprogression zu mildern. (Beifall bei der 
GVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die große EWG mit ihrer leistungsfähigen 
Industrie und ihrer leistungsfähigen Land­
wirtschaft könnte dem kleinen neutralen 
Osterreich,  das am Schnittpunkt zwischen Ost 
und West li egt, sicherlich auch auf dem land­
wirtschaftlichen Sektor entgegenkommen, 
ohne die EWG-Agrarmarktordnung in Frage 

Der Abgeordnete Gratz hat den geschäfts­
ordnungsmäßigen Antrag gestellt, die Regie­
rungsvorlage betreffend das Bundesfinanz­

wichtigsten Gruppen von Agrar- gesetz für das Jahr 1 972 dem Finanz- und 

zu stellen. 
. 

Für die 
produkten , die strukturell in Osterreich in I Budgetausschuß z u z u w e i s  e n. 
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Ich lasse über diesen Antrag a b s t i m  m e n. 
Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i  g a n  g e n  0 m­
m e n. 

Die Regierungsvorlage ist somit dem Finanz­
und Budgetausschuß zugewiesen. 

Die Tagesordnung i st erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 
Donnerstag, den 2. Dezember 197 1 ,  um 9 Uhr 
ein. 

Diese Sitzung findet zur Abhaltung einer 
Fragestunde statt. Außerdem erfolgen die in 
der Geschäft!sordnung voroge:s efuenen Verlaut­
barungen des Präsidenten. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung : 18 Uhr 15 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 42061 
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